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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
… Sanktionen 

… 
§ 2. … § 2. … 

 29. Qualifizierte elektronische Signatur ist eine elektronische Signatur, die 
den Anforderungen von § 2 Z 3a des Signaturgesetzes (SigG), BGBl. I 
Nr. 190/1999, entspricht. 

 30.  
 29. Schriftlich …  30. Schriftlich … 
 30. Sichere elektronische Signatur ist eine elektronische Signatur, die den 

Anforderungen von § 2 Z 3 des Signaturgesetzes (SigG), BGBl. I 
Nr. 190/1999, entspricht. 

 

 31. Sicheres Verketten … 
 32. Sicherstellungen: … 
 33. Technische Bezugsgröße … 
 34. Technische Spezifikationen: … 
 35. Telekommunikationsdienste ... 
 36. Unternehmer ... 
 37. Unverbindliche Erklärung zur Leistungserbringung … 
 38. Variantenangebot ... 
 39. Verbundenes Unternehmen ... 
 40. Vergabekontrollbehörden ... 
 41. Vergebende Stelle ... 
 42. Wahlposition ... 
 43. Wesentliche Anforderungen ... 
 44. Widerrufsentscheidung ... 
 45. Widerrufserklärung ... 

 31. Sicheres Verketten … 
 32. Sicherstellungen: … 
 33. Straßenfahrzeug ist ein Fahrzeug, das einer der in Tabelle 3 des 

Anhanges XIX genannten Fahrzeugklasse angehört. 
 34. Technische Bezugsgröße … 
 35. Technische Spezifikationen: … 
 36. Telekommunikationsdienste ... 
 37. Unternehmer ... 
 38. Unverbindliche Erklärung zur Leistungserbringung ... 
 39. Variantenangebot ... 
 40. Verbundenes Unternehmen ... 
 41. Vergabekontrollbehörden ... 
 42. Vergebende Stelle ... 
 43. Wahlposition ... 
 44. Wesentliche Anforderungen ... 
 45. Widerrufsentscheidung ... 
 46. Widerrufserklärung ... 

 46. Zeitstempeldienst ist eine Bescheinigung, die den Anforderungen von 
§ 2 Z 12 SigG entspricht. 

47. Zeitstempel ist eine elektronische Bescheinigung, dass bestimmte 
elektronische Daten zu einem bestimmten Zeitpunkt  vorgelegen sind. 

 47. … 
 b) Aufträge vergibt oder Rahmenvereinbarungen über Bau-, Liefer- oder 

 48. … 
 b) für Auftraggeber Aufträge vergibt oder für Auftraggeber 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Dienstleistungen für Auftraggeber abschließt. Rahmenvereinbarungen über Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen 

abschließt. 
 48. Zuschlagsentscheidung ... 
 49. Zuschlagserteilung … 

 49. Zuschlagsentscheidung ... 
 50. Zuschlagserteilung … 

§ 10. … 
 2. für Lieferungen von Waren, für die Erbringung von Dienstleistungen 

und für die Erbringung von Bauleistungen im Bereich des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung, auf die Art. 296 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) 
Anwendung findet, 

 …  
 4. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 

auf Grund einer gemäß dem EGV zwischen der Republik Österreich und 
einem oder mehreren Drittstaaten abgeschlossenen Übereinkunft über 
Lieferungen, Bauleistungen oder Dienstleistungen für ein von den 
Vertragsparteien gemeinsam zu verwirklichendes oder zu nutzendes 
Projekt durchgeführt werden, wobei der Kommission der Abschluss 
jeder Übereinkunft mitzuteilen ist, 

 …  
 14. für die Beschaffung von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen durch 

Auftraggeber von einer zentralen Beschaffungsstelle, sofern die zentrale 
Beschaffungsstelle bei der Beschaffung dieser Bau-, Liefer- oder 
Dienstleistungen die Bestimmungen des 2. Teiles dieses Bundesgesetzes 
eingehalten hat, 

 …  

§ 10. … 
 2. für Lieferungen von Waren, für die Erbringung von Dienstleistungen und für 

die Erbringung von Bauleistungen im Bereich des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung und Sport, auf die Art. 296 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft (EGV) Anwendung findet, 

 …  
 4. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die auf 

Grund einer gemäß dem EGV zwischen der Republik Österreich und einem 
oder mehreren Drittstaaten abgeschlossenen Übereinkunft über Lieferungen, 
Bauleistungen oder Dienstleistungen für ein von den Vertragsparteien 
gemeinsam zu verwirklichendes oder zu nutzendes Projekt durchgeführt 
werden, wobei der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(Kommission) der Abschluss jeder Übereinkunft mitzuteilen ist, 

 …  
 14. für die Beschaffung von Liefer- oder Dienstleistungen durch Auftraggeber 

von einer zentralen Beschaffungsstelle, sofern die zentrale 
Beschaffungsstelle bei der Beschaffung dieser Liefer- oder Dienstleistungen 
die Bestimmungen des 2. Teiles dieses Bundesgesetzes eingehalten hat, 

 …  

 17. … 
 b) eine Trennung vom ursprünglichen Bauauftrag zwar möglich wäre, 

die zusätzlichen Bauleistungen aber für dessen Verbesserung 
unbedingt erforderlich sind. 

 17. … 
 b) eine Trennung vom ursprünglichen Bauauftrag zwar möglich wäre, die 

zusätzlichen Bauleistungen aber für dessen Vollendung unbedingt 
erforderlich sind. 

§ 11. Dieses Bundesgesetz gilt mit Ausnahme der §§ 3 Abs. 1, 8, 49, 335, 
344 und 345 Abs. 1 bis 3 nicht für die Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionsverträgen. Dienstleistungskonzessionsverträge sind 
von Auftraggebern gemäß § 3 Abs. 1 unter Beachtung der 
gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des Diskriminierungsverbotes 

§ 11. Dieses Bundesgesetz gilt mit Ausnahme der §§ 3 Abs. 1, 8, 49, 336, 344 
und 345 Abs. 1 bis 3 nicht für die Vergabe von Dienstleistungskonzessionsverträgen. 
Dienstleistungskonzessionsverträge sind von Auftraggebern gemäß § 3 Abs. 1 unter 
Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes und, soweit dies auf Grund des Wertes und des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und, soweit dies auf Grund des Wertes und des Gegenstandes des Vertrages 
erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren 
Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 
gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes 
entspricht, zu vergeben…. 

Gegenstandes des Vertrages erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem Verfahren 
mit mehreren Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 
gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes 
entspricht, zu vergeben…. 

§ 12. (1) Verfahren von Auftraggebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen 
im Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
 1. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, die von in Anhang V 

genannten Auftraggebern vergeben werden, mindestens 137 000 Euro 
beträgt; bei Lieferaufträgen, die im Bereich des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung vergeben werden, gilt dies nur für Aufträge 
betreffend Waren, die in Anhang VI genannt sind; 

 2. bei allen übrigen Liefer- und Dienstleistungsaufträgen mindestens 
211 000 Euro beträgt; 

 3. bei öffentlichen Bauaufträgen und Baukonzessionsverträgen mindestens 
5 278 000 Euro beträgt. 

(2) Wettbewerbe von Auftraggebern erfolgen im Oberschwellenbereich, 
wenn bei Realisierungswettbewerben der geschätzte Auftragswert des 
Dienstleistungsauftrages ohne Umsatzsteuer unter Berücksichtigung etwaiger 
Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwettbewerben die 
Summe der Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer 
 1. bei von in Anhang V genannten Auftraggebern durchgeführten 

Wettbewerben mindestens 137 000 Euro beträgt; 
 2. bei von anderen als in Z 1 genannten Auftraggebern durchgeführten 

Wettbewerben mindestens 211 000 Euro beträgt. 

§ 12. (1) Verfahren von Auftraggebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen im 
Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
 1. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, die von in Anhang V genannten 

Auftraggebern vergeben werden, mindestens 133 000 Euro beträgt; bei 
Lieferaufträgen, die im Bereich des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung und Sport vergeben werden, gilt dies nur für Aufträge 
betreffend Waren, die in Anhang VI genannt sind; 

 2. bei allen übrigen Liefer- und Dienstleistungsaufträgen mindestens 
206 000 Euro beträgt; 

 3. bei öffentlichen Bauaufträgen und Baukonzessionsverträgen mindestens 
5 150 000 Euro beträgt. 

(2) Wettbewerbe von Auftraggebern erfolgen im Oberschwellenbereich, wenn 
bei Realisierungswettbewerben der geschätzte Auftragswert des 
Dienstleistungsauftrages ohne Umsatzsteuer unter Berücksichtigung etwaiger 
Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwettbewerben die Summe 
der Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer 
 1. bei von in Anhang V genannten Auftraggebern durchgeführten 

Wettbewerben mindestens 133 000 Euro beträgt; 
 2. bei von anderen als in Z 1 genannten Auftraggebern durchgeführten 

Wettbewerben mindestens 206 000 Euro beträgt. 
§ 18. Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den §§ 11, 

12 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 3, 15 Abs. 4 und 5, 16 Abs. 5 und 6, 37, 38, 41 Abs. 2 
Z 1, 53 Abs. 4, 78, 125 Abs. 5, 126 Abs. 1 sowie 141 Abs. 3 festgesetzten 
Schwellen- oder Loswerte, soweit völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs 
dies erfordern oder dies auf Grund von gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften 
erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer einheitlichen 
Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen zweckmäßig ist, andere 
Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

§ 18. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den §§ 11, 
12 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 3, 15 Abs. 4 und 5, 16 Abs. 5 und 6, 37, 38, 41 Abs. 2 Z 1, 
53 Abs. 4, 70 Abs. 3 und 4, 125 Abs. 5, 126 Abs. 1 sowie 141 Abs. 3 festgesetzten 
Schwellen- oder Loswerte, soweit völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs dies 
erfordern oder dies auf Grund von gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften 
erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer einheitlichen 
Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- 
oder Loswerte festsetzen. 

(2) Sofern die in den §§ 12 Abs. 1 und 2 sowie 53 Abs. 4 Z 3 festgesetzten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schwellenwerte an die von der Kommission gemäß dem Verfahren des Art. 78 der 
Richtlinie 2004/18/EG geänderten Schwellenwerte angeglichen werden sollen, hat 
der Bundeskanzler die neu festgesetzten Schwellenwerte im Bundesgesetzblatt 
kundzumachen. 

§ 20. (1) Bewerber oder Bieter, die im Gebiet einer anderen Vertragspartei 
des EWR-Abkommens ansässig sind und die ein Anerkennungs- oder 
Gleichhaltungsverfahren gemäß den §§ 373c, 373d und 373e der 
Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194, durchführen oder eine 
Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-Architektenverordnung, BGBl. 
Nr. 694/1995, oder eine Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-
Ingenieurkonsulentenverordnung, BGBl. Nr. 695/1995, einholen müssen, haben 
die entsprechenden Anträge möglichst umgehend zu stellen. Der Bescheid über 
die Erteilung der Anerkennung bzw. den Ausspruch der Gleichhaltung oder eine 
Bestätigung gemäß der EWR-Architektenverordnung oder der EWR-
Ingenieurkonsulentenverordnung muss spätestens im Zeitpunkt der 
Zuschlagsentscheidung vorliegen. Sie haben den Nachweis beizubringen, dass 
sie vor Ablauf der Angebotsfrist einen Antrag gemäß den genannten 
Rechtsvorschriften eingebracht haben. 

§ 20. (1) Bewerber oder Bieter, die im Gebiet einer anderen Vertragspartei des 
EWR-Abkommens oder in der Schweiz ansässig sind und die für die Ausübung einer 
Tätigkeit in Österreich eine behördliche Entscheidung betreffend ihre 
Berufsqualifikation einholen müssen, haben ein darauf gerichtetes Verfahren 
möglichst umgehend, jedenfalls aber vor Ablauf der Angebotsfrist einzuleiten. 

§ 38. … 
(2) … 

 3. auf Grund einer besonders günstigen Gelegenheit, die sich für einen sehr 
kurzen Zeitraum ergeben hat, Waren oder Dienstleistungen zu einem 
Preis beschafft werden können, der erheblich unter den marktüblichen 
Preisen liegt, oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 4. im Rahmen eines durchgeführten Vergabeverfahrens 
 a) kein oder kein im Sinne dieses Bundesgesetzes geeignetes Angebot 

§ 38. … 
(2) … 

 3. auf Grund einer besonders günstigen Gelegenheit, die sich für 
einen sehr kurzen Zeitraum ergeben hat, Waren oder 
Dienstleistungen von einem Unternehmer zu einem Preis 
beschafft werden können, der erheblich unter den 
marktüblichen Preisen liegt, oder 

 4. Dienstleistungen zu besonders günstigen Bedingungen von 
einem Unternehmer beschafft werden können, der seine 
Geschäftstätigkeit endgültig einstellt, oder von einem 
Verwalter oder Liquidator im Rahmen eines Insolvenz-, 
Konkurs-, Vergleichs- oder Ausgleichsverfahrens oder eines in 
den Rechts- oder Verwaltungsvorschriften der EWR-
Vertragsparteien vorgesehenen gleichartigen Verfahrens 
erworben werden, oder 

 5. im Rahmen eines durchgeführten Vergabeverfahrens 
 a) kein oder kein im Sinne dieses Bundesgesetzes geeignetes Angebot 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
abgegeben oder 

 b) keine oder keine im Sinne dieses Bundesgesetzes geeignete 
Wettbewerbsarbeit oder Lösung eingereicht oder 

 c) kein Teilnahmeantrag gestellt 
worden ist und die ursprünglichen Bedingungen für den Auftrag nicht 
grundlegend geändert werden. 

abgegeben oder 
 b) keine oder keine im Sinne dieses Bundesgesetzes geeignete 

Wettbewerbsarbeit oder Lösung eingereicht oder 
 c) kein Teilnahmeantrag gestellt 

worden ist und die ursprünglichen Bedingungen für den Auftrag nicht 
grundlegend geändert werden. 

§ 41. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Wege der 
Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 3 Abs. 1, 4 bis 6, 9, 10, 13 
bis 16, 19 Abs. 1, 25 Abs. 10, 42 Abs. 2, 78 und 132 Abs. 3, der 4. bis 6. Teil 
sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 4. 

§ 41. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Wege der 
Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 3 Abs. 1, 4 bis 6, 9, 10, 13 bis 
16, 19 Abs. 1, 25 Abs. 10, 42 Abs. 2 , der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften der 
Abs. 2 bis 4. 

§ 43. (1) Die Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Mitteilungen, 
Anträgen, Aufforderungen und Benachrichtigungen sowie jeder sonstige 
Informationsaustausch zwischen Auftraggebern und Unternehmern, kann, sofern 
der Auftraggeber nicht ausnahmsweise anderes festlegt, wahlweise brieflich, per 
Fax oder elektronisch erfolgen. … 

… 

§ 43. (1) Die Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Mitteilungen, 
Anträgen, Aufforderungen und Benachrichtigungen sowie jeder sonstige 
Informationsaustausch zwischen Auftraggebern und Unternehmern kann, sofern in 
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist oder der Auftraggeber nicht 
ausnahmsweise anderes festlegt, wahlweise per Telefax oder elektronisch – in 
begründeten Ausnahmefällen auch brieflich – erfolgen. … 

… 
(4) Eine elektronische Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, 

Angeboten und Dokumenten, die im Zusammenhang mit der Angebotsbewertung 
stehen, hat unter Verwendung einer sicheren elektronischen Signatur (§ 2 Z 3 
SigG) bzw. so zu erfolgen, dass die Überprüfbarkeit der Vollständigkeit, Echtheit 
und Unverfälschtheit der übermittelten Datensätze mit der Qualität einer sicheren 
elektronischen Signatur gewährleistet ist. 

… 

(4) Eine elektronische Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Angeboten 
und Dokumenten, die im Zusammenhang mit der Angebotsbewertung stehen, hat 
unter Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur bzw. so zu erfolgen, 
dass die Überprüfbarkeit der Vollständigkeit, Echtheit und Unverfälschtheit der 
übermittelten Datensätze mit der Qualität einer qualifizierten elektronischen Signatur 
gewährleistet ist. 

… 
(6) … Soweit in diesem Gesetz zwingend eine Mitteilung von 

Entscheidungen an Unternehmer auf elektronischem Weg oder mittels Telefax 
vorgesehen wird, ist eine briefliche Übermittlung nur in begründeten 
Ausnahmefällen zulässig. ... 

 

§ 44. (1) Auftraggeber haben bis zum 31. August jedes Jahres – bei 
Auftraggebern, die in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, im Wege der 
jeweiligen Landesregierung – dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zur 
Weiterleitung an die Kommission statistische Aufstellungen über die im 
vorangegangenen Jahr vergebenen Aufträge zu übermitteln. 

§ 44. (1) Auftraggeber haben bis zum 31. August jedes Jahres – bei 
Auftraggebern, die in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, im Wege der 
jeweiligen Landesregierung – dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend zur Weiterleitung an die Kommission statistische Aufstellungen über die im 
vorangegangenen Jahr vergebenen Aufträge zu übermitteln. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 45. Soweit dieses Bundesgesetz, mit Ausnahme der Bestimmung des 

§ 335, Mitteilungs- oder Berichtspflichten an die Kommission oder andere 
Vertragsparteien des EWR-Abkommens vorsieht, hat bei Vergabeverfahren, die 
in den Vollziehungsbereich des Bundes fallen, der Auftraggeber, bei 
Vergabeverfahren, die in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, der 
Auftraggeber im Wege der jeweiligen Landesregierung dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
Dieser hat die Unterlagen im Wege der Ständigen Vertretung Österreichs bei der 
EU an die Kommission und an die Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
weiterzuleiten und den Bundeskanzler davon zu unterrichten. 

§ 45. Soweit dieses Bundesgesetz, mit Ausnahme der Bestimmung des § 336, 
Mitteilungs- oder Berichtspflichten an die Kommission oder andere Vertragsparteien 
des EWR-Abkommens vorsieht, hat bei Vergabeverfahren, die in den 
Vollziehungsbereich des Bundes fallen, der Auftraggeber, bei Vergabeverfahren, die 
in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, der Auftraggeber im Wege der 
jeweiligen Landesregierung dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Dieser hat die Unterlagen im 
Wege der Ständigen Vertretung Österreichs bei der EU an die Kommission und an 
die Vertragsparteien des EWR-Abkommens weiterzuleiten und den Bundeskanzler 
davon zu unterrichten. 

§ 46. (1) … 
(2) In der Bekanntmachung ist auf das allfällige Erfordernis einer 

Anerkennung oder Gleichhaltung gemäß den §§ 373c, 373d und 373e 
GewO 1994 oder einer Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-
Architektenverordnung, BGBl. Nr. 694/1995, oder einer Bestätigung gemäß § 1 
Abs. 4 der EWR-Ingenieurkonsulentenverordnung, BGBl. Nr. 695/1995, 
ausdrücklich hinzuweisen. 

§ 46. (1) … 
(2) In der Bekanntmachung ist auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen 

Entscheidung für die Zulässigkeit der Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie 
auf die Verpflichtung gemäß § 20 Abs. 1 ausdrücklich hinzuweisen. 

§ 49. Der Auftraggeber kann Bekanntmachungen und Mitteilungen, die 
nicht einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem Bundesgesetz 
unterliegen, der Kommission unter Verwendung allenfalls existierender 
einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen im 
Oberschwellenbereich übermitteln. Die Übermittlung der Bekanntmachungen 
und Mitteilungen hat auf elektronischem Weg nach den vom Bundeskanzler 
gemäß § 50 kundgemachten Verfahren für die Übermittlung von 
Bekanntmachungen und Mitteilungen zu erfolgen. Der Auftraggeber muss den 
Tag der Absendung der Bekanntmachung nachweisen können. 

§ 49. (1) Der Auftraggeber kann Bekanntmachungen und Mitteilungen, die nicht 
einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem Bundesgesetz unterliegen, der 
Kommission unter Verwendung allenfalls existierender einschlägiger 
Standardformulare für Bekanntmachungen übermitteln. 

(2) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 
Oberschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber der Kommission 
die Mitteilung der Zuschlagsentscheidung unter Verwendung des einschlägigen 
Standardformulars für Bekanntmachungen bekannt geben. 

(3) Die Übermittlung der Bekanntmachungen und Mitteilungen gemäß Abs. 1 
und 2 hat auf elektronischem Weg nach den vom Bundeskanzler gemäß § 50 
kundgemachten Verfahren für die Übermittlung von Bekanntmachungen und 
Mitteilungen zu erfolgen. Der Auftraggeber muss den Tag der Aussendung der 
Bekanntmachung nachweisen können. 

§ 53. … 
(4) … 

 3. bei Bauaufträgen die wesentlichen Merkmale aller Aufträge oder 
Rahmenvereinbarungen, die der Auftraggeber zu vergeben oder 

§ 53. … 
(4) … 

 3. bei Bauaufträgen die wesentlichen Merkmale aller Aufträge oder 
Rahmenvereinbarungen, die der Auftraggeber zu vergeben oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
abzuschließen beabsichtigt, wenn deren nach Maßgabe der Vorschriften 
über die Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Bauaufträgen 
und Rahmenvereinbarungen (§§ 14 und 17) geschätzter Gesamtwert 
mindestens 5 278 000 Euro beträgt; 

 …  

abzuschließen beabsichtigt, wenn deren nach Maßgabe der Vorschriften über 
die Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Bauaufträgen und 
Rahmenvereinbarungen (§§ 14 und 17) geschätzter Gesamtwert mindestens 
5 150 000 Euro beträgt; 

 …  
(5) In der Vorinformation ist auf das allfällige Erfordernis einer 

Anerkennung oder Gleichhaltung gemäß den §§ 373c, 373d und 373e 
GewO 1994 oder einer Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-
Architektenverordnung, BGBl. Nr. 694/1995, oder einer Bestätigung gemäß § 1 
Abs. 4 der EWR-Ingenieurkonsulentenverordnung, BGBl. Nr. 695/1995, 
ausdrücklich hinzuweisen. 

(5) In der Vorinformation ist auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen 
Entscheidung für die Zulässigkeit der Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie 
auf die Verpflichtung gemäß § 20 Abs. 1 ausdrücklich hinzuweisen. 

§ 54. … § 54. … 
(6) Der Auftraggeber kann der Kommission einen Auftrag, den er in einem 

Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung vergeben hat, oder eine 
Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung abgeschlossen hat, unter Verwendung allenfalls 
existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen im 
Oberschwellenbereich bekannt geben. Darin sind Name und Anschrift des 
Auftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, der Auftragswert sowie die für die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung maßgeblichen Gründe 
festzuhalten. 

§ 55. … § 55. … 
(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 

Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber die Mitteilung 
der Zuschlagsentscheidung gemäß Abs. 2 bekanntmachen, oder – sofern eine 
Festlegung gemäß Abs. 2 nicht erfolgte – auf eine Weise bekanntmachen, die einen 
angemessenen Grad von Öffentlichkeit gewährleistet. In dieser Mitteilung sind 
jedenfalls der Name und die Anschrift des Auftraggebers, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die für 
die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(6) Der Auftraggeber kann einen Auftrag, den er in einem Vergabeverfahren 
ohne vorherige Bekanntmachung vergeben hat, oder eine Rahmenvereinbarung, die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
abgeschlossen hat, auf eine Weise bekanntmachen, die einen angemessenen Grad von 
Öffentlichkeit gewährleistet. In dieser Bekanntmachung sind Name und Anschrift des 
Auftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, der Auftragswert sowie die für die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung maßgeblichen Gründe 
festzuhalten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verlangen der Nachweise durch den Auftraggeber 

§ 70. (1) Der Auftraggeber kann von Unternehmern, die an einem 
Vergabeverfahren teilnehmen, Nachweise darüber verlangen, dass ihre 
 1. berufliche Befugnis, 
 2. berufliche Zuverlässigkeit, 
 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sowie 
 4. technische Leistungsfähigkeit 
gegeben ist. 

(2) Nachweise dürfen vom Unternehmer nur so weit verlangt werden, wie es 
durch den Gegenstand des Auftrages gerechtfertigt ist. Dabei hat der 
Auftraggeber die berechtigten Interessen des Unternehmers am Schutz seiner 
technischen oder handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu berücksichtigen. 

(3) Der Auftraggeber kann den Unternehmer auffordern, erforderliche 
Nachweise binnen einer angemessenen Frist vorzulegen bzw. vorgelegte 
Bescheinigungen binnen einer angemessenen Frist zu vervollständigen oder zu 
erläutern. Nachweise können auch in Kopie oder elektronisch vorgelegt werden. 

(4) Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch durch den Nachweis der Eintragung in einem 
einschlägigen, allgemein zugänglichen Verzeichnis eines Dritten führen, sofern 
diesem die vom Auftraggeber geforderten Unterlagen vorliegen und vom 
Auftraggeber selbst unmittelbar abrufbar sind. Der Unternehmer kann den 
Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit auch mit anderen 
als den vom Auftraggeber geforderten Unterlagen führen, sofern die geforderten 
Unterlagen aus einem gerechtfertigten Grund nicht beigebracht werden können 
und die vorgelegten Unterlagen die gleiche Aussagekraft wie die ursprünglich 
geforderten aufweisen. Der Nachweis der gleichen Aussagekraft ist vom 
Unternehmer nach Aufforderung zu erbringen. 

(5) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 
Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret 
zufallenden Leistungsteil nachzuweisen. 

Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den Auftraggeber 
§ 70. (1) Der Auftraggeber hat festzulegen, mit welchen Nachweisen gemäß den 

§§ 71 bis 75 Unternehmer, die an einem Vergabeverfahren teilnehmen, ihre 
 1. berufliche Befugnis, 
 2. berufliche Zuverlässigkeit, 
 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie 
 4. technische Leistungsfähigkeit 
zu belegen haben. Nachweise dürfen nur so weit festgelegt werden, wie es durch den 
Gegenstand des Auftrages gerechtfertigt ist. Dabei hat der Auftraggeber die 
berechtigten Interessen des Unternehmers am Schutz seiner technischen oder 
handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu berücksichtigen. 

(2) Bewerber oder Bieter können ihre Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch durch die Vorlage einer Erklärung belegen, dass sie die vom 
Auftraggeber verlangten Eignungskriterien erfüllen und die festgelegten Nachweise 
auf Aufforderung unverzüglich beibringen können (Eigenerklärung). In einer solchen 
Erklärung sind die Befugnisse anzugeben, über die der Unternehmer konkret verfügt. 

(3) Bei der Vergabe von Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert 120 000 
Euro nicht erreicht, und bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, 
deren geschätzter Auftragswert 80 000 Euro nicht erreicht, kann der Auftraggeber die 
Vorlage bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern verlangen, 
sofern dies nach Auffassung des Auftraggebers im Einzelfall erforderlich ist. 

(4) Bei der Vergabe von Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert 
mindestens 120 000 Euro beträgt, und bei der Vergabe von Liefer- und 
Dienstleistungsaufträgen, deren geschätzter Auftragswert mindestens 80 000 Euro 
beträgt, kann der Auftraggeber die Vorlage bestimmter Nachweise von bestimmten 
Bewerbern oder Bietern verlangen. Vor Zuschlagsentscheidung hat der Auftrageber 
die Vorlage der festgelegten Nachweise vom Zuschlagsempfänger jedenfalls zu 
verlangen. 

(5) Nach Maßgabe der Abs. 3 und 4 kann der Auftraggeber den Unternehmer 
auffordern, erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen Frist vorzulegen 
bzw. vorgelegte Bescheinigungen binnen einer angemessenen Frist zu 
vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie oder 
elektronisch vorgelegt werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 

Leistungsfähigkeit auch durch den Nachweis der Eintragung in einem einschlägigen, 
allgemein zugänglichen Verzeichnis eines Dritten führen, sofern diesem die vom 
Auftraggeber festgelegten Unterlagen in der vom Auftraggeber gewünschten 
Aktualität vorliegen und vom Auftraggeber selbst unmittelbar abrufbar sind. Der 
Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch mit anderen als den vom Auftraggeber festgelegten 
Unterlagen führen, sofern die festgelegten Unterlagen aus einem gerechtfertigten 
Grund nicht beigebracht werden können und die vorgelegten Unterlagen die gleiche 
Aussagekraft wie die ursprünglich festgelegten aufweisen. Der Nachweis der 
gleichen Aussagekraft ist vom Unternehmer nach Aufforderung zu erbringen. 

(7) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 
Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret zufallenden 
Leistungsteil nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4 nachzuweisen. 

§ 71. Der Auftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der 
einschlägigen Befugnis gemäß § 70 Abs. 1 Z 1, dass der Unternehmer nach den 
Vorschriften seines Herkunftslandes befugt ist, die konkrete Leistung zu 
erbringen, zu verlangen: 

… 

§ 71. Der Auftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der einschlägigen 
Befugnis gemäß § 70 Abs. 1 Z 1, dass der Unternehmer nach den Vorschriften seines 
Herkunftslandes befugt ist, die konkrete Leistung zu erbringen, festzulegen: 

… 

§ 72. (1) Als Nachweis für die berufliche Zuverlässigkeit gemäß § 70 Abs. 1 
Z 2 hat der Auftraggeber von Unternehmern den Nachweis zu verlangen, dass 
kein Ausschlussgrund gemäß § 68 Abs. 1 vorliegt. 

... 
(4) Die Behörden und Stellen, welche Bescheinigungen gemäß Abs. 2 und 3 

ausstellen, sind vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit dem 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten zur Weiterleitung an die 
Kommission und die Vertragsparteien des EWR-Abkommens bekannt zu geben. 
Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat den Bundeskanzler über den 
Inhalt dieses Schreibens zu informieren. 

§ 72. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für die berufliche Zuverlässigkeit 
gemäß § 70 Abs. 1 Z 2 festzulegen, dass die Unternehmer zu belegen haben, dass 
kein Ausschlussgrund gemäß § 68 Abs. 1 vorliegt. 

… 
(4) Die Behörden und Stellen, welche Bescheinigungen gemäß Abs. 2 und 3 

ausstellen, sind vom Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend dem 
Bundesminister für europäische und internationale Angelegenheiten zur 
Weiterleitung an die Kommission und die Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
bekannt zu geben. Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat den 
Bundeskanzler über den Inhalt dieses Schreibens zu informieren. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nachweis der Leistungsfähigkeit durch andere Unternehmer und in Bieter- 

und Arbeitsgemeinschaften 
§ 76. (1) Zum Nachweis seiner Leistungsfähigkeit kann sich ein 

Unternehmer für einen bestimmten Auftrag auf die Kapazitäten anderer 
Unternehmer ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen 
Unternehmer bestehenden Verbindung stützen. In diesem Fall muss er den 
Nachweis erbringen, dass ihm für die Ausführung des Auftrages die bei den 
anderen Unternehmern im erforderlichen Ausmaß nachgewiesenermaßen 
vorhandenen Mittel auch tatsächlich zur Verfügung stehen. 

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen können sich auch Bieter- und 
Arbeitsgemeinschaften auf die Kapazitäten ihrer Mitglieder oder anderer 
Unternehmer stützen. 

Nachweis der Eignung durch andere Unternehmer 
§ 76. Zum Nachweis der erforderlichen Leistungsfähigkeit oder Befugnis kann 

sich ein Unternehmer für einen bestimmten Auftrag auf die Kapazitäten anderer 
Unternehmer ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen 
Unternehmern bestehenden Verbindung stützen. In diesem Fall muss er den 
Nachweis erbringen, dass ihm für die Ausführung des Auftrages die bei den anderen 
Unternehmern im erforderlichen Ausmaß vorhandenen Mittel auch tatsächlich zur 
Verfügung stehen. 

3. Unterabschnitt 
Sonderbestimmungen für den Unterschwellenbereich 

Möglichkeit des Absehens vom Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit 

§ 78. Im Unterschwellenbereich kann der Auftraggeber bei der Vergabe von 
Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert 120 000 Euro nicht erreicht, und 
bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, deren geschätzter 
Auftragswert 80 000 Euro nicht erreicht, von einem Nachweis der Befugnis, 
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit absehen, sofern auf Grund einer 
Einschätzung des Auftraggebers keine Zweifel am Vorliegen der Eignung eines 
Bieters oder Bewerbers bestehen. 

 

§ 79. (1) Die Leistungen müssen, sofern nicht ein Vergabeverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung zur Anwendung kommt, so rechtzeitig bekannt 
gemacht werden, dass die Vergabe nach den Verfahren dieses Bundesgesetzes 
ermöglicht wird. 

(2) Bei der Projektierung und Ausschreibung umweltgerechter Leistungen 
ist in den Ausschreibungsunterlagen auf für die Planung und Ausschreibung 
umweltgerechter Produkte sowie umweltgerechter Verfahren geeignete 
technische Spezifikation Bezug zu nehmen und es sind diese zu berücksichtigen. 
In den Ausschreibungsunterlagen sollen – soweit es möglich ist – technische 
Spezifikationen so festgelegt werden, dass den Zuschlagskriterien für Menschen 

§ 78. (1) Die Leistungen müssen, sofern nicht ein Vergabeverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung zur Anwendung kommt, so rechtzeitig bekannt gemacht 
werden, dass die Vergabe nach den Verfahren dieses Bundesgesetzes ermöglicht 
wird. 

(2) Bei der Projektierung und Ausschreibung umweltgerechter Leistungen ist in 
den Ausschreibungsunterlagen auf für die Planung und Ausschreibung 
umweltgerechter Produkte sowie umweltgerechter Verfahren geeignete technische 
Spezifikation Bezug zu nehmen und es sind diese zu berücksichtigen. In den 
Ausschreibungsunterlagen sollen – soweit es möglich ist – technische 
Spezifikationen so festgelegt werden, dass den Zuschlagskriterien für Menschen mit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mit Behinderung oder der Konzeption für alle Benutzer Rechnung getragen wird. 

(3) Die Ausschreibungsunterlagen sind so auszuarbeiten, dass die 
Vergleichbarkeit der Angebote sichergestellt ist und die Preise ohne Übernahme 
nicht kalkulierbarer Risiken und – sofern nicht eine funktionale 
Leistungsbeschreibung gemäß § 95 Abs. 3 erfolgt – ohne umfangreiche 
Vorarbeiten von den Bietern ermittelt werden können. 

(4) Soweit in einem offenen oder nicht offenen Verfahren ausschließlich 
eine konstruktive Leistungsbeschreibung gemäß § 95 Abs. 2 erfolgt, sind die 
Beschreibung der Leistung und die sonstigen Bestimmungen so abzufassen, dass 
sie in derselben Fassung sowohl für das Angebot als auch für den 
Leistungsvertrag verwendet werden können. 

(5) Ausschreibungen gemäß § 22 Abs. 2 sind so zu gestalten, dass der Bieter 
Teilangebotspreise bilden kann. 

(6) Sieht die Ausschreibung für die ganze Leistung oder für Teile derselben 
Varianten vor, so ist die Ausschreibung so zu gestalten, dass der Bieter 
Variantenangebotspreise bilden kann. 

(7) In den Ausschreibungsunterlagen ist grundsätzlich nur eine Stelle für die 
rechtsgültige Unterfertigung des Angebotes durch den Bieter vorzusehen. 

(8) Jede Mitwirkung von Dritten an der Vorbereitung einer Ausschreibung 
ist zu dokumentieren. 

(9) Die Vorbereitung einer Ausschreibung ist nur solchen Personen 
übertragen, welche die fachlichen Voraussetzungen hierfür erfüllen. 
Erforderlichenfalls sind unbefangene Sachverständige beizuziehen. 

§ 80. (1) In den Ausschreibungsunterlagen oder in der Bekanntmachung ist 
der Auftraggeber oder der Auftraggeber und die vergebende Stelle genau zu 
bezeichnen sowie anzugeben, ob die Vergabe der ausgeschriebenen Leistung 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für den Ober- oder den 
Unterschwellenbereich und der dazu ergangenen Verordnungen erfolgt und 
welche Vergabekontrollbehörde für die Kontrolle dieses Vergabeverfahrens 
zuständig ist. 

(2) In die Ausschreibung sind die als erforderlich erachteten oder die auf 
Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichenden Nachweise gemäß den 
§§ 71, 72, 74 und 75 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits in der 
Bekanntmachung angeführt waren. 

Behinderung oder der Konzeption für alle Benutzer Rechnung getragen wird. 
(3) Die Ausschreibungsunterlagen sind so auszuarbeiten, dass die 

Vergleichbarkeit der Angebote sichergestellt ist und die Preise ohne Übernahme 
nicht kalkulierbarer Risiken und – sofern nicht eine funktionale 
Leistungsbeschreibung gemäß § 95 Abs. 3 erfolgt – ohne umfangreiche Vorarbeiten 
von den Bietern ermittelt werden können. 

(4) Soweit in einem offenen oder nicht offenen Verfahren ausschließlich eine 
konstruktive Leistungsbeschreibung gemäß § 95 Abs. 2 erfolgt, sind die 
Beschreibung der Leistung und die sonstigen Bestimmungen so abzufassen, dass sie 
in derselben Fassung sowohl für das Angebot als auch für den Leistungsvertrag 
verwendet werden können. 

(5) Ausschreibungen gemäß § 22 Abs. 2 sind so zu gestalten, dass der Bieter 
Teilangebotspreise bilden kann. 

(6) Sieht die Ausschreibung für die ganze Leistung oder für Teile derselben 
Varianten vor, so ist die Ausschreibung so zu gestalten, dass der Bieter 
Variantenangebotspreise bilden kann. 

(7) In den Ausschreibungsunterlagen ist grundsätzlich nur eine Stelle für die 
rechtsgültige Unterfertigung des Angebotes durch den Bieter vorzusehen. 

(8) Jede Mitwirkung von Dritten an der Vorbereitung einer Ausschreibung ist zu 
dokumentieren. 

(9) Die Vorbereitung einer Ausschreibung ist nur solchen Personen übertragen, 
welche die fachlichen Voraussetzungen hierfür erfüllen. Erforderlichenfalls sind 
unbefangene Sachverständige beizuziehen. 

§ 79. (1) In den Ausschreibungsunterlagen oder in der Bekanntmachung ist der 
Auftraggeber oder der Auftraggeber und die vergebende Stelle genau zu bezeichnen 
sowie anzugeben, ob die Vergabe der ausgeschriebenen Leistung nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für den Ober- oder den Unterschwellenbereich 
und der dazu ergangenen Verordnungen erfolgt und welche Vergabekontrollbehörde 
für die Kontrolle dieses Vergabeverfahrens zuständig ist. 

(2) In die Ausschreibung sind die als erforderlich erachteten oder die auf 
Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichenden Nachweise gemäß den 
§§ 71, 72, 74 und 75 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits in der Bekanntmachung 
angeführt waren. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) In der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen ist 

anzugeben, ob der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten 
Angebot oder – sofern der Qualitätsstandard der Leistung in der 
Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen klar und eindeutig 
definiert ist – dem Angebot mit dem niedrigsten Preis erteilt werden soll. Soll der 
Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt werden, 
so hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese 
Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren größte 
Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Auftraggebers nicht möglich, so 
hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, in der Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Sofern 
in der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen keine Festlegung 
betreffend das Zuschlagsprinzip erfolgt, ist der Zuschlag dem Angebot mit dem 
niedrigsten Preis zu erteilen. 

(4) Der Auftraggeber kann in den Ausschreibungsunterlagen die als 
wesentlich geltenden Positionen angeben. 

(5) Die Ausschreibungsunterlagen haben technische Spezifikationen zu 
enthalten. 

(6) In den Ausschreibungsunterlagen ist anzugeben, ob rechnerisch 
fehlerhafte Angebote gemäß § 126 Abs. 4 ausgeschieden werden und ob eine 
Vorreihung infolge der Berichtigung eines Rechenfehlers zulässig ist. 

(3) In der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen ist 
anzugeben, ob der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
oder – sofern der Qualitätsstandard der Leistung in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen klar und eindeutig definiert ist – dem Angebot mit dem 
niedrigsten Preis erteilt werden soll. Soll der Zuschlag dem technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt werden, so hat der Auftraggeber in der 
Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, 
deren Verwendung er vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung 
anzugeben. Diese Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren 
größte Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Auftraggebers nicht möglich, so hat der 
Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen alle 
Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, in der Reihenfolge der ihnen 
zuerkannten Bedeutung anzugeben. Sofern in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen keine Festlegung betreffend das Zuschlagsprinzip erfolgt, 
ist der Zuschlag dem Angebot mit dem niedrigsten Preis zu erteilen. 

(4) Der Auftraggeber kann in den Ausschreibungsunterlagen die als wesentlich 
geltenden Positionen angeben. 

(5) Die Ausschreibungsunterlagen haben technische Spezifikationen zu 
enthalten. 

(6) In den Ausschreibungsunterlagen ist anzugeben, ob rechnerisch fehlerhafte 
Angebote gemäß § 126 Abs. 4 ausgeschieden werden und ob eine Vorreihung infolge 
der Berichtigung eines Rechenfehlers zulässig ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 Besondere Bestimmungen betreffend die Beschaffung von Straßenfahrzeugen 

§ 80. (1) Bei Lieferaufträgen über die Beschaffung von Straßenfahrzeugen 
haben Auftraggeber zumindest folgende betriebsbedingte Energie- und 
Umweltauswirkungen während der gesamten Lebensdauer zu berücksichtigen: 
 1. den Energieverbrauch. 
 2.  die CO2-Emissionen sowie 
 3. die Emission von Stickstoffoxiden (NOX), Nichtmethan-

Kohlenwasserstoffen (NMHC) und Partikeln. 
(2) Der Auftraggeber hat 

 1. technische Spezifikationen hinsichtlich aller gemäß Abs. 1 zu 
berücksichtigenden Energie- und Umweltauswirkungen festzulegen, oder 

 2. wenn der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden soll, die Energie- und Umweltauswirkungen gemäß Abs. 1 als 
Zuschlagskriterien festzulegen, oder 

 3. die über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines Fahrzeuges 
anfallenden Kosten des Energieverbrauchs, der CO2-Emissionen und der 
Schadstoffemissionen nach der Berechnungsmethode gemäß den Abs. 4 bis 
7 zu quantifizieren und im Rahmen der Zuschlagskriterien zu 
berücksichtigen. 

(3) Bei der Festsetzung der technischen Spezifikationen gemäß Abs. 2 Z 1 hat 
der Auftraggeber die Höhe der CO2-Emissionen oder der Emissionen zumindest 
eines Schadstoffes gemäß Abs. 1 Z 3 so festzulegen, dass die zum Zeitpunkt der 
Einleitung des Vergabeverfahrens geltenden gesetzlichen Emissionsgrenzwerte 
unterschritten werden. 

(4) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Fahrzeuges anfallenden Kosten des Energieverbrauchs werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, der Energieverbrauch je Kilometer und die 
Kosten je Energieeinheit miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften 
der Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, ist der Kraftstoffverbrauch eines 
Fahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei 
Fahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen Testverfahren 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Auftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wenn der Kraftstoffverbrauch eines Fahrzeuges in anderen Einheiten als 
Energieverbrauchseinheiten angegeben ist, wird er gemäß den Angaben zum 
Energiegehalt von Kraftstoffen in Tabelle 1 des Anhanges XIX in 
Energieverbrauchseinheiten je Kilometer umgerechnet. Die Kosten einer 
Energieeinheit entsprechen dem jeweils geringeren Wert der Kosten je 
Energieeinheit von Ottokraftstoff oder Dieselkraftstoff vor Steuern, wenn sie als 
Verkehrskraftstoff verwendet werden. 

(5) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Fahrzeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je 
Kilometer und die Kosten der CO2-Emissionen je Kilogramm gemäß Tabelle 2 des 
Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, sind die CO2-Emissionen eines 
Fahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei 
Fahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen Testverfahren 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Auftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. 

(6) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Fahrzeuges anfallenden Kosten der Schadstoffemissionen werden die über die 
gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten der Emissionen von Stickstoffoxiden, 
Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und Partikeln addiert. Zur Berechnung der über 
die gesamte Lebensdauer eines Fahrzeuges anfallenden Kosten jedes einzelnen 
Schadstoffes werden die Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die Emissionen in 
Gramm je Kilometer und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß Tabelle 2 des 
Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, sind die Schadstoffemissionen eines 
Fahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei 
Fahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen Testverfahren 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Auftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. 
Abweichend von Tabelle 2 des Anhanges XIX kann der Auftraggeber höhere Kosten 
je Gramm berechnen, sofern diese Kosten die Werte gemäß Tabelle 2 des 
Anhanges XIX nicht um mehr als das Doppelte übersteigen. 

(7) Die Gesamtkilometerleistung eines Fahrzeuges ist Tabelle 3 des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anhanges XIX zu entnehmen. Anstatt der in Tabelle 3 des Anhanges XIX 
angegebenen Gesamtkilometerleistung kann der Auftraggeber auch eine andere 
Gesamtkilometerleistung festlegen. Die festgelegte Gesamtkilometerleistung muss 
sachlich gerechtfertigt sein und ist in den Ausschreibungsunterlagen anzugeben. Bei 
gebrauchten Fahrzeugen ist die bereits erbrachte Kilometerleistung von der 
Gesamtkilometerleistung gemäß Tabelle 3 des Anhanges XIX bzw. von der vom 
Auftraggeber festgelegten Kilometerleistung abzuziehen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Subunternehmerleistungen 

§ 83. Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, ausgenommen 
hiervon sind Kaufverträge. Der Auftraggeber hat in den 
Ausschreibungsunterlagen festzulegen, ob nur die wesentlichen Teile des 
Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder möglicherweise im Wege von 
Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, bekannt zu geben sind. Die 
Weitergabe von Teilen der Leistung ist nur insoweit zulässig, als der 
Subunternehmer die für die Ausführung seines Teiles erforderliche Befugnis, 
technische, finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie die 
berufliche Zuverlässigkeit gemäß den §§ 72 und 73 besitzt. 

Subunternehmerleistungen 
§ 83. (1) Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, ausgenommen 

hiervon sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene Unternehmen. 
(2) Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungsunterlagen festzulegen, ob nur 

die wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder möglicherweise 
im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, bekannt zu geben 
sind. 

(3) Die Weitergabe von Teilen der Leistung ist nur insoweit zulässig, als der 
Subunternehmer die für die Ausführung seines Teiles erforderliche Befugnis, 
technische, finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit gemäß den §§ 72 und 73 besitzt. 

Übermittlung der Ausschreibungsunterlagen und Beistellung sonstiger 
Unterlagen 

§ 88. (1) Beim offenen Verfahren sind die Ausschreibungsunterlagen und 
alle zusätzlichen Unterlagen allen Unternehmern, die ihr Interesse an einem 
bestimmten offenen Verfahren dem Auftraggeber gegenüber bekundet und 
rechtzeitig vor Ende der Angebotsfrist die Ausschreibungsunterlagen angefordert 
haben, zu übermitteln. 

(2) Beim nicht offenen Verfahren und beim Verhandlungsverfahren sind die 
Ausschreibungsunterlagen mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe zu 
übermitteln. 

(3) Sofern die vergebende Stelle über die technischen und sonstigen 
Voraussetzungen verfügt, sind die Ausschreibungsunterlagen und alle sonstigen 
für die Erstellung der Angebote erforderlichen Unterlagen ausschließlich 
elektronisch zur Verfügung zu stellen. 

(4) Sofern die Unterlagen nicht elektronisch zur Verfügung gestellt werden, 
ist bei offenen Verfahren jedem Bewerber, bei nicht offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren jedem zum Einreichen eines Angebotes aufgeforderten 
Bewerber unter den gleichen Voraussetzungen die Möglichkeit zu geben, in alle 
zur Erstellung der Angebote erforderlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen, 
Abschriften anzufertigen und, soweit es vorgesehen oder üblich ist, sie zu 
erwerben. 

(5) Die Namen und die Anzahl der Bewerber, die in Unterlagen Einsicht 

Bereithaltung und Übermittlung der Ausschreibungsunterlagen und sonstiger 
Unterlagen 

§ 88. (1) Sofern die vergebende Stelle über die technischen und sonstigen 
Voraussetzungen verfügt, sind die Ausschreibungsunterlagen und alle sonstigen für 
die Erstellung der Angebote erforderlichen Unterlagen ausschließlich elektronisch 
zur Verfügung zu stellen. 

(2) Sofern die Unterlagen nicht elektronisch zur Verfügung gestellt werden, sind 
sie bei offenen Verfahren jedem Bewerber, bei nicht offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren jedem zum Einreichen eines Angebotes aufgeforderten 
Bewerber zu übermitteln oder es ist ihnen unter den gleichen Voraussetzungen die 
Möglichkeit zu geben, in die Unterlagen Einsicht zu nehmen, Abschriften 
anzufertigen und, soweit es vorgesehen oder üblich ist, sie zu erwerben. 

(3) Die Namen und die Anzahl der Bewerber, denen die Unterlagen übermittelt 
werden oder die in Unterlagen Einsicht nehmen oder solche erwerben, sind geheim 
zu halten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nehmen oder solche erwerben, sind geheim zu halten. 

Kosten der Ausschreibungsunterlagen 
§ 89. Bei offenen Verfahren kann für die Ausschreibungsunterlagen ein die 

Herstellungskosten (Papier-, Druck- oder Vervielfältigungskosten, Kosten für 
den Datenträger) sowie allfällige Portospesen deckendes Entgelt verlangt 
werden. Für unentgeltlich abgegebene, aber zurückzustellende Unterlagen kann 
eine entsprechende Sicherstellung verlangt werden. Bei den übrigen 
Vergabeverfahren ist nur in begründeten Fällen ein Entgelt vorzusehen. 

Kosten der Ausschreibungsunterlagen 
§ 89. Für Ausschreibungsunterlagen darf nur in begründeten Fällen ein Entgelt 

vorgesehen werden. Dieses Entgelt darf nur die Herstellungskosten (Papier-, Druck- 
oder Vervielfältigungskosten, Kosten für den Datenträger) sowie allfällige 
Portospesen abdecken. Für zurückzustellende Unterlagen kann eine entsprechende 
Sicherstellung verlangt werden. 

§ 93. … Für Angebote, die in einem einzigen Dokument erstellt werden, 
und für Angebotshauptteile dürfen nur Dokumentenformate vorgeschrieben 
werden, die mit einer sicheren elektronischen Signatur versehen werden können. 

§ 93. … Für Angebote, die in einem einzigen Dokument erstellt werden, und für 
Angebotshauptteile dürfen nur Dokumentenformate vorgeschrieben werden, die mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen werden können. 

§ 102. (1) … Diese Voraussetzungen sind vorab zu prüfen und festzuhalten.  
§ 103. … 
(3) Benötigt der Unternehmer die Leistungsfähigkeit von Subunternehmern, 

um seine eigene Leistungsfähigkeit nachzuweisen, so hat er die in Frage 
kommenden Subunternehmer bekannt zu geben und die deren Leistungsfähigkeit 
und berufliche Zuverlässigkeit betreffenden Bescheinigungen und Nachweise 
bereits mit dem Teilnahmeantrag vorzulegen. 

(4) Unternehmern, die auf Grund der Bekanntmachung rechtzeitig 
Teilnahmeanträge gestellt haben und die gemäß den §§ 68 bis 78 als befugt, 
leistungsfähig und zuverlässig anzusehen sind, ist unter Bedachtnahme auf 
Abs. 6 und 7 Gelegenheit zur Beteiligung am nicht offenen Verfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung und am Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung zu geben. 

§ 103. … 
(3) Benötigt der Unternehmer Subunternehmer, um die erforderliche 

Leistungsfähigkeit oder Befugnis nachzuweisen, so hat er die in Frage kommenden 
Subunternehmer bereits mit dem Teilnahmeantrag bekannt zu geben. 

(4) Unternehmern, die auf Grund der Bekanntmachung rechtzeitig 
Teilnahmeanträge gestellt haben und die gemäß den §§ 68 bis 77 als befugt, 
leistungsfähig und zuverlässig anzusehen sind, ist unter Bedachtnahme auf Abs. 6 
und 7 Gelegenheit zur Beteiligung am nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung und am Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung 
zu geben. 

(5) ... Auf Verlangen ist dem Bewerber Einsichtnahme in den seinen 
Teilnahmeantrag betreffenden Teil der Niederschrift zu gewähren. ... 

(5) ... Der Bewerber kann in den seinen Teilnahmeantrag betreffenden Teil der 
Niederschrift Einsicht nehmen. ... 

§ 108. (1) … 
 2. Bekanntgabe der Subunternehmer, deren Leistungsfähigkeit für den 

Nachweis der Leistungsfähigkeit des Bieters erforderlich ist, unter 
Beilage der erforderlichen Bescheinigungen und dem Nachweis, dass 
der Bieter über deren Kapazitäten bzw. bei der finanziellen und 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Auftraggeber über die zur 
Durchführung des Gesamtauftrages erforderlichen Sicherheiten verfügt. 

§ 108. (1) … 
 2. Bekanntgabe der Subunternehmer, auf deren Kapazitäten sich der Bieter zum 

Nachweis seiner Eignung stützt, unter Beilage des Nachweises, dass der 
Bieter über deren Kapazitäten tatsächlich verfügt und der Auftraggeber die 
zur Durchführung des Gesamtauftrages erforderlichen Sicherheiten über die 
finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hat. Bekanntgabe aller 
Teile oder – sofern der Auftraggeber dies in den Ausschreibungsunterlagen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bekanntgabe aller Teile oder – sofern der Auftraggeber dies in den 
Ausschreibungsunterlagen vorgesehen hat – nur der wesentlichen Teile 
des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder möglicherweise im Wege 
von Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt. Die in Frage 
kommenden Subunternehmer sind unter Nachweis ihrer Befugnis und 
beruflichen Zuverlässigkeit bekannt zu geben. Die Nennung mehrerer 
Subunternehmer je Leistungsteil ist zulässig. Die Haftung des 
Auftragnehmers wird durch diese Angabe nicht berührt; 

 …  

vorgesehen hat – nur der wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter 
jedenfalls oder möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu 
vergeben beabsichtigt. Die in Frage kommenden Subunternehmer sind 
bekannt zu geben. Die Nennung mehrerer Subunternehmer je Leistungsteil 
ist zulässig. Die Haftung des Auftragnehmers wird durch diese Angaben 
nicht berührt; 

 ...  

 7. die Aufzählung der dem Angebot beigeschlossenen Unterlagen, der 
Nachweise für die Befugnis, die Zuverlässigkeit, die finanzielle und 
wirtschaftliche sowie die technische Leistungsfähigkeit, die gemäß den 
§§ 71, 72, 74 und 75 verlangt wurden, sowie jener Unterlagen, die 
gesondert eingereicht werden (zB Proben, Muster); 

 7. die Aufzählung der dem Angebot beigeschlossenen sowie gesondert 
eingereichten Unterlagen; 

§ 112. ... 
(3) Hat ein Bewerber oder Bieter rechtzeitig einen Antrag gemäß § 20 

Abs. 1 gestellt, so hat der Auftraggeber – sofern es sich um ein Angebot handelt, 
das für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommt – auf begründeten Antrag des 
Unternehmers, dessen Anerkennungs-, Gleichhaltungs- oder 
Bestätigungsverfahren noch nicht abgeschlossen wurde, die Zuschlagsfrist um 
einen Monat zu verlängern und ihm eine angemessene Nachfrist zur Beibringung 
der Anerkennung, Gleichhaltung oder Bestätigung zu setzen. . Dies gilt nicht für 
Verfahren gemäß den §§ 28 Abs. 2 Z 3, 29 Abs. 2 Z 3, 6 und 7, 30 Abs. 2 Z 3 
und 38 Abs. 2 Z 3 sowie für beschleunigte Verfahren gemäß den §§ 61 bis 63, 66 
und 67. 

§ 112. ... 
(3) Hat ein Bewerber oder Bieter ein Verfahren gemäß § 20 Abs. 1 vor Ablauf 

der Angebotsfrist eingeleitet, so hat der Auftraggeber – sofern es sich um ein 
Angebot handelt, das für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommt – auf 
begründeten Antrag des Unternehmers die Zuschlagsfrist um einen Monat zu 
verlängern und dem Unternehmer eine angemessene Nachfrist zur Beibringung der 
behördlichen Entscheidung bzw. zur Beibringung des Nachweises, dass er die gemäß 
der behördlichen Entscheidung fehlenden Kenntnisse erworben hat, zu setzen. Dies 
gilt nicht für Verfahren gemäß den §§ 28 Abs. 2 Z 3, 29 Abs. 2 Z 3, 6 und 7, 30 
Abs. 2 Z 3 und 38 Abs. 2 Z 3 und 4 sowie für beschleunigte Verfahren gemäß den 
§§ 61 bis 63, 66 und 67. 

Form, Verschlüsselung und sichere Signatur des Angebotes Form, Verschlüsselung und qualifizierte Signatur des Angebotes 
§ 114. (1) ... Hat der Auftraggeber keine Dokumentenformate festgelegt, so 

hat der Bieter das Angebot bzw. den Angebotshauptteil in einem allgemein 
verfügbaren, nicht diskriminierenden und sicher signierfähigen 
Dokumentenformat zu erstellen. Hat der Auftraggeber nur sicher signierfähige 
Dokumentenformate festgelegt, so kann der Bieter im Falle der sicheren 
Verkettung der Angebotsbestandteile die sonstigen Angebotsbestandteile in 
allgemein verfügbaren, nicht diskriminierenden Dokumentenformaten erstellen. 
... 

… 

§ 114. (1) ... Hat der Auftraggeber keine Dokumentenformate festgelegt, so hat 
der Bieter das Angebot bzw. den Angebotshauptteil in einem allgemein verfügbaren, 
nicht diskriminierenden und mit einer qualifizierten Signatur signierfähigen 
Dokumentenformat zu erstellen. Hat der Auftraggeber nur mit einer qualifizierten 
Signatur signierfähige Dokumentenformate festgelegt, so kann der Bieter im Falle 
der sicheren Verkettung der Angebotsbestandteile die sonstigen 
Angebotsbestandteile in allgemein verfügbaren, nicht diskriminierenden 
Dokumentenformaten erstellen. ... 

… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Wird das Angebot in einem einzigen Dokument erstellt, so hat der Bieter 

dieses Dokument mit einer sicheren elektronischen Signatur zu versehen. 
(4) Besteht das Angebot aus mehreren Angebotsbestandteilen, so hat der 

Bieter sicherzustellen, dass die Überprüfbarkeit der Vollständigkeit, Echtheit und 
Unverfälschtheit des Angebotes mit der Qualität der sicheren elektronischen 
Signatur gewährleistet ist. … 

(3) Wird das Angebot in einem einzigen Dokument erstellt, so hat der Bieter 
dieses Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. 

(4) Besteht das Angebot aus mehreren Angebotsbestandteilen, so hat der Bieter 
sicherzustellen, dass die Überprüfbarkeit der Vollständigkeit, Echtheit und 
Unverfälschtheit des Angebotes mit der Qualität der qualifizierten elektronischen 
Signatur gewährleistet ist. … 

§ 115. (1) Besteht das Angebot aus mehreren Angebotsbestandteilen, so 
erfüllt der Bieter das Erfordernis einer sicheren elektronischen Signatur des 
Angebotes auch im Wege der sicheren Verkettung aller Angebotsbestandteile 
gemäß Abs. 2 bis 4. 

(2) Der Bieter hat den Angebotshauptteil in einem der vom Auftraggeber 
festgelegten Dokumentenformate zu erstellen und mit dem Datum und einer 
sicheren elektronischen Signatur zu versehen. 

(3) Als Verfahren zur Bildung des Hashwertes einer Datei ist beim sicheren 
Verketten jenes Verfahren einzusetzen, welches bei der sicheren Signatur des 
Angebotshauptteiles zur Anwendung kommt. … 

(4) Im Falle einer sicheren Verkettung des Angebotshauptteiles mit den 
sonstigen Angebotsbestandteilen kann der Bieter die sonstigen 
Angebotsbestandteile auch in Dokumentenformaten erstellen, die als solche nicht 
mit einer sicheren elektronischen Signatur versehen werden können. 

§ 115. (1) Besteht das Angebot aus mehreren Angebotsbestandteilen, so erfüllt 
der Bieter das Erfordernis einer qualifizierten elektronischen Signatur des Angebotes 
auch im Wege der sicheren Verkettung aller Angebotsbestandteile gemäß Abs. 2 bis 
4. 

(2) Der Bieter hat den Angebotshauptteil in einem der vom Auftraggeber 
festgelegten Dokumentenformate zu erstellen und mit dem Datum und einer 
qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. 

(3) Als Verfahren zur Bildung des Hashwertes einer Datei ist beim sicheren 
Verketten jenes Verfahren einzusetzen, welches bei der qualifizierten elektronischen 
Signatur des Angebotshauptteiles zur Anwendung kommt. ... 

(4) Im Falle einer sicheren Verkettung des Angebotshauptteiles mit den 
sonstigen Angebotsbestandteilen kann der Bieter die sonstigen Angebotsbestandteile 
auch in Dokumentenformaten erstellen, die als solche nicht mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen werden können. 

§ 118. … 
(6) … Auf Verlangen ist den Bietern – so sie an der Öffnung 

teilnahmeberechtigt waren – eine Abschrift der Niederschrift auszufolgen. 

§ 118. … 
(6) … Auf formlose Aufforderung ist den Bietern – so sie an der Öffnung 

teilnahmeberechtigt waren – eine Abschrift der Niederschrift auszufolgen. 
§ 119. (1) Bei elektronisch übermittelten Angeboten ist der Zeitpunkt des 

Einganges des Angebotes eines Bieters durch einen Zeitstempeldienst zu 
dokumentieren und dem jeweiligen Bieter unverzüglich zu bestätigen. Die Zeit 
des Zeitstempeldienstes ist bei interaktiven Vergabeverfahrenslösungen 
interaktiv lesbar zu machen. Alle Angebote sind in der Reihenfolge ihres 
Einlangens in ein Verzeichnis einzutragen. 

§ 119. (1) Bei elektronisch übermittelten Angeboten ist der Zeitpunkt des 
Einganges des Angebotes eines Bieters durch einen Zeitstempel zu dokumentieren 
und dem jeweiligen Bieter unverzüglich zu bestätigen. Die Zeit des Zeitstempels ist 
bei interaktiven Vergabeverfahrenslösungen interaktiv lesbar zu machen. Alle 
Angebote sind in der Reihenfolge ihres Einlangens in ein Verzeichnis einzutragen. 

§ 121. … 
(4) ... Es ist die Authentizität des Angebotes festzustellen (insbesondere ob 

das Angebot mit einer sicheren elektronischen Signatur versehen ist), sowie 
ferner festzustellen, aus wie vielen Teilen das Angebot besteht und ob die als 

§ 121. … 
(4) ... Es ist die Authentizität des Angebotes festzustellen (insbesondere ob das 

Angebot mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist), sowie ferner 
festzustellen, aus wie vielen Teilen das Angebot besteht und ob die als Anlagen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anlagen angeführten sowie in der Ausschreibung verlangten Bestandteile des 
Angebotes (zB Kalkulationsunterlagen, Nachweis des Vadiums) tatsächlich 
vorhanden sind. ... 

… 

angeführten sowie in der Ausschreibung verlangten Bestandteile des Angebotes (zB 
Kalkulationsunterlagen, Nachweis des Vadiums) tatsächlich vorhanden sind. ... 

… 

(6) … Auf Verlangen ist den Bietern – so sie an der Öffnung 
teilnahmeberechtigt waren – eine Abschrift der Niederschrift auszufolgen. 

(6) …Auf formlose Aufforderung ist den Bietern – so sie an der Öffnung 
teilnahmeberechtigt waren – eine Abschrift der Niederschrift auszufolgen. 

Vorgehen bei der Prüfung 
§ 123. (1) Die Prüfung der Angebote hat in technischer und wirtschaftlicher 

Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien zu erfolgen. 
(2) Im Einzelnen ist zu prüfen, 

 1. ob den in § 19 Abs. 1 angeführten Grundsätzen entsprochen wurde; 
 2. die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Bieters bzw. – 

bei der Weitergabe von Leistungen – der namhaft gemachten 
Subunternehmer; 

 3. ob das Angebot rechnerisch richtig ist; 
 4. die Angemessenheit der Preise; 
 5. ob das Angebot den sonstigen Bestimmungen der Ausschreibung 

entspricht, insbesondere ob es formrichtig und vollständig ist. 
(3) Die Prüfung von Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung nicht in 

Betracht kommen, kann sich auf einzelne der in Abs. 2 genannten Kriterien 
beschränken. 

Vorgehen bei der Prüfung 
§ 123. (1) Die Prüfung der Angebote erfolgt in technischer und wirtschaftlicher 

Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien. 
(2) Bei Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommen, ist im 

Einzelnen zu prüfen, 
 1. ob den in § 19 Abs. 1 angeführten Grundsätzen entsprochen wurde; 
 2. nach Maßgabe des § 70 die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 

des Bieters bzw. – bei der Weitergabe von Leistungen – der namhaft 
gemachten Subunternehmer; 

 3. ob das Angebot rechnerisch richtig ist; 
 4. die Angemessenheit der Preise; 
 5. ob das Angebot den sonstigen Bestimmungen der Ausschreibung entspricht, 

insbesondere ob es formrichtig und vollständig ist. 

§ 125. … 
(3) Der Auftraggeber muss Aufklärung über die Positionen des Angebotes 

verlangen und gemäß Abs. 4 und 5 vertieft prüfen, wenn 
 1. Angebote einen im Verhältnis zur Leistung ungewöhnlich niedrigen 

Gesamtpreis aufweisen, 
 2. Angebote zu hohe oder zu niedrige Einheitspreise in wesentlichen 

Positionen gemäß § 80 Abs. 4 aufweisen, oder 
 3. nach Prüfung gemäß Abs. 2 begründete Zweifel an der Angemessenheit 

von Preisen bestehen. 
… 
(6) Stellt der Auftraggeber bei einem Vergabeverfahren im 

§ 125. … 
(3) Der Auftraggeber muss Aufklärung über die Positionen des Angebotes 

verlangen und gemäß Abs. 4 und 5 vertieft prüfen, wenn 
 1. Angebote einen im Verhältnis zur Leistung ungewöhnlich niedrigen 

Gesamtpreis aufweisen, 
 2. Angebote zu hohe oder zu niedrige Einheitspreise in wesentlichen Positionen 

gemäß § 79 Abs. 4 aufweisen, oder 
 3. nach Prüfung gemäß Abs. 2 begründete Zweifel an der Angemessenheit von 

Preisen bestehen. 
… 
(6) Stellt der Auftraggeber bei einem Vergabeverfahren im 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Oberschwellenbereich fest, dass ein Angebotspreis im Verhältnis zur Leistung 
ungewöhnlich niedrig ist, weil der betreffende Bieter eine staatliche Beihilfe 
erhalten hat, so darf er das Angebot allein aus diesem Grund nur dann 
ausscheiden, wenn der Bieter nach Aufforderung durch den Auftraggeber nicht 
innerhalb einer vom Auftraggeber festgesetzten angemessenen Frist nachweisen 
kann, dass die betreffende Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Sofern ein 
Auftraggeber aus diesem Grund ein Angebot ausscheidet, hat er dies der 
Kommission im Wege des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit bekannt zu 
geben. 

Oberschwellenbereich fest, dass ein Angebotspreis im Verhältnis zur Leistung 
ungewöhnlich niedrig ist, weil der betreffende Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten 
hat, so darf er das Angebot allein aus diesem Grund nur dann ausscheiden, wenn der 
Bieter nach Aufforderung durch den Auftraggeber nicht innerhalb einer vom 
Auftraggeber festgesetzten angemessenen Frist nachweisen kann, dass die 
betreffende Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Sofern ein Auftraggeber aus diesem 
Grund ein Angebot ausscheidet, hat er dies der Kommission im Wege des 
Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend bekannt zu geben. 

§ 128. (1) ... 
(2) Über die Gesamtpreise, die sich nach Prüfung der Angebote ergeben – 

bei Teilvergabe auch über die betreffenden Teilgesamtpreise –, ist jedem Bieter, 
der berechtigt war, an der Angebotsöffnung teilzunehmen, auf Verlangen 
Auskunft zu geben. Jedem Bieter ist Einsichtnahme in sein allenfalls berichtigtes 
Angebot oder in die Durchrechnung seines Angebotes zu gewähren. 

(3) Auf Verlangen ist dem Bieter Einsichtnahme in den sein Angebot 
betreffenden Teil der Niederschrift zu gewähren. Bei der Gestaltung der 
Niederschrift ist darauf Bedacht zu nehmen. 

§ 128. (1) ... 
(2) Über die Gesamtpreise, die sich nach Prüfung der Angebote ergeben – bei 

Teilvergabe auch über die betreffenden Teilgesamtpreise –, ist jedem Bieter, der 
berechtigt war, an der Angebotsöffnung teilzunehmen, Auskunft zu geben. Jeder 
Bieter kann in sein allenfalls berichtigtes Angebot oder in die Durchrechnung seines 
Angebotes Einsicht nehmen. 

(3) Der Bieter kann in den sein Angebot betreffenden Teil der Niederschrift 
Einsicht nehmen. Bei der Gestaltung der Niederschrift ist darauf Bedacht zu nehmen. 

§ 129. (1) … 
 11. Angebote von Bietern, bei welchen dem Auftraggeber im Zeitpunkt der 

Zuschlagsentscheidung bzw. des Ablaufes der gemäß § 112 Abs. 3 
gesetzten Nachfrist kein Bescheid über die Erteilung der Anerkennung 
bzw. den Ausspruch der Gleichhaltung gemäß den §§ 373c, 373d und 
373e GewO 1994 oder keine Bestätigung gemäß der EWR-
Architektenverordnung oder der EWR-Ingenieurkonsulentenverordnung 
vorliegt oder die keinen Nachweis beigebracht haben, dass sie vor 
Ablauf der Angebotsfrist einen Antrag gemäß § 20 Abs. 1 eingebracht 
haben. 

§ 129. (1) … 
 11. Angebote von Bietern, bei denen dem Auftraggeber im Zeitpunkt der 

Zuschlagsentscheidung bzw. des Ablaufes der gemäß § 112 Abs. 3 gesetzten 
Nachfrist 

 a) keine für die Zulässigkeit der Ausübung einer Tätigkeit in Österreich 
erforderliche behördliche Entscheidung, 

 b) kein Nachweis darüber, dass die gemäß einer Entscheidung nach lit. a 
fehlenden Kenntnisse erworben worden sind, oder 

 c) eine behördliche Entscheidung, die die Zulässigkeit der Ausübung einer 
Tätigkeit in Österreich ausschließt, 

vorliegt. 
(2) Vor der Wahl des Angebotes für die Zuschlagsentscheidung kann der 

Auftraggeber Angebote von Bietern ausscheiden, die es unterlassen haben, 
innerhalb der ihnen gestellten Frist die verlangten Aufklärungen zu geben oder 
deren Aufklärung einer nachvollziehbaren Begründung entbehrt. 

(2) Vor der Wahl des Angebotes für die Zuschlagsentscheidung kann der 
Auftraggeber Angebote von Bietern ausscheiden, die es unterlassen haben, innerhalb 
der ihnen gestellten Frist die verlangten Aufklärungen zu geben oder deren 
Aufklärung einer nachvollziehbaren Begründung entbehrt. Von einem Bieter, der im 
Gebiet einer anderen Vertragspartei des EWR-Abkommens oder in der Schweiz 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ansässig ist, können auch Aufklärungen über die Zulässigkeit der Ausübung der 
Tätigkeit in Österreich verlangt werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung 

§ 131. Der Auftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern 
unverzüglich und nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt 
werden soll. Die Mitteilung der Zuschlagsentscheidung hat elektronisch oder 
mittels Telefax zu erfolgen. Sofern eine nachweisliche Übermittlung elektronisch 
oder mittels Telefax nicht möglich ist, ist die Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung brieflich zu übermitteln. In dieser Mitteilung sind den 
verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß § 132, die 
Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, die Vergabesumme sowie die 
Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern 
nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmern widersprechen oder dem 
freien und lauteren Wettbewerb schaden würde. Eine Verpflichtung zur 
Mitteilung der Zuschlagsentscheidung besteht nicht, falls 
 1. ein Verhandlungsverfahren gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 oder Abs. 2 Z 1, § 29 

Abs. 1 Z 1 oder Abs. 2 Z 1, § 30 Abs. 1 Z 1 oder Abs. 2 Z 1 mit nur 
einem Unternehmer, oder 

 2. ein Verhandlungsverfahren gemäß § 28 Abs. 2 Z 2 bis 5, § 29 Abs. 2 
Z 2, 3 und 5 bis 7 oder § 30 Abs. 2 Z 2 bis 5, oder 

 3. im Anschluss an einen Wettbewerb ein Verhandlungsverfahren gemäß 
§ 30 Abs. 2 Z 6 mit dem Gewinner des Wettbewerbes, oder 

 4. ein Verhandlungsverfahren gemäß § 38 Abs. 2 Z 3 oder Abs. 3 
durchgeführt wurde, oder 

 5. der Zuschlag an jenen Unternehmer erfolgen soll, der allein Partei einer 
Rahmenvereinbarung ist, oder 

 6. der Zuschlag an jenen Unternehmer erfolgen soll, der nach 
Durchführung eines wettbewerblichen Dialoges allein zur 
Angebotsabgabe aufgefordert wurde, oder 

 7. bei einem Verfahren zur Vergabe eines Auftrages mit vorheriger 
Bekanntmachung nur ein Angebot eingelangt oder nach dem 
rechtskräftigen Ausscheiden von Angeboten nur ein Angebot verblieben 
ist, oder 

 8. eine Leistung unmittelbar auf Grund einer Rahmenvereinbarung ohne 
erneuten Aufruf zum Wettbewerb vergeben wird. 

Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung 
§ 131. (1) Der Auftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern 

nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. In dieser 
Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß 
§ 132 Abs. 1, die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, die Vergabesumme 
sowie die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, 
sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmern widersprechen oder dem freien 
und lauteren Wettbewerb schaden würde. 

(2) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung besteht nicht, 
wenn 
 1. der Zuschlag dem einzigen bzw. dem einzigen im Vergabeverfahren 

verbliebenen Bieter erteilt werden soll, oder 
 2. ein Verhandlungsverfahren gemäß § 28 Abs. 2 Z 3, § 29 Abs. 2 Z 3, 6 oder 

7, § 30 Abs. 2 Z 3 oder § 38 Abs. 3 durchgeführt wurde, oder 
 3. eine Leistung auf Grund einer Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen 

Beschaffungssystems vergeben werden soll. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Stillhaltefrist, Nichtigkeit der Zuschlagserteilung, Geltendmachung der 

Nichtigkeit 
§ 132. (1) Der Zuschlag darf bei sonstiger absoluter Nichtigkeit nicht 

innerhalb einer Stillhaltefrist von 14 Tagen erteilt werden. Die Stillhaltefrist 
beginnt bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax mit 
der Bekanntgabe der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung, bei einer 
Übermittlung auf brieflichem Weg mit der Absendung der Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung. Im Falle der Vergabe von Aufträgen auf Grund eines 
dynamischen Beschaffungssystems, nach Durchführung eines beschleunigten 
Verfahrens wegen Dringlichkeit gemäß den §§ 63 oder 67, im Wege einer 
elektronischen Auktion, auf Grund einer Rahmenvereinbarung oder nach 
Durchführung eines Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich 
die Stillhaltefrist auf sieben Tage. 

(2) Ein unter Verstoß gegen die gemäß § 131 erster Satz bestehende 
Verpflichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung erfolgter Zuschlag ist 
absolut nichtig. 

(3) Wird durch eine Vergabekontrollbehörde festgestellt, dass 
 1. eine Zuschlagserteilung direkt an einen Unternehmer erfolgte, ohne dass 

andere Unternehmer an diesem Vergabeverfahren beteiligt waren, und 
 2. dies auf Grund der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes offenkundig 

unzulässig war, 
so wird das Vertragsverhältnis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Feststellung 
nichtig. 

Stillhaltefrist und Zuschlagserteilung 
§ 132. (1) Der Auftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger absoluter 

Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist beginnt im 
Fall des § 131 Abs. 1 mit der Absendung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. 
Sie beträgt bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax zehn 
Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Im Fall einer freiwilligen 
Bekanntgabe bzw. Bekanntmachung der Zuschlagsentscheidung gemäß §§ 49 Abs. 2 
und 55 Abs. 5 beginnt die Stillhaltefrist mit der erstmaligen Verfügbarkeit der 
Bekanntmachung der Zuschlagsentscheidung und beträgt zehn Tage. Bei der 
Durchführung eines Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die 
Stillhaltefrist auf sieben Tage. 

(2) Der Auftraggeber kann den zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung im 
Vergabeverfahren verbliebenen Bietern mitteilen, welchem Bieter der Zuschlag 
erteilt wurde. In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern die Gründe für die 
Ablehnung ihres Angebotes, die Vergabesumme sowie die Merkmale und Vorteile 
des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von 
Unternehmern widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden 
würde. 

§ 134. … 
(3) Die Bundesregierung hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des 

freien und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im 
Interesse einer einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, 
durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf 
elektronischem Weg, insbesondere zur Sicherstellung der Echtheit und 
Unverfälschtheit der elektronisch übermittelten Daten durch sichere 
elektronische Signaturen sowie zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, zu 
erlassen. 

§ 134. … 
(3) Die Bundesregierung hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des freien 

und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im Interesse einer 
einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, durch Verordnung 
nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf elektronischem Weg, insbesondere 
zur Sicherstellung der Echtheit und Unverfälschtheit der elektronisch übermittelten 
Daten durch qualifizierte elektronische Signaturen sowie zur Sicherstellung der 
Vertraulichkeit, zu erlassen. 

§ 140. (1) Der Auftraggeber hat unverzüglich und nachweislich mitzuteilen, 
dass er beabsichtigt, das Vergabeverfahren zu widerrufen, 

§ 140. (1) Der Auftraggeber hat nachweislich mitzuteilen, dass er beabsichtigt, 
das Vergabeverfahren zu widerrufen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
… 

Die Mitteilung der Widerrufsentscheidung hat elektronisch oder mittels Telefax 
zu erfolgen. Sofern eine nachweisliche Übermittlung elektronisch oder mittels 
Telefax nicht möglich ist, ist die Mitteilung der Widerrufsentscheidung brieflich 
zu übermitteln. ... 

… 
... 

(2) ... So weit dies möglich ist, hat der Auftraggeber Bewerbern, an welche 
die Ausschreibungsunterlagen abgegeben wurden, oder Bietern unverzüglich und 
nachweislich elektronisch oder mittels Telefax mitzuteilen, dass er beabsichtigt, 
das Vergabeverfahren zu widerrufen. … 

(2) ... So weit dies möglich ist, hat der Auftraggeber Bewerbern, an welche die 
Ausschreibungsunterlagen abgegeben wurden, oder Bietern nachweislich 
elektronisch oder mittels Telefax mitzuteilen, dass er beabsichtigt, das 
Vergabeverfahren zu widerrufen. ... 

(3) Der Widerruf darf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht innerhalb einer 
Stillhaltefrist von 14 Tagen erklärt werden. Die Stillhaltefrist beginnt bei einer 
Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax mit der Bekanntgabe 
der Mitteilung der Widerrufsentscheidung, bei einer Übermittlung auf 
brieflichem Weg mit der Absendung der Mitteilung der Widerrufsentscheidung. 
Im Falle einer Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung gemäß Abs. 2 darf 
der Widerruf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht innerhalb einer Stillhaltefrist 
von 14 Tagen ab erstmaliger Verfügbarkeit der Bekanntmachung der Mitteilung 
der Widerrufsentscheidung erklärt werden. 

(4) Die Stillhaltefrist verkürzt sich auf sieben Tage bei 
 1. beschleunigten Verfahren wegen Dringlichkeit gemäß den §§ 63 oder 

67, 
 2. einer Auftragsvergabe im Wege einer elektronischen Auktion, 
 3. Verhandlungsverfahren mit nur einem Unternehmer, 
 4. der Durchführung von Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich, 
 5. einem Widerruf des Verfahrens zur Vergabe eines Auftrages, weil nach 

dem Ausscheiden von Angeboten kein Angebot oder nur ein Angebot im 
Verfahren verbleibt, oder nur ein Angebot eingelangt ist, 

 6. Verfahren zur Vergabe eines Auftrages auf Grund einer 
Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen Beschaffungssystems. 

(5) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Widerrufsentscheidung besteht 
nicht, falls kein Angebot eingelangt ist. 

(3) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Widerrufsentscheidung besteht nicht, 
falls kein Angebot eingelangt ist oder kein Bieter im Vergabeverfahren verblieben 
ist. 

(4) Der Auftraggeber darf den Widerruf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht 
innerhalb der Stillhaltefrist erklären. Die Stillhaltefrist beginnt im Fall des Abs. 1 mit 
der Absendung der Mitteilung der Widerrufsentscheidung und im Fall des Abs. 2 mit 
der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung. Bei 
einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax sowie bei einer 
Bekanntmachung beträgt die Stillhaltefrist zehn Tage, bei einer Übermittlung auf 
brieflichem Weg 15 Tage. Bei der Durchführung von Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf sieben Tage. 

(6) … 
(7) ... 

(5) … 
(6) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(8) ... 
(9) ... 
(10) ... 

(7) ... 
(8) ... 
(9) ... 

§ 141. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen 
durch Auftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnittes, 
der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 3 Abs. 1, 6, 9, 10, 12 Abs. 1 und 3, 
13, 16, 20 Abs. 2, 3 und 5, 21, 44, 49, 98, 132 Abs. 3 und 140 Abs. 10 sowie der 
4. bis 6. Teil dieses Bundesgesetzes. 

§ 141. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen durch 
Auftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnittes, der 1. Teil 
mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 3 Abs. 1, 6, 9, 10, 12 Abs. 1 und 3, 13, 16, 20 
Abs. 2, 3 und 5, 21, 44, 49, 51, 98, und 140 Abs. 9 sowie der 4. bis 6. Teil dieses 
Bundesgesetzes. 

§ 142. (1) Für die Vergabe von Baukonzessionsverträgen durch öffentliche 
Auftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnittes, der 1. 
Teil, die §§ 3, 4, 7, 9 Abs. 2, 10, 12 bis 14, 18 bis 23, 37, 38, 41, 43 bis 52, 55, 
68 bis 70, 76, 79, 91 bis 94, 98, 113 bis 116, 117 Abs. 3 und 4, 120, 129 bis 140, 
der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt verwiesen 
wird.... 

(3) Für die Vergabe von Bauaufträgen an Dritte durch Baukonzessionäre, 
die selbst nicht Auftraggeber im Sinne des § 3 Abs. 1 sind, gelten ausschließlich 
die Bestimmungen dieses Abschnittes, der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, 
die §§ 3 Abs. 4, 4, 9 Abs. 2, 10, 12 bis 14, 19 Abs. 1, 20 Abs. 2, 3 und 5, 23, 49, 
55, 132 Abs. 3 und 140 Abs. 10, der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften, auf die 
in diesem Abschnitt verwiesen wird. 

§ 142. (1) Für die Vergabe von Baukonzessionsverträgen durch öffentliche 
Auftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnittes, der 1. Teil, 
die §§ 3, 4, 7, 9 Abs. 2, 10, 12 bis 14, 18 bis 23, 37, 38, 41, 43 bis 52, 55, 68 bis 70, 
76, 78, 91 bis 94, 98, 113 bis 116, 117 Abs. 3 und 4, 120, 129 bis 140, der 4. bis 6. 
Teil sowie die Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt verwiesen wird.... 

(3) Für die Vergabe von Bauaufträgen an Dritte durch Baukonzessionäre, die 
selbst nicht Auftraggeber im Sinne des § 3 Abs. 1 sind, gelten ausschließlich die 
Bestimmungen dieses Abschnittes, der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 3 
Abs. 4, 4, 9 Abs. 2, 10, 12 bis 14, 19 Abs. 1, 20 Abs. 2, 3 und 5, 23, 49, 51, 55, und 
140 Abs. 9, der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt 
verwiesen wird. 

§ 151. ... 
(3) … Der Auftraggeber hat die nicht berücksichtigten Bieter von dieser 

Entscheidung unverzüglich, jedenfalls aber zehn Tage nach Abschluss der 
Bewertung der Angebote unter Bekanntgabe der Gründe der 
Nichtberücksichtigung und der Namen der Partei bzw. der Parteien der 
Rahmenvereinbarung zu verständigen. Die Gründe der Nichtberücksichtigung 
sind nicht bekannt zu geben, sofern die Bekanntgabe dieser Informationen 
öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von 
Unternehmern widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden 
würde. 

§ 151. ... 
 (3) … Der Auftraggeber hat den nicht berücksichtigten Bietern den Namen des 

Unternehmers bzw. die Namen der Unternehmer, mit dem bzw. denen die 
Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll, nachweislich mitzuteilen. 
In dieser Mitteilung sind die Gründe der Nichtberücksichtigung sowie die 
Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bzw. der erfolgreichen 
Angebote bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten 
Geschäftsinteressen von Unternehmern widersprechen oder dem freien und 
lauteren Wettbewerb schaden würde. Eine Verpflichtung zur Mitteilung, mit 
welchem Unternehmer die Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll, 
besteht nicht, wenn ein Verhandlungsverfahren gemäß § 28 Abs. 2 Z 3, § 29 
Abs. 2 Z 3 oder 6 oder § 30 Abs. 2 Z 3 zum Abschluss der 
Rahmenvereinbarung durchgeführt wurde. Der Auftraggeber darf die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Rahmenvereinbarung bei sonstiger absoluter Nichtigkeit nicht innerhalb der 
Stillhaltefrist abschließen. Für eine freiwillige Bekanntgabe bzw. 
Bekanntmachung gelten die §§ 49 Abs. 2 und 55 Abs. 5 sinngemäß. Die 
Stillhaltefrist beginnt mit der Absendung der Mitteilung bzw. mit der 
erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung mit welchem Unternehmer 
bzw. mit welchen Unternehmern die Rahmenvereinbarung abgeschlossen 
werden soll.  Sie beträgt bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg 
oder mittels Telefax zehn Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 
15 Tage. Bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens im 
Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf sieben Tage. 

§ 154. … 
(4) ... Auf Verlangen ist dem Bewerber Einsichtnahme in den seinen 

Teilnahmeantrag betreffenden Teil der Niederschrift zu gewähren. ... 

§ 154. … 
(4) ... Der Bewerber kann in den seinen Teilnahmeantrag betreffenden Teil der 

Niederschrift Einsicht nehmen. … 
§ 155. … 
(8) Für die Übermittlung von Plänen und Entwürfen auf elektronischem 

Weg im Zusammenhang mit der Durchführung eines Wettbewerbes gelten die 
§§ 91 bis 94, 113 bis 116 und 119 sinngemäß. 

§ 155. … 
(8) Für die Übermittlung von Wettbewerbsunterlagen und sonstigen Unterlagen 

im Zusammenhang mit der Durchführung eines Wettbewerbes gelten die §§ 88, 89, 
91 bis 94, 113 bis 116 und 119 sinngemäß. 

§ 159. (1) Für die Durchführung eines wettbewerblichen Dialogs gelten 
ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnitts, der 1. Teil, die §§ 3 bis 6, 9, 
10, 19, 20 Abs. 2 und 3, 25 Abs. 9, 34, 36, 43 bis 50, 52 bis 59, 62 bis 64, 67 bis 
78, der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt 
verwiesen wird. 

§ 159. (1) Für die Durchführung eines wettbewerblichen Dialogs gelten 
ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnitts, der 1. Teil, die §§ 3 bis 6, 9, 10, 
19, 20 Abs. 2 und 3, 25 Abs. 9, 34, 36, 43 bis 50, 52 bis 59, 62 bis 64, 67 bis 77, der 
4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt verwiesen wird. 

§ 160. ... 
(5) ... Auf Verlangen ist dem Bewerber Einsichtnahme in den seinen 

Teilnahmeantrag betreffenden Teil der Niederschrift zu gewähren. ... 

§ 160. ... 
(5) ... Der Bewerber kann in den seinen Teilnahmeantrag betreffenden Teil der 

Niederschrift Einsicht nehmen. … 
§ 175. Dieses Bundesgesetz gilt nicht 

 …  
 12. für die Beschaffung von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen durch 

Sektorenauftraggeber von einer zentralen Beschaffungsstelle, sofern die 
zentrale Beschaffungsstelle bei der Beschaffung dieser Bau-, Liefer- 
oder Dienstleistungen die Bestimmungen des 2. oder des 3. Teiles dieses 
Bundesgesetzes eingehalten hat, 

§ 175. Dieses Bundesgesetz gilt nicht 
 …  
 12. für die Beschaffung von Liefer- oder Dienstleistungen durch 

Sektorenauftraggeber von einer zentralen Beschaffungsstelle, sofern die 
zentrale Beschaffungsstelle bei der Beschaffung dieser Liefer- oder 
Dienstleistungen die Bestimmungen des 2. oder des 3. Teiles dieses 
Bundesgesetzes eingehalten hat, 

 …  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 20. für Aufträge und Wettbewerbe, die Sektorenauftraggeber in die Lage 

versetzen sollen, in Österreich Strom zu erzeugen. 
§ 177. Dieses Bundesgesetz gilt mit Ausnahme der §§ 7, 8, 164 bis 166, 

210, 335, 344 und 345 Abs. 1 bis 3 nicht für die Vergabe von Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträgen. Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträge sind von Sektorenauftraggebern unter 
Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes und, soweit dies auf Grund des Wertes und des 
Gegenstandes des Vertrages erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem 
Verfahren mit mehreren Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von 
Öffentlichkeit gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren 
Wettbewerbes entspricht, zu vergeben…. 

§ 177. Dieses Bundesgesetz gilt mit Ausnahme der §§ 7, 8, 164 bis 166, 210, 
336, 344 und 345 Abs. 1 bis 3 nicht für die Vergabe von Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträgen. Bau- und Dienstleistungskonzessionsverträge 
sind von Sektorenauftraggebern unter Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen 
Grundfreiheiten sowie des Diskriminierungsverbotes und, soweit dies auf Grund des 
Wertes und des Gegenstandes des Vertrages erforderlich erscheint, grundsätzlich in 
einem Verfahren mit mehreren Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von 
Öffentlichkeit gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren 
Wettbewerbes entspricht, zu vergeben…. 

§ 178. (1)… 
(2) Freigestellte Sektorenauftraggeber im Sinne des Abs. 1 haben – sofern 

es sich um Sektorenauftraggeber handelt, die in den Vollziehungsbereich eines 
Landes fallen, im Wege der jeweiligen Landesregierung – dem Bundesminister 
für Wirtschaft und Arbeit alle Angaben gemäß dem Standardformular für 
vergebene Aufträge für jeden vergebenen Auftrag, dessen Auftragswert 
mindestens 5 Millionen Euro betragen hat, spätestens 48 Tage nach der 
Zuschlagserteilung bekannt zu geben. 

(3) Freigestellte Sektorenauftraggeber im Sinne des Abs. 1 haben entweder 
auf Verlangen der Kommission oder spätestens 48 Tage nach Ablauf jedes 
Quartals eines Kalenderjahres alle Angaben gemäß dem Standardformular für 
vergebene Aufträge für jeden vergebenen Auftrag, dessen Auftragswert 
mindestens 400 000 Euro betragen hat, – sofern es sich um Sektorenauftraggeber 
handelt, die in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, im Wege der 
jeweiligen Landesregierung – dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
bekannt zu geben. Sie haben diese Angaben und die diesbezüglichen Unterlagen 
mindestens vier Jahre lang ab der Auftragsvergabe aufzubewahren. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat die Angaben gemäß 
Abs. 2 und 3 im Wege der Ständigen Vertretung Österreichs bei der EU an die 
Kommission weiterzuleiten und den Bundeskanzler davon zu unterrichten. 

§ 178. (1)… 
(2) Freigestellte Sektorenauftraggeber im Sinne des Abs. 1 haben der 

Kommission alle Angaben gemäß dem Standardformular für vergebene Aufträge für 
jeden vergebenen Auftrag, dessen Auftragswert mindestens 5 Millionen Euro 
betragen hat, spätestens 48 Tage nach der Zuschlagserteilung bekannt zu geben. 

(3) Freigestellte Sektorenauftraggeber im Sinne des Abs. 1 haben entweder auf 
Verlangen der Kommission oder spätestens 48 Tage nach Ablauf jedes Quartals eines 
Kalenderjahres alle Angaben gemäß dem Standardformular für vergebene Aufträge 
für jeden vergebenen Auftrag, dessen Auftragswert mindestens 400 000 Euro 
betragen hat, der Kommission bekannt zu geben. Sie haben diese Angaben und die 
diesbezüglichen Unterlagen mindestens vier Jahre lang ab der Auftragsvergabe 
aufzubewahren. 

§ 179. (1)… 
(4) Ist der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit der Ansicht, dass eine 

§ 179. (1)… 
Ist der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend der Ansicht, dass eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Tätigkeit gemäß den §§ 167 bis 172 auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar 
dem Wettbewerb ausgesetzt ist, kann er eine entsprechende Feststellung bei der 
Kommission beantragen. Er teilt ihr alle sachdienlichen Informationen mit, 
insbesondere über Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, 
Vereinbarungen und Absprachen, die Aufschluss darüber geben, ob die in den 
Abs. 2 und 3 genannten Bedingungen erfüllt sind. Hat die für die betreffende 
Sektorentätigkeit zuständige unabhängige Behörde eine begründete 
Stellungnahme abgegeben, ob die Tätigkeit auf einem Markt mit freiem Zugang 
unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, so ist diese Stellungnahme dem 
Antrag beizufügen. Der Antrag an die Kommission hat zumindest die in 
Anhang I der Entscheidung 2005/15/EG der Kommission aufgeführten Angaben 
zu enthalten. Die Einbringung des Antrags bei der Kommission hat im Wege des 
Bundesministers für auswärtige Angelegenheiten zur erfolgen. Von einer 
Antragstellung ist der Bundeskanzler zu informieren. 

(5) Ist ein die betreffende Sektorentätigkeit ausübender 
Sektorenauftraggeber der Ansicht, dass eine Tätigkeit gemäß den §§ 167 bis 172 
auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, kann 
er eine entsprechende Feststellung bei der Kommission beantragen. In diesem 
Fall hat er den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit über die Antragstellung 
bei der Kommission zu informieren. Der Antrag an die Kommission hat 
zumindest die in Anhang I der Entscheidung 2005/15/EG aufgeführten Angaben 
zu enthalten. Hat die für die betreffende Sektorentätigkeit zuständige 
unabhängige Behörde eine begründete Stellungnahme abgegeben, ob die 
Tätigkeit auf einem Markt mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb 
ausgesetzt ist, so ist diese Stellungnahme dem Antrag beizufügen. Die 
Einbringung des Antrags bei der Kommission hat im Wege des Bundesministers 
für auswärtige Angelegenheiten zur erfolgen. Von einer Antragstellung ist der 
Bundeskanzler zu informieren. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
teilt, sofern die entsprechenden Unterlagen der Kommission nicht bereits durch 
den Antragsteller übermittelt wurden, der Kommission alle sachdienlichen 
Informationen mit, insbesondere über Gesetze, Verordnungen, 
Verwaltungsvorschriften, Vereinbarungen und Absprachen, die Aufschluss 
darüber geben, ob die in den Abs. 2 und 3 genannten Bedingungen erfüllt sind. 
Sofern eine begründete Stellungnahme der für die betreffende Sektorentätigkeit 
zuständigen unabhängigen Behörde nicht bereits durch den Antragsteller 
übermittelt wurde, hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit diese 

Tätigkeit gemäß den §§ 167 bis 172 auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem 
Wettbewerb ausgesetzt ist, kann er eine entsprechende Feststellung bei der 
Kommission beantragen. Er teilt ihr alle sachdienlichen Informationen mit, 
insbesondere über Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Vereinbarungen 
und Absprachen, die Aufschluss darüber geben, ob die in den Abs. 2 und 3 genannten 
Bedingungen erfüllt sind. Hat die für die betreffende Sektorentätigkeit zuständige 
unabhängige Behörde eine begründete Stellungnahme abgegeben, ob die Tätigkeit 
auf einem Markt mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, so 
ist diese Stellungnahme dem Antrag beizufügen. Der Antrag an die Kommission hat 
zumindest die in Anhang I der Entscheidung 2005/15/EG der Kommission 
aufgeführten Angaben zu enthalten. Die Einbringung des Antrags bei der 
Kommission hat im Wege des Bundesministers für europäische und internationale 
Angelegenheiten zur erfolgen. Von einer Antragstellung ist der Bundeskanzler zu 
informieren. 

(5) Ist ein die betreffende Sektorentätigkeit ausübender Sektorenauftraggeber 
der Ansicht, dass eine Tätigkeit gemäß den §§ 167 bis 172 auf Märkten mit freiem 
Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, kann er eine entsprechende 
Feststellung bei der Kommission beantragen. In diesem Fall hat er den 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend über die Antragstellung bei der 
Kommission zu informieren. Der Antrag an die Kommission hat zumindest die in 
Anhang I der Entscheidung 2005/15/EG aufgeführten Angaben zu enthalten. Hat die 
für die betreffende Sektorentätigkeit zuständige unabhängige Behörde eine 
begründete Stellungnahme abgegeben, ob die Tätigkeit auf einem Markt mit freiem 
Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, so ist diese Stellungnahme dem 
Antrag beizufügen. Die Einbringung des Antrags bei der Kommission hat im Wege 
des Bundesministers für europäische und internationale Angelegenheiten zur 
erfolgen. Von einer Antragstellung ist der Bundeskanzler zu informieren. Der 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend teilt, sofern die entsprechenden 
Unterlagen der Kommission nicht bereits durch den Antragsteller übermittelt wurden, 
der Kommission alle sachdienlichen Informationen mit, insbesondere über Gesetze, 
Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Vereinbarungen und Absprachen, die 
Aufschluss darüber geben, ob die in den Abs. 2 und 3 genannten Bedingungen erfüllt 
sind. Sofern eine begründete Stellungnahme der für die betreffende Sektorentätigkeit 
zuständigen unabhängigen Behörde nicht bereits durch den Antragsteller übermittelt 
wurde, hat der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend diese 
Stellungnahme der Kommission zu übermitteln. 

61/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

31 von 75



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Stellungnahme der Kommission zu übermitteln. 

(6) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat eine Entscheidung 
oder Bekanntmachung der Kommission betreffend einen Antrag gemäß Abs. 4 
oder 5 unverzüglich im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

(6) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat eine 
Entscheidung oder Bekanntmachung der Kommission betreffend einen Antrag gemäß 
Abs. 4 oder 5 unverzüglich im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

§ 180. (1) Verfahren von Sektorenauftraggebern zur Vergabe von Aufträgen 
erfolgen im Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer 
 1. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen mindestens 422 000 Euro 

beträgt; 
 2. bei Bauaufträgen mindestens 5 278 000 Euro beträgt. 

(2) Wettbewerbe von Sektorenauftraggebern erfolgen im 
Oberschwellenbereich, wenn bei Realisierungswettbewerben der geschätzte 
Auftragswert des Dienstleistungsauftrages ohne Umsatzsteuer unter 
Berücksichtigung etwaiger Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei 
Ideenwettbewerben die Summe der Preisgelder und Zahlungen an die 
Teilnehmer mindestens 422 000 Euro beträgt. 

§ 180. (1) Verfahren von Sektorenauftraggebern zur Vergabe von Aufträgen 
erfolgen im Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer 
 1. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen mindestens 412 000 Euro beträgt; 
 2. bei Bauaufträgen mindestens 5 150 000 Euro beträgt. 

(2) Wettbewerbe von Sektorenauftraggebern erfolgen im Oberschwellenbereich, 
wenn bei Realisierungswettbewerben der geschätzte Auftragswert des 
Dienstleistungsauftrages ohne Umsatzsteuer unter Berücksichtigung etwaiger 
Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwettbewerben die Summe 
der Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer mindestens 412 000 Euro beträgt. 

§ 186. Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 177, 178 Abs. 2 und 3, 180 Abs. 1 und 2, 182 Abs. 3, 183 Abs. 4 und 5, 184 
Abs. 5 und 6, 201 Abs. 2, 214 Abs. 2, 235, 268 Abs. 3 sowie 280 Abs. 3 
festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit völkerrechtliche Verpflichtungen 
Österreichs dies erfordern oder dies auf Grund von gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
einheitlichen Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen zweckmäßig ist, 
andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

§ 186. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 177, 178 Abs. 2 und 3, 180 Abs. 1 und 2, 182 Abs. 3, 183 Abs. 4 und 5, 184 
Abs. 5 und 6, 201 Abs. 2, 214 Abs. 2, 231 Abs. 3 und 4, 268 Abs. 3 sowie 280 Abs. 3 
festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit völkerrechtliche Verpflichtungen 
Österreichs dies erfordern oder dies auf Grund von gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer einheitlichen 
Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- 
oder Loswerte festsetzen. 

(2) Sofern die in den §§ 180 Abs. 1 und 2 sowie 214 Abs. 2 Z 3 festgesetzten 
Schwellenwerte an die von der Kommission gemäß dem Verfahren des Art. 69 der 
Richtlinie 2004/17/EG geänderten Schwellenwerte angeglichen werden sollen, hat 
der Bundeskanzler die neu festgesetzten Schwellenwerte im Bundesgesetzblatt 
kundzumachen. 

§ 188. (1) Bewerber oder Bieter, die im Gebiet einer anderen Vertragspartei 
des EWR-Abkommens ansässig sind und die ein Anerkennungs- oder 
Gleichhaltungsverfahren gemäß den §§ 373c, 373d und 373e GewO 1994 
durchführen oder eine Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-
Architektenverordnung oder eine Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-

§ 188. (1) Bewerber oder Bieter, die im Gebiet einer anderen Vertragspartei des 
EWR-Abkommens oder in der Schweiz ansässig sind und die für die Ausübung einer 
Tätigkeit in Österreich eine behördliche Entscheidung betreffend ihre 
Berufsqualifikation einholen müssen, haben ein darauf gerichtetes Verfahren 
möglichst umgehend, jedenfalls aber vor Ablauf der Angebotsfrist einzuleiten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ingenieurkonsulentenverordnung einholen müssen, haben die entsprechenden 
Anträge möglichst umgehend zu stellen. Der Bescheid über die Erteilung der 
Anerkennung bzw. den Ausspruch der Gleichhaltung oder eine Bestätigung 
gemäß der EWR-Architektenverordnung oder der EWR-
Ingenieurkonsulentenverordnung muss spätestens im Zeitpunkt der 
Zuschlagsentscheidung vorliegen. Sie haben den Nachweis beizubringen, dass 
sie vor Ablauf der Angebotsfrist einen Antrag gemäß den genannten 
Rechtsvorschriften eingebracht haben. 

§ 195. … 
 10. bei Gelegenheitskäufen, wenn Waren auf Grund einer besonders 

günstigen Gelegenheit, die sich für einen sehr kurzen Zeitraum ergeben 
hat, zu einem Preis beschafft werden können, der erheblich unter den 
marktüblichen Preisen liegt, oder 

§ 195. … 
 10. bei Gelegenheitskäufen von einem Lieferanten, wenn Waren auf Grund einer 

besonders günstigen Gelegenheit, die sich für einen sehr kurzen Zeitraum 
ergeben hat, zu einem Preis beschafft werden können, der erheblich unter 
den marktüblichen Preisen liegt, oder 

§ 197. (1)… 
(3) Die Partei oder die Parteien der Rahmenvereinbarung werden nach 

Durchführung eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens nach 
vorherigem Aufruf zum Wettbewerb oder eines Verhandlungsverfahrens gemäß 
den §§ 194 oder 195 ermittelt. Der Sektorenauftraggeber hat den nicht 
berücksichtigten Bietern die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, die 
Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes oder der erfolgreichen 
Angebote sowie den Namen der Partei bzw. der Parteien der 
Rahmenvereinbarung mitzuteilen. Die Gründe der Nichtberücksichtigung sind 
nicht bekannt zu geben, sofern die Bekanntgabe dieser Informationen 
öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von 
Unternehmern widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden 
würde. 

§ 197. (1)… 
(3) Die Partei oder die Parteien der Rahmenvereinbarung werden nach 

Durchführung eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens nach 
vorherigem Aufruf zum Wettbewerb oder eines Verhandlungsverfahrens gemäß den 
§§ 194 oder 195 ermittelt. Der Sektorenauftraggeber hat den nicht berücksichtigten 
Bietern den Namen des Unternehmers bzw. die Namen der Unternehmer, mit dem 
bzw. denen die Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll, nachweislich 
mitzuteilen. In dieser Mitteilung sind die Gründe der Nichtberücksichtigung sowie 
die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bzw. der erfolgreichen 
Angebote bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informationen 
öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmern 
widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden würde. Eine 
Verpflichtung zur Mitteilung, mit welchem Unternehmer die Rahmenvereinbarung 
abgeschlossen werden soll, besteht nicht, wenn ein Verhandlungsverfahren gemäß 
§ 195 Z 4 oder 8 zum Abschluss der Rahmenvereinbarung durchgeführt wurde. Der 
Sektorenauftraggeber darf die Rahmenvereinbarung bei sonstiger absoluter 
Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist abschließen. Für eine freiwillige 
Bekanntgabe bzw. Bekanntmachung gelten die §§ 210 Abs. 2 und 219 Abs. 5 
sinngemäß. Die Stillhaltefrist beginnt mit der Absendung der Mitteilung bzw. mit der 
erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung mit welchem Unternehmer bzw. mit 
welchen Unternehmern die Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll. Sie 
beträgt bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax zehn 
Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Bei der Durchführung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eines Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist 
auf sieben Tage. 

§ 201. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Sektorenauftraggeber im 
Wege der Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 4 bis 6, 9, 164 
bis 166, 175, 181 bis 184, 187 Abs. 1, 192 Abs. 9, 235 und 273 Abs. 3, der 4. bis 
6. Teil sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 5. 

§ 201. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Sektorenauftraggeber im Wege 
der Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 4 bis 6, 9, 164 bis 166, 
175, 181 bis 184, 187 Abs. 1, 192 Abs. 9, der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften der 
Abs. 2 bis 5. 

§ 204. (1) Die Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Mitteilungen, 
Anträgen, Aufforderungen und Benachrichtigungen sowie jeder sonstige 
Informationsaustausch zwischen Sektorenauftraggebern und Unternehmern, 
kann, sofern der Sektorenauftraggeber nicht ausnahmsweise anderes festlegt, 
wahlweise brieflich, per Fax oder elektronisch erfolgen. ... 

… 

§ 204. (1) Die Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Mitteilungen, 
Anträgen, Aufforderungen und Benachrichtigungen sowie jeder sonstige 
Informationsaustausch zwischen Sektorenauftraggebern und Unternehmern kann, 
sofern in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist oder der 
Sektorenauftraggeber nicht ausnahmsweise anderes festlegt, wahlweise per Telefax 
oder elektronisch – in begründeten Ausnahmefällen auch brieflich – erfolgen. … 

… 
(4) Eine elektronische Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, 

Angeboten und Dokumenten, die im Zusammenhang mit der Angebotsbewertung 
stehen, hat unter Verwendung einer sicheren elektronischen Signatur (§ 2 Z 3 
SigG) bzw. so zu erfolgen, dass die Überprüfbarkeit der Vollständigkeit, Echtheit 
und Unverfälschtheit der übermittelten Datensätze mit der Qualität einer sicheren 
elektronischen Signatur gewährleistet ist. 

… 

(4) Eine elektronische Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Angeboten 
und Dokumenten, die im Zusammenhang mit der Angebotsbewertung stehen, hat 
unter Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur bzw. so zu erfolgen, 
dass die Überprüfbarkeit der Vollständigkeit, Echtheit und Unverfälschtheit der 
übermittelten Datensätze mit der Qualität einer qualifizierten elektronischen Signatur 
gewährleistet ist. 

… 
(6) ... Soweit in diesem Gesetz zwingend eine Mitteilung von 

Entscheidungen an Unternehmer auf elektronischem Weg oder mittels Telefax 
vorgesehen wird, ist eine briefliche Übermittlung nur in begründeten 
Ausnahmefällen zulässig. ... 

 

§ 205. (1) Die Sektorenauftraggeber haben bis zum 31. August jedes Jahres 
– sofern es sich um Sektorenauftraggeber handelt, die in den 
Vollziehungsbereich eines Landes fallen, im Wege der jeweiligen 
Landesregierung – dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zur 
Weiterleitung an die Kommission statistische Aufstellungen über die im 
vorangegangenen Jahr vergebenen Aufträge zu übermitteln. 

§ 205. (1) Die Sektorenauftraggeber haben bis zum 31. August jedes Jahres – 
sofern es sich um Sektorenauftraggeber handelt, die in den Vollziehungsbereich eines 
Landes fallen, im Wege der jeweiligen Landesregierung – dem Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend zur Weiterleitung an die Kommission statistische 
Aufstellungen über die im vorangegangenen Jahr vergebenen Aufträge zu 
übermitteln. 

§ 206. Soweit dieses Bundesgesetz, mit Ausnahme der Bestimmung des 
§ 335, Mitteilungs- oder Berichtspflichten an die Kommission oder andere 
Vertragsparteien des EWR-Abkommens vorsieht, hat bei Vergabeverfahren, die 
in den Vollziehungsbereich des Bundes fallen, der Sektorenauftraggeber, bei 

§ 206. Soweit dieses Bundesgesetz, mit Ausnahme der Bestimmung des § 336, 
Mitteilungs- oder Berichtspflichten an die Kommission oder andere Vertragsparteien 
des EWR-Abkommens vorsieht, hat bei Vergabeverfahren, die in den 
Vollziehungsbereich des Bundes fallen, der Sektorenauftraggeber, bei 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vergabeverfahren, die in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, der 
Sektorenauftraggeber im Wege der jeweiligen Landesregierung dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit die erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. Dieser hat die Unterlagen im Wege der Ständigen 
Vertretung Österreichs bei der EU an die Kommission und an die 
Vertragsparteien des EWR-Abkommens weiterzuleiten und den Bundeskanzler 
davon zu unterrichten. 

Vergabeverfahren, die in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, der 
Sektorenauftraggeber im Wege der jeweiligen Landesregierung dem Bundesminister 
für Wirtschaft, Familie und Jugend die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen. Dieser hat die Unterlagen im Wege der Ständigen Vertretung Österreichs bei 
der EU an die Kommission und an die Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
weiterzuleiten und den Bundeskanzler davon zu unterrichten. 

§ 207. (1) … 
(2) Im Aufruf zum Wettbewerb ist auf das allfällige Erfordernis einer 

Anerkennung oder Gleichhaltung gemäß den §§ 373c, 373d und 373e 
GewO 1994 oder einer Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-
Architektenverordnung oder einer Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-
Ingenieurkonsulentenverordnung ausdrücklich hinzuweisen. 

§ 207. (1) … 
(2) Im Aufruf zum Wettbewerb ist auf das allfällige Erfordernis einer 

behördlichen Entscheidung für die Zulässigkeit der Ausübung einer Tätigkeit in 
Österreich sowie auf die Verpflichtung gemäß § 188 Abs. 1 ausdrücklich 
hinzuweisen. 

§ 210. Der Sektorenauftraggeber kann Bekanntmachungen und 
Mitteilungen, die nicht einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem 
Bundesgesetz unterliegen, der Kommission unter Verwendung allenfalls 
existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen im 
Oberschwellenbereich übermitteln. Die Übermittlung der Bekanntmachungen 
und Mitteilungen hat auf elektronischem Weg nach den vom Bundeskanzler 
gemäß § 211 kundgemachten Verfahren für die Übermittlung von 
Bekanntmachungen und Mitteilungen zu erfolgen. Der Sektorenauftraggeber 
muss den Tag der Absendung der Bekanntmachung nachweisen können. 

§ 210. (1) Der Sektorenauftraggeber kann Bekanntmachungen und Mitteilungen, 
die nicht einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem Bundesgesetz 
unterliegen, der Kommission unter Verwendung allenfalls existierender einschlägiger 
Standardformulare für Bekanntmachungen übermitteln. 

(2) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb im 
Oberschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Sektorenauftraggeber der 
Kommission die Mitteilung der Zuschlagsentscheidung unter Verwendung des 
einschlägigen Standardformulars für Bekanntmachungen bekannt geben. 

(3) Die Übermittlung der Bekanntmachungen und Mitteilungen gemäß Abs. 1 
und 2 hat auf elektronischem Weg nach den vom Bundeskanzler gemäß § 211 
kundgemachten Verfahren für die Übermittlung von Bekanntmachungen und 
Mitteilungen zu erfolgen. Der Sektorenauftraggeber muss den Tag der Absendung 
der Bekanntmachung nachweisen können. 

§ 214. … 
(2) … 

 3. bei Bauaufträgen die wesentlichen Merkmale der Aufträge oder 
Rahmenvereinbarungen, die der Sektorenauftraggeber in den nächsten 
zwölf Monaten vergeben bzw. abschließen will, sofern deren geschätzter 
Gesamtwert mindestens 5 278 000 Euro beträgt; 

§ 214. … 
(2) … 

 3. bei Bauaufträgen die wesentlichen Merkmale der Aufträge oder 
Rahmenvereinbarungen, die der Sektorenauftraggeber in den nächsten zwölf 
Monaten vergeben bzw. abschließen will, sofern deren geschätzter 
Gesamtwert mindestens 5 150 000 Euro beträgt; 

§ 217. … § 217. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(7) Der Sektorenauftraggeber kann der Kommission einen Auftrag, den er in 

einem Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben hat, 
oder eine Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens 
ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb abgeschlossen hat, unter Verwendung 
allenfalls existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen im 
Oberschwellenbereich bekannt geben. Darin sind Name und Anschrift des 
Sektorenauftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, der Auftragswert sowie die für die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb maßgeblichen Gründe 
festzuhalten. 

§ 219. … § 219. … 
(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb im 

Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Sektorenauftraggeber die 
Mitteilung der Zuschlagsentscheidung gemäß Abs. 2 bekanntmachen, oder – sofern 
eine Festlegung gemäß Abs. 2 nicht erfolgte - auf eine Weise bekanntmachen, die 
einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit gewährleistet. In dieser Mitteilung sind 
jedenfalls der Name und die Anschrift des Sektorenauftraggebers, eine Beschreibung 
des Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(6) Der Sektorenauftraggeber kann einen Auftrag, den er in einem 
Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben hat, oder eine 
Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb abgeschlossen hat, auf eine Weise 
bekanntmachen, die einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit gewährleistet. In 
dieser Bekanntmachung sind Name und Anschrift des Sektorenauftraggebers und des 
erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des Auftragsgegenstandes, der Auftragswert 
sowie die für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf 
zum Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

61/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

36 von 75



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

1. Unterabschnitt 
Allgemeine Bestimmungen betreffend die Eignung und deren 

Prüfung 

 

Verlangen der Nachweise durch den Sektorenauftraggeber 
§ 231. (1) Unbeschadet der Regelung des Abs. 2 können 

Sektorenauftraggeber von Unternehmern, die an einem Vergabeverfahren 
teilnehmen, Nachweise darüber verlangen, dass ihre 
 1. berufliche Befugnis, 
 2. berufliche Zuverlässigkeit, 
 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sowie 
 4. technische Leistungsfähigkeit 
gegeben ist. 

(2) Die vom Unternehmer geforderten Nachweise sind vom 
Sektorenauftraggeber festzulegen. Nachweise dürfen vom Unternehmer nur so 
weit verlangt werden, wie es durch den Gegenstand des Auftrages gerechtfertigt 
ist. Dabei hat der Sektorenauftraggeber die berechtigten Interessen des 
Unternehmers am Schutz seiner technischen oder handelsbezogenen 
Betriebsgeheimnisse zu berücksichtigen. 

(3) Der Sektorenauftraggeber kann den Unternehmer auffordern, 
erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen Frist vorzulegen bzw. 
vorgelegte Bescheinigungen binnen einer angemessenen Frist zu 
vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie oder 
elektronisch vorgelegt werden. 

(4) Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch durch den Nachweis der Eintragung in einem 
einschlägigen, allgemein zugänglichen Verzeichnis eines Dritten führen, sofern 
diesem die vom Sektorenauftraggeber geforderten Unterlagen vorliegen und vom 
Sektorenauftraggeber selbst unmittelbar abrufbar sind. Der Unternehmer kann 
den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit auch mit 
anderen als den vom Sektorenauftraggeber geforderten Unterlagen führen, sofern 
die geforderten Unterlagen aus einem gerechtfertigten Grund nicht beigebracht 
werden können und die vorgelegten Unterlagen die gleiche Aussagekraft wie die 
ursprünglich geforderten aufweisen. Der Nachweis der gleichen Aussagekraft ist 

Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den Sektorenauftraggeber 
§ 231. (1) Der Sektorenauftraggeber hat festzulegen, mit welchen Nachweisen 

Unternehmer, die an einem Vergabeverfahren teilnehmen, ihre 
 1. berufliche Befugnis, 
 2. berufliche Zuverlässigkeit, 
 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie 
 4. technische Leistungsfähigkeit 
zu belegen haben. Nachweise dürfen nur so weit festgelegt werden, wie es durch den 
Gegenstand des Auftrages gerechtfertigt ist. Dabei hat der Sektorenauftraggeber die 
berechtigten Interessen des Unternehmers am Schutz seiner technischen oder 
handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu berücksichtigen. 

(2) Bewerber oder Bieter können ihre Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch durch die Vorlage einer Erklärung belegen, dass sie die vom 
Sektorenauftraggeber verlangten Eignungskriterien erfüllen und die festgelegten 
Nachweise auf Aufforderung unverzüglich beibringen können (Eigenerklärung). In 
einer solchen Erklärung sind die Befugnisse anzugeben, über die der Unternehmer 
konkret verfügt. 

(3) Bei der Vergabe von Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert 250 000 
Euro nicht erreicht, und bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, 
deren geschätzter Auftragswert 150 000 Euro nicht erreicht, kann der 
Sektorenauftraggeber die Vorlage bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern 
oder Bietern verlangen, sofern dies nach Auffassung des Sektorenauftraggebers im 
Einzelfall erforderlich ist. 

(4) Bei der Vergabe von Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert 
mindestens 250 000 Euro beträgt, und bei der Vergabe von Liefer- und 
Dienstleistungsaufträgen, deren geschätzter Auftragswert mindestens 150 000 Euro 
beträgt, kann der Sektorenauftraggeber die Vorlage bestimmter Nachweise von 
bestimmten Bewerbern oder Bietern verlangen. Vor Zuschlagsentscheidung hat der 
Sektorenauftrageber  die Vorlage der festgelegten Nachweise vom 
Zuschlagsempfänger jedengfalls zu verlangen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vom Unternehmer nach Aufforderung zu erbringen. 

(5) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 
Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret 
zufallenden Leistungsteil nachzuweisen. 

(5) Nach Maßgabe der Abs. 3 und 4 kann der Sektorenauftraggeber den 
Unternehmer auffordern, erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen Frist 
vorzulegen bzw. vorgelegte Bescheinigungen binnen einer angemessenen Frist zu 
vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie oder 
elektronisch vorgelegt werden. 

(6) Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch durch den Nachweis der Eintragung in einem einschlägigen, 
allgemein zugänglichen Verzeichnis eines Dritten führen, sofern diesem die vom 
Sektorenauftraggeber festgelegten Unterlagen in der vom Sektorenauftraggeber 
gewünschten Aktualität vorliegen und vom Sektorenauftraggeber selbst unmittelbar 
abrufbar sind. Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit 
und Leistungsfähigkeit auch mit anderen als den vom Sektorenauftraggeber 
festgelegten Unterlagen führen, sofern die festgelegten Unterlagen aus einem 
gerechtfertigten Grund nicht beigebracht werden können und die vorgelegten 
Unterlagen die gleiche Aussagekraft wie die ursprünglich festgelegten aufweisen. 
Der Nachweis der gleichen Aussagekraft ist vom Unternehmer nach Aufforderung zu 
erbringen. 

(7) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 
Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret zufallenden 
Leistungsteil nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4 nachzuweisen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nachweis der Eignung durch andere Unternehmer und in Bieter- und 

Arbeitsgemeinschaften 
§ 233. (1) Zum Nachweis seiner Leistungsfähigkeit oder seiner Befugnis 

kann sich ein Unternehmer für einen bestimmten Auftrag auf die Mittel anderer 
Unternehmer ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen 
Unternehmern bestehenden Verbindungen stützen. In diesem Fall muss er den 
Nachweis erbringen, dass ihm für die Ausführung des Auftrages die bei den 
anderen Unternehmern im erforderlichen Ausmaß nachgewiesenermaßen 
vorhandenen Mittel auch tatsächlich zur Verfügung stehen. 

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen können sich auch Bieter- und 
Arbeitsgemeinschaften auf die Kapazitäten ihrer Mitglieder oder anderer 
Unternehmer stützen. 

Nachweis der Eignung durch andere Unternehmer 
§ 233. Zum Nachweis der erforderlichen Leistungsfähigkeit oder Befugnis kann 

sich ein Unternehmer für einen bestimmten Auftrag auf die Kapazitäten anderer 
Unternehmer ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen 
Unternehmern bestehenden Verbindungen stützen. In diesem Fall muss er den 
Nachweis erbringen, dass ihm für die Ausführung des Auftrages die bei den anderen 
Unternehmern im erforderlichen Ausmaß vorhandenen Mittel auch tatsächlich zur 
Verfügung stehen. 

2. Unterabschnitt 
Sonderbestimmungen für den Unterschwellenbereich 

Möglichkeit des Absehens vom Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit 

§ 235. Im Unterschwellenbereich kann der Sektorenauftraggeber bei der 
Vergabe von Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert 250 000 Euro nicht 
erreicht, und bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, deren 
geschätzter Auftragswert 150 000 Euro nicht erreicht, von einem Nachweis der 
Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit absehen, sofern auf Grund 
einer Einschätzung des Sektorenauftraggebers keine Zweifel am Vorliegen der 
Eignung eines Bieters oder Bewerbers bestehen. 

 

§ 236. (1) Die Leistungen müssen, sofern nicht ein Vergabeverfahren ohne 
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb zur Anwendung kommt, so rechtzeitig 
bekannt gemacht werden, dass die Vergabe nach den Verfahren dieses 
Bundesgesetzes ermöglicht wird. 

(2) In den Ausschreibungsunterlagen sollen, wenn möglich, technische 
Spezifikationen so festgelegt werden, dass den Zugangskriterien für Menschen 
mit Behinderung oder der Konzeption für alle Benutzer  Rechnung getragen 
wird. 

(3) Die Ausschreibungsunterlagen sind so auszuarbeiten, dass die 

§ 235. (1) Die Leistungen müssen, sofern nicht ein Vergabeverfahren ohne 
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb zur Anwendung kommt, so rechtzeitig bekannt 
gemacht werden, dass die Vergabe nach den Verfahren dieses Bundesgesetzes 
ermöglicht wird. 

(2) In den Ausschreibungsunterlagen sollen, wenn möglich, technische 
Spezifikationen so festgelegt werden, dass den Zugangskriterien für Menschen mit 
Behinderung oder der Konzeption für alle Benutzer  Rechnung getragen wird. 

(3) Die Ausschreibungsunterlagen sind so auszuarbeiten, dass die 
Vergleichbarkeit der Angebote sichergestellt ist und die Preise ohne Übernahme 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vergleichbarkeit der Angebote sichergestellt ist und die Preise ohne Übernahme 
nicht kalkulierbarer Risken und – sofern nicht eine funktionale 
Leistungsbeschreibung erfolgt - ohne umfangreiche Vorarbeiten von den Bietern 
ermittelt werden können. 

(4) Jede Mitwirkung von Dritten an der Vorbereitung einer Ausschreibung 
ist zu dokumentieren. 

(5) Die Vorbereitung einer Ausschreibung ist nur solchen Personen zu 
übertragen, welche die fachlichen Voraussetzungen hierfür erfüllen. 
Erforderlichenfalls sind unbefangene Sachverständige beizuziehen. 

nicht kalkulierbarer Risken und – sofern nicht eine funktionale 
Leistungsbeschreibung erfolgt - ohne umfangreiche Vorarbeiten von den Bietern 
ermittelt werden können. 

(4) Jede Mitwirkung von Dritten an der Vorbereitung einer Ausschreibung ist zu 
dokumentieren. 

(5) Die Vorbereitung einer Ausschreibung ist nur solchen Personen zu 
übertragen, welche die fachlichen Voraussetzungen hierfür erfüllen. 
Erforderlichenfalls sind unbefangene Sachverständige beizuziehen. 

(6) Sofern die vergebende Stelle über die technischen und sonstigen 
Voraussetzungen verfügt, sind die Ausschreibungsunterlagen und alle sonstigen für 
die Erstellung der Angebote erforderlichen Unterlagen ausschließlich elektronisch 
zur Verfügung zu stellen. 

(7) Für Ausschreibungsunterlagen darf nur in begründeten Fällen ein Entgelt 
vorgesehen werden. Dieses Entgelt darf nur die Herstellungskosten (Papier-, Druck- 
oder Vervielfältigungskosten, Kosten für den Datenträger) sowie allfällige 
Portospesen abdecken. Für zurückzustellende Unterlagen kann eine entsprechende 
Sicherstellung verlangt werden. 

§ 237. (1) In den Ausschreibungsunterlagen oder im Aufruf zum 
Wettbewerb ist der Sektorenauftraggeber oder der Sektorenauftraggeber und die 
vergebende Stelle genau zu bezeichnen sowie anzugeben, dass die Vergabe der 
ausgeschriebenen Leistung nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für 
den Oberschwellenbereich und der dazu ergangenen Verordnungen erfolgt und 
welche Vergabekontrollbehörde für die Kontrolle dieses Vergabeverfahrens 
zuständig ist. 

(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 
oder die auf Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber nachzureichenden 
Nachweise gemäß § 231 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits im Aufruf zum 
Wettbewerb angeführt waren. 

(3) Soll der Auftrag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in 
der Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung 
zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese 

§ 236. (1) In den Ausschreibungsunterlagen oder im Aufruf zum Wettbewerb ist 
der Sektorenauftraggeber oder der Sektorenauftraggeber und die vergebende Stelle 
genau zu bezeichnen sowie anzugeben, dass die Vergabe der ausgeschriebenen 
Leistung nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für den 
Oberschwellenbereich und der dazu ergangenen Verordnungen erfolgt und welche 
Vergabekontrollbehörde für die Kontrolle dieses Vergabeverfahrens zuständig ist. 

(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten oder die 
auf Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber nachzureichenden Nachweise 
gemäß § 231 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits im Aufruf zum Wettbewerb 
angeführt waren. 

(3) Soll der Auftrag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den Ausschreibungsunterlagen alle 
Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, im Verhältnis der ihnen 
zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese Angabe kann auch im Wege der 
Festlegung einer Marge, deren größte Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren größte 
Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Sektorenauftraggebers nicht 
möglich, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den Ausschreibungsunterlagen 
alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, in der Reihenfolge der 
ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Sofern keine Festlegung betreffend das 
Zuschlagsprinzip erfolgt, ist der Zuschlag dem Angebot mit dem niedrigsten 
Preis zu erteilen. 

(4) Die Ausschreibungsunterlagen haben technische Spezifikationen zu 
enthalten. 

(5) Der Sektorenauftraggeber kann in die Ausschreibungsunterlagen 
Bedingungen insbesondere sozialen (wie zB frauen-, behinderten-, sozial- und 
beschäftigungspolitische Belange) oder ökologischen Inhaltes aufnehmen, die 
während der Erbringung der Leistungen zu erfüllen sind. 

die Festlegung der Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten 
Bedeutung aus nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Sektorenauftraggebers 
nicht möglich, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den Ausschreibungsunterlagen alle 
Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, in der Reihenfolge der ihnen 
zuerkannten Bedeutung anzugeben. Sofern keine Festlegung betreffend das 
Zuschlagsprinzip erfolgt, ist der Zuschlag dem Angebot mit dem niedrigsten Preis zu 
erteilen. 

(4) Die Ausschreibungsunterlagen haben technische Spezifikationen zu 
enthalten. 

(5) Der Sektorenauftraggeber kann in die Ausschreibungsunterlagen 
Bedingungen insbesondere sozialen (wie zB frauen-, behinderten-, sozial- und 
beschäftigungspolitische Belange) oder ökologischen Inhaltes aufnehmen, die 
während der Erbringung der Leistungen zu erfüllen sind. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 Besondere Bestimmungen betreffend die Beschaffung von Straßenfahrzeugen 

§ 237. (1) Bei Lieferaufträgen über die Beschaffung von Straßenfahrzeugen 
haben Sektorenauftraggeber zumindest folgende betriebsbedingte Energie- und 
Umweltauswirkungen während der gesamten Lebensdauer zu berücksichtigen: 
 1. den Energieverbrauch, 
 2. die CO2-Emissionen sowie 
 3. die Emission von Stickstoffoxiden (NOx), Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen 

(NMHC) und Partikeln. 
(2) Der Sektorenauftraggeber hat 

 1. technische Spezifikationen hinsichtlich aller gemäß Abs. 1 zu 
berücksichtigenden Energie- und Umweltauswirkungen festzulegen, oder 

 2. wenn der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden soll, die Energie- und Umweltauswirkungen gemäß Abs. 1 als 
Zuschlagskriterien festzulegen, oder 

 3. die über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines Fahrzeuges 
anfallenden Kosten des Energieverbrauchs, der CO2-Emissionen und der 
Schadstoffemissionen nach der Berechnungsmethode gemäß den Abs. 4 bis 
7 zu quantifizieren und im Rahmen der Zuschlagskriterien zu 
berücksichtigen. 

(3) Bei der Festsetzung der technischen Spezifikationen gemäß Abs. 2 Z 1 hat 
der Sektorenauftraggeber die Höhe der CO2-Emissionen oder der Emissionen 
zumindest eines Schadstoffes gemäß Abs. 1 Z 3 so festzulegen, dass die zum 
Zeitpunkt der Einleitung des Vergabeverfahrens geltenden gesetzlichen 
Emissionsgrenzwerte unterschritten werden. 

(4) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Fahrzeuges anfallenden Kosten des Energieverbrauchs werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, der Energieverbrauch je Kilometer und die 
Kosten je Energieeinheit miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften 
der Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, ist der Kraftstoffverbrauch eines 
Fahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei 
Fahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen Testverfahren 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu 

61/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

42 von 75



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verwenden. Wenn der Kraftstoffverbrauch eines Fahrzeuges in anderen Einheiten als 
Energieverbrauchseinheiten angegeben ist, wird er gemäß den Angaben zum 
Energiegehalt von Kraftstoffen in Tabelle 1 des Anhanges XIX in 
Energieverbrauchseinheiten je Kilometer umgerechnet. Die Kosten einer 
Energieeinheit entsprechen dem jeweils geringeren Wert der Kosten je 
Energieeinheit von Ottokraftstoff oder Dieselkraftstoff vor Steuern, wenn sie als 
Verkehrskraftstoff verwendet werden. 

(5) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Fahrzeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je 
Kilometer und die Kosten der CO2-Emissionen je Kilogramm gemäß Tabelle 2 des 
Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, sind die CO2-Emissionen eines 
Fahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei 
Fahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen Testverfahren 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu 
verwenden. 

(6) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Fahrzeuges anfallenden Kosten der Schadstoffemissionen werden die über die 
gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten der Emissionen von Stickstoffoxiden, 
Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und Partikeln addiert. Zur Berechnung der über 
die gesamte Lebensdauer eines Fahrzeuges anfallenden Kosten jedes einzelnen 
Schadstoffes werden die Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die Emissionen in 
Gramm je Kilometer und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß Tabelle 2 des 
Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, sind die Schadstoffemissionen eines 
Fahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei 
Fahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen Testverfahren 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu 
verwenden. Abweichend von Tabelle 2 des Anhanges XIX kann der 
Sektorenauftraggeber höhere Kosten je Gramm berechnen, sofern diese Kosten die 
Werte gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX nicht um mehr als das Doppelte 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
übersteigen. 

(7) Die Gesamtkilometerleistung eines Fahrzeuges ist Tabelle 3 des 
Anhanges XIX zu entnehmen. Anstatt der in Tabelle 3 des Anhanges XIX 
angegebenen Gesamtkilometerleistung kann der Sektorenauftraggeber auch eine 
andere Gesamtkilometerleistung festlegen. Die festgelegte Gesamtkilometerleistung 
muss sachlich gerechtfertigt sein und ist in den Ausschreibungsunterlagen 
anzugeben. Bei gebrauchten Fahrzeugen ist die bereits erbrachte Kilometerleistung 
von der Gesamtkilometerleistung gemäß Tabelle 3 des Anhanges XIX bzw. von der 
vom Sektorenauftraggeber festgelegten Kilometerleistung abzuziehen. 

Subunternehmerleistungen 
§ 240. Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, 

ausgenommen hiervon sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene 
Unternehmen. Der Sektorenauftraggeber hat in den Ausschreibungsunterlagen 
festzulegen, ob nur die wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter 
jedenfalls oder möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben 
beabsichtigt, bekannt zu geben sind. Die Weitergabe von Teilen der Leistung ist 
nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung seines 
Teiles erforderliche Befugnis, technische, finanzielle und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit sowie die berufliche Zuverlässigkeit besitzt. 

Subunternehmerleistungen 
§ 240. (1) Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, ausgenommen 

hiervon sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene Unternehmen. 
(2) Der Sektorenauftraggeber hat in den Ausschreibungsunterlagen festzulegen, 

ob nur die wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder 
möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, 
bekannt zu geben sind. 

(3) Die Weitergabe von Teilen der Leistung ist nur insoweit zulässig, als der 
Subunternehmer die für die Ausführung seines Teiles erforderliche Befugnis, 
technische, finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit besitzt. 

§ 250. (1) … Diese Voraussetzungen sind vorab zu prüfen und festzuhalten.  
§ 257. (1) Jedes Angebot muss insbesondere enthalten: 

 …  
 2. Bekanntgabe der Subunternehmer, deren Leistungsfähigkeit für den 

Nachweis der Leistungsfähigkeit des Bieters erforderlich ist, unter 
Beilage der erforderlichen Bescheinigungen und dem Nachweis, dass 
der Bieter über deren Kapazitäten bzw. bei der finanziellen und 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Sektorenauftraggeber über die 
zur Durchführung des Gesamtauftrages erforderlichen Sicherheiten 
verfügt. Bekanntgabe aller Teile oder – sofern der Sektorenauftraggeber 
dies in den Ausschreibungsunterlagen vorgesehen hat – nur der 
wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder 
möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben 
beabsichtigt. Die in Frage kommenden Subunternehmer sind unter 

§ 257. (1) Jedes Angebot muss insbesondere enthalten: 
 …  
 2. Bekanntgabe der Subunternehmer, auf deren Kapazitäten sich der Bieter zum 

Nachweis seiner Eignung stützt, unter Beilage der Nachweise, dass der 
Bieter über deren Kapazitäten tatsächlich verfügt und der 
Sektorenauftraggeber die zur Durchführung des Gesamtauftrages 
erforderlichen Sicherheiten über die finanzielle und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit hat. Bekanntgabe aller Teile oder – sofern der 
Sektorenauftraggeber dies in den Ausschreibungsunterlagen vorgesehen hat 
– nur der wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder 
möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben 
beabsichtigt. Die in Frage kommenden Subunternehmer sind bekannt zu 
geben. Die Nennung mehrerer Subunternehmer je Leistungsteil ist zulässig. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nachweis ihrer Befugnis und beruflichen Zuverlässigkeit bekannt zu 
geben. Die Nennung mehrerer Subunternehmer je Leistungsteil ist 
zulässig. Die Haftung des Auftragnehmers wird durch diese Angabe 
nicht berührt; 

 ...  

Die Haftung des Auftragnehmers wird durch diese Angaben nicht berührt; 
 …  

 6. die Aufzählung der dem Angebot beigeschlossenen Unterlagen, der 
Nachweise, die zum Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit verlangt wurden, sowie jener Unterlagen, die 
gesondert eingereicht werden (zB Proben, Muster); 

 6. die Aufzählung der dem Angebot beigeschlossenen sowie gesondert 
eingereichten Unterlagen; 

§ 260. ... 
(3) Hat ein Bewerber oder Bieter rechtzeitig einen Antrag gemäß § 188 

Abs. 1 gestellt, so hat der Sektorenauftraggeber – sofern es sich um ein Angebot 
handelt, das für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommt – auf begründeten 
Antrag des Unternehmers, dessen Anerkennungs-, Gleichhaltungs- oder 
Bestätigungsverfahren noch nicht abgeschlossen wurde, die Zuschlagsfrist um 
einen Monat zu verlängern und ihm eine angemessene Nachfrist zur Beibringung 
der Anerkennung, Gleichhaltung oder Bestätigung zu setzen. … 

§ 260. ... 
(3) Hat ein Bewerber oder Bieter ein Verfahren gemäß § 188 Abs. 1 vor Ablauf 

der Angebotsfrist eingeleitet, so hat der Sektorenauftraggeber – sofern es sich um ein 
Angebot handelt, das für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommt – auf 
begründeten Antrag des Unternehmers die Zuschlagsfrist um einen Monat zu 
verlängern und dem Unternehmer eine angemessene Nachfrist zur Beibringung der 
behördlichen Entscheidung bzw. zur Beibringung des Nachweises, dass er die gemäß 
der behördlichen Entscheidung fehlenden Kenntnisse erworben hat, zu setzen. … 

Form, Verschlüsselung und sichere Signatur des Angebotes, 
Sicheres Verketten von Angebotsbestandteilen 

§ 262. (1) Für die Form, die Verschlüsselung und die sichere Signatur des 
Angebotes sowie für das sichere Verketten von Angebotsbestandteilen gelten die 
§§ 114 und 115. 

Form, Verschlüsselung und qualifizierte Signatur des Angebotes, 
Sicheres Verketten von Angebotsbestandteilen 

§ 262. (1) Für die Form, die Verschlüsselung und die qualifizierte elektronische 
Signatur des Angebotes sowie für das sichere Verketten von Angebotsbestandteilen 
gelten die §§ 114 und 115. 

§ 265. (1) Bei elektronisch übermittelten Angeboten ist der Zeitpunkt des 
Einganges des Angebotes eines Bieters durch einen Zeitstempeldienst zu 
dokumentieren und dem jeweiligen Bieter unverzüglich zu bestätigen. Die Zeit 
des Zeitstempeldienstes ist bei interaktiven Vergabeverfahrenslösungen 
interaktiv lesbar zu machen. Alle Angebote sind in der Reihenfolge ihres 
Einlangens in ein Verzeichnis einzutragen. 

§ 265. (1) Bei elektronisch übermittelten Angeboten ist der Zeitpunkt des 
Einganges des Angebotes eines Bieters durch einen Zeitstempel zu dokumentieren 
und dem jeweiligen Bieter unverzüglich zu bestätigen. Die Zeit des Zeitstempels ist 
bei interaktiven Vergabeverfahrenslösungen interaktiv lesbar zu machen. Alle 
Angebote sind in der Reihenfolge ihres Einlangens in ein Verzeichnis einzutragen. 

61/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

45 von 75



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Prüfung der Angebote 

§ 267. (1) Die Prüfung der Angebote hat in technischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien zu erfolgen. 

(2) Im Einzelnen ist zu prüfen, 
 1. ob den in § 187 Abs. 1 angeführten Grundsätzen entsprochen wurde; 
 2. die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Bieters bzw. – 

bei der Weitergabe von Leistungen – der namhaft gemachten 
Subunternehmer; 

 3. ob das Angebot rechnerisch richtig ist; 
 4. die Angemessenheit der Preise; 
 5. ob das Angebot den sonstigen Bestimmungen der Ausschreibung 

entspricht, insbesondere ob es formrichtig und vollständig ist. 
(3) Die Prüfung von Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung nicht in 

Betracht kommen, kann sich auf einzelne der in Abs. 2 genannten Kriterien 
beschränken. 

Prüfung der Angebote 
§ 267. (1) Die Prüfung der Angebote erfolgt in technischer und wirtschaftlicher 

Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien. 
(2) Bei Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommen, ist im 

Einzelnen zu prüfen, 
 1. ob den in § 187 Abs. 1 angeführten Grundsätzen entsprochen wurde; 
 2. nach Maßgabe des § 231 die Befugnis, Leistungsfähigkeit und 

Zuverlässigkeit des Bieters bzw. – bei der Weitergabe von Leistungen – der 
namhaft gemachten Subunternehmer; 

 3. ob das Angebot rechnerisch richtig ist; 
 4. die Angemessenheit der Preise; 
 5. ob das Angebot den sonstigen Bestimmungen der Ausschreibung entspricht, 

insbesondere ob es formrichtig und vollständig ist. 

§ 268. … 
(4) Stellt der Sektorenauftraggeber bei einem Vergabeverfahren im 

Oberschwellenbereich fest, dass ein Angebotspreis im Verhältnis zur Leistung 
ungewöhnlich niedrig ist, weil der betreffende Bieter eine staatliche Beihilfe 
erhalten hat, so darf er das Angebot allein aus diesem Grund nur dann 
ausscheiden, wenn der Bieter nach Aufforderung durch den 
Sektorenauftraggeber nicht innerhalb einer vom Sektorenauftraggeber 
festgesetzten angemessenen Frist nachweisen kann, dass die betreffende Beihilfe 
rechtmäßig gewährt wurde. Sofern ein Sektorenauftraggeber aus diesem Grund 
ein Angebot ausscheidet, hat er dies der Kommission im Wege des 
Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit bekannt zu geben. 

§ 268. … 
(4) Stellt der Sektorenauftraggeber bei einem Vergabeverfahren im 

Oberschwellenbereich fest, dass ein Angebotspreis im Verhältnis zur Leistung 
ungewöhnlich niedrig ist, weil der betreffende Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten 
hat, so darf er das Angebot allein aus diesem Grund nur dann ausscheiden, wenn der 
Bieter nach Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber nicht innerhalb einer vom 
Sektorenauftraggeber festgesetzten angemessenen Frist nachweisen kann, dass die 
betreffende Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Sofern ein Sektorenauftraggeber aus 
diesem Grund ein Angebot ausscheidet, hat er dies der Kommission im Wege des 
Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend bekannt zu geben. 

§ 269. (1) Vor der Wahl des Angebotes für die Zuschlagsentscheidung hat 
der Sektorenauftraggeber auf Grund des Ergebnisses der Prüfung im 
Oberschwellenbereich folgende Angebote auszuscheiden: 
 ...  
 7. Angebote von Bietern, bei welchen dem Sektorenauftraggeber im 

Zeitpunkt der Zuschlagsentscheidung bzw. des Ablaufes der gemäß 
§ 260 Abs. 3 gesetzten Nachfrist kein Bescheid über die Erteilung der 

§ 269. (1) Vor der Wahl des Angebotes für die Zuschlagsentscheidung hat der 
Sektorenauftraggeber auf Grund des Ergebnisses der Prüfung im 
Oberschwellenbereich folgende Angebote auszuscheiden: 
 ...  
 7. Angebote von Bietern, bei denen dem Sektorenauftraggeber im Zeitpunkt 

der Zuschlagsentscheidung bzw. des Ablaufes der gemäß § 260 Abs. 3 
gesetzten Nachfrist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anerkennung bzw. den Ausspruch der Gleichhaltung gemäß den 
§§ 373c, 373d und 373e GewO 1994 oder keine Bestätigung gemäß der 
EWR-Architektenverordnung oder der EWR-
Ingenieurkonsulentenverordnung vorliegt oder die keinen Nachweis 
beigebracht haben, dass sie vor Ablauf der Angebotsfrist einen Antrag 
gemäß § 188 Abs. 1 eingebracht haben. 

… 

 a) keine für die Zulässigkeit der Ausübung einer Tätigkeit in Österreich 
erforderliche behördliche Entscheidung, 

 b) kein Nachweis darüber, dass die gemäß einer Entscheidung nach lit. a 
fehlenden Kenntnisse erworben worden sind, oder 

 c) eine behördliche Entscheidung, die die Zulässigkeit der Ausübung einer 
Tätigkeit in Österreich ausschließt, 

vorliegt. 
… 

(3) Vor der Wahl des Angebotes für die Zuschlagsentscheidung kann der 
Sektorenauftraggeber Angebote von Bietern ausscheiden, die es unterlassen 
haben, innerhalb der ihnen gestellten Frist die verlangten Aufklärungen zu geben 
oder deren Aufklärung einer nachvollziehbaren Begründung entbehrt. 

(3) Vor der Wahl des Angebotes für die Zuschlagsentscheidung kann der 
Sektorenauftraggeber Angebote von Bietern ausscheiden, die es unterlassen haben, 
innerhalb der ihnen gestellten Frist die verlangten Aufklärungen zu geben oder deren 
Aufklärung einer nachvollziehbaren Begründung entbehrt. Von einem Bieter, der im 
Gebiet einer anderen Vertragspartei des EWR-Abkommens oder in der Schweiz 
ansässig ist, können auch Aufklärungen über die Zulässigkeit der Ausübung der 
Tätigkeit in Österreich verlangt werden. 

61/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

47 von 75



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung 

§ 272. Der Sektorenauftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen 
Bietern unverzüglich und nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag 
erteilt werden soll. Die Mitteilung der Zuschlagsentscheidung hat elektronisch 
oder mittels Telefax zu erfolgen. Sofern eine nachweisliche Übermittlung 
elektronisch oder mittels Telefax nicht möglich ist, ist die Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung brieflich zu übermitteln. In dieser Mitteilung sind den 
verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß § 273, die 
Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, die Vergabesumme sowie die 
Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern 
nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmern widersprechen oder dem 
freien und lauteren Wettbewerb schaden würde. Eine Verpflichtung zur 
Mitteilung der Zuschlagsentscheidung besteht nicht, falls 
 1. ein Verhandlungsverfahren gemäß § 195 Z 1, 3 bis 8, 10 und 11 

durchgeführt wurde, oder 
 2. ein Verhandlungsverfahren im Unterschwellenbereich durchgeführt 

wurde, sofern eine der in § 195 genannten Voraussetzungen für die 
Durchführung eines Verhandlungsverfahrens mit nur einem 
Unternehmer vorliegt, oder 

 3. im Anschluss an einen Wettbewerb ein Verhandlungsverfahren mit dem 
Gewinner des Wettbewerbes durchgeführt wurde, oder 

 4. der Zuschlag an jenen Unternehmer erfolgen soll, der allein Partei einer 
Rahmenvereinbarung ist, oder 

 5. bei einem Verfahren zur Vergabe eines Auftrages mit vorherigem 
Aufruf zum Wettbewerb nur ein Angebot eingelangt oder nach dem 
rechtskräftigen Ausscheiden von Angeboten nur ein Angebot verblieben 
ist. 

Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung 
§ 272. (1) Der Sektorenauftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen 

Bietern nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. In 
dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist 
gemäß § 273 Abs. 1, die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, die 
Vergabesumme sowie die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes 
bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen 
Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmern 
widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden würde. 

(2) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung besteht nicht, 
wenn 
 1. der Zuschlag dem einzigen bzw. dem einzigen im Vergabeverfahren 

verbliebenen Bieter erteilt werden soll, oder 
 2. ein Verhandlungsverfahren gemäß § 195 Z 1, 4, 8 und 9 durchgeführt wurde, 

oder 
 3. eine Leistung auf Grund eines dynamischen Beschaffungssystems vergeben 

werden soll. 

Stillhaltefrist, Nichtigkeit der Zuschlagserteilung, Geltendmachung der 
Nichtigkeit 

§ 273. (1) Der Zuschlag darf bei sonstiger absoluter Nichtigkeit nicht 
innerhalb einer Stillhaltefrist von 14 Tagen erteilt werden. Die Stillhaltefrist 
beginnt bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Fax mit der 
Bekanntgabe der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung, bei einer Übermittlung 

Stillhaltefrist und Zuschlagserteilung 
§ 273. (1) Der Sektorenauftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger absoluter 

Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist beginnt im 
Fall des § 272 Abs. 1 mit der Absendung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. 
Sie beträgt bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax zehn 
Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Im Fall einer freiwilligen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
auf brieflichem Weg mit der Absendung der Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung. Im Falle der Vergabe von Aufträgen auf Grund eines 
dynamischen Beschaffungssystems oder im Wege einer elektronischen Auktion, 
auf Grund einer Rahmenvereinbarung oder nach Durchführung eines 
Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf 
sieben Tage. 

(2) Ein unter Verstoß gegen die gemäß § 272 erster Satz bestehende 
Verpflichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung erfolgter Zuschlag ist 
absolut nichtig. 

(3) Wird durch eine Vergabekontrollbehörde festgestellt, dass 
 1. eine Zuschlagserteilung direkt an einen Unternehmer erfolgte, ohne dass 

andere Unternehmer an diesem Vergabeverfahren beteiligt waren, und 
 2. dies auf Grund der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes offenkundig 

unzulässig war, 
so wird das Vertragsverhältnis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Feststellung 
nichtig. 

Bekanntgabe bzw. Bekanntmachung der Zuschlagsentscheidung gemäß §§ 210 
Abs. 2 und 219 Abs. 5 beginnt die Stillhaltefrist mit der erstmaligen Verfügbarkeit 
der Bekanntmachung der Zuschlagsentscheidung und beträgt zehn Tage. Bei der 
Durchführung eines Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die 
Stillhaltefrist auf sieben Tage. 

(2) Der Sektorenauftraggeber kann den zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung 
im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern mitteilen, welchem Bieter der Zuschlag 
erteilt wurde. In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern die Gründe für die 
Ablehnung ihres Angebotes, die Vergabesumme sowie die Merkmale und Vorteile 
des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von 
Unternehmern widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden 
würde. 

§ 275. Die Bundesregierung hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des 
freien und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im 
Interesse einer einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, 
durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf 
elektronischem Weg, insbesondere zur Sicherstellung der Echtheit und 
Unverfälschtheit der elektronisch übermittelten Daten durch sichere 
elektronische Signaturen sowie zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, zu 
erlassen. 

§ 275. Die Bundesregierung hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des 
freien und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im Interesse 
einer einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, durch 
Verordnung nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf elektronischem Weg, 
insbesondere zur Sicherstellung der Echtheit und Unverfälschtheit der elektronisch 
übermittelten Daten durch qualifizierte elektronische Signaturen sowie zur 
Sicherstellung der Vertraulichkeit, zu erlassen. 

§ 279. (1) Der Sektorenauftraggeber hat unverzüglich und nachweislich 
allen am Vergabeverfahren teilnehmenden und ihm bekannten Unternehmern 
mitzuteilen, dass er beabsichtigt, das Vergabeverfahren zu widerrufen. Die 
Mitteilung der Widerrufsentscheidung hat elektronisch oder mittels Telefax zu 
erfolgen. Sofern eine nachweisliche Übermittlung elektronisch oder mittels 
Telefax nicht möglich ist, ist die Mitteilung der Widerrufsentscheidung brieflich 
zu übermitteln. In dieser Mitteilung sind den Unternehmern das jeweilige Ende 
der Stillhaltefrist gemäß Abs. 3 oder 4 sowie die Gründe für den beabsichtigten 
Widerruf bekannt zu machen. 

… 

§ 279. (1) Der Sektorenauftraggeber hat nachweislich allen am 
Vergabeverfahren teilnehmenden und ihm bekannten Unternehmern mitzuteilen, dass 
er beabsichtigt, das Vergabeverfahren zu widerrufen. In dieser Mitteilung sind den 
Unternehmern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß Abs. 3 oder 4 sowie die 
Gründe für den beabsichtigten Widerruf bekannt zu machen. 

… 

61/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

49 von 75



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Der Widerruf darf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht innerhalb einer 

Stillhaltefrist von 14 Tagen erklärt werden. Die Stillhaltefrist beginnt bei einer 
Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax mit der Bekanntgabe 
der Mitteilung der Widerrufsentscheidung, bei einer Übermittlung auf 
brieflichem Weg mit der Absendung der Mitteilung der Widerrufsentscheidung. 
Im Falle einer Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung gemäß Abs. 2 darf 
der Widerruf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht innerhalb einer Stillhaltefrist 
von 14 Tagen ab erstmaliger Verfügbarkeit der Bekanntmachung der Mitteilung 
der Widerrufsentscheidung erklärt werden. 

(4) Die Stillhaltefrist verkürzt sich auf sieben Tage bei 
 1. einer Auftragsvergabe im Wege einer elektronischen Auktion, 
 2. Verhandlungsverfahren mit nur einem Unternehmer, 
 3. der Durchführung von Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich, 
 4. einem Widerruf des Verfahrens zur Vergabe eines Auftrages, weil nach 

dem Ausscheiden von Angeboten kein Angebot oder nur ein Angebot im 
Verfahren verbleibt, oder nur ein Angebot eingelangt ist, 

 5. Verfahren zur Vergabe eines Auftrages auf Grund einer 
Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen Beschaffungssystems. 

(5) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Widerrufsentscheidung besteht 
nicht, falls kein Angebot eingelangt ist. 

(3) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Widerrufsentscheidung besteht nicht, 
falls kein Angebot eingelangt ist oder kein Bieter im Vergabeverfahren verblieben 
ist. 

(4) Der Sektorenauftraggeber darf den Widerruf bei sonstiger Unwirksamkeit 
nicht innerhalb der Stillhaltefrist erklären. Die Stillhaltefrist beginnt im Fall des 
Abs. 1 mit der Absendung der Mitteilung der Widerrufsentscheidung und im Fall des 
Abs. 2 mit der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung der 
Widerrufsentscheidung. Bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels 
Telefax sowie bei einer Bekanntmachung beträgt die Stillhaltefrist zehn Tage, bei 
einer Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Bei der Durchführung von 
Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf 
sieben Tage. 

(6) ... 
(7) ... 
(8) ... 
(9) ... 
(10) ... 

(5) ... 
(6) ... 
(7) ... 
(8) ... 
(9) ... 

§ 280. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen 
durch Sektorenauftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 
Abschnittes, der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 6, 9, 164 bis 166, 
175, 180 Abs. 1 und 3, 181, 184, 188 Abs. 2, 3 und 5, 189, 205, 210, 247, 273 
Abs. 3 und 279 Abs. 10 sowie der 4. bis 6. Teil dieses Bundesgesetzes. 

§ 280. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen durch 
Sektorenauftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnittes, 
der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 6, 9, 164 bis 166, 175, 180 Abs. 1 und 
3, 181, 184, 188 Abs. 2, 3 und 5, 189, 205, 210, 212, 247 und 279 Abs. 9 sowie der 4. 
bis 6. Teil dieses Bundesgesetzes. 

§ 286. ... 
(4) ... Auf Verlangen ist dem Bewerber Einsichtnahme in den seinen 

§ 286. ... 
(4) ... Der Bewerber kann in den seinen Teilnahmeantrag betreffenden Teil der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Teilnahmeantrag betreffenden Teil der Niederschrift zu gewähren. ... Niederschrift Einsicht nehmen. … 

§ 287. ... 
(8) Für die Übermittlung von Plänen und Entwürfen auf elektronischem 

Weg im Zusammenhang mit der Durchführung eines Wettbewerbes gelten die 
§§ 243, 244, 261, 262 und 265 sinngemäß. 

§ 287. ... 
(8) Für die Übermittlung von Wettbewerbsunterlagen und sonstigen Unterlagen 

im Zusammenhang mit der Durchführung eines Wettbewerbes gelten die §§ 236, 
244, 261, 262 und 265 sinngemäß. 

§ 291. (1) Beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit ist ein 
Bundesvergabeamt mit Sitz in Wien einzurichten. 

§ 291. (1) Beim Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend ist ein 
Bundesvergabeamt mit Sitz in Wien einzurichten. 

§ 292. … 
(4) Die Ausschreibung zur allgemeinen Bewerbung gemäß Abs. 2 und 3 ist 

im Amtsblatt zur Wiener Zeitung kundzumachen. Die Ausschreibung und die 
Durchführung des Auswahlverfahrens obliegen dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit. 

§ 292. … 
(4) Die Ausschreibung zur allgemeinen Bewerbung gemäß Abs. 2 und 3 ist im 

Amtsblatt zur Wiener Zeitung kundzumachen. Die Ausschreibung und die 
Durchführung des Auswahlverfahrens obliegen dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend. 

§ 293. … 
(4) Die in Abs. 3 genannten Mitglieder des Bundesvergabeamtes sind 

verpflichtet, Tätigkeiten, die sie neben ihrem Amte ausüben, unverzüglich dem 
Vorsitzenden zur Kenntnis zu bringen. Der Vorsitzende ist verpflichtet, 
Tätigkeiten, die neben dem Amte ausgeübt werden, unverzüglich dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zur Kenntnis zu bringen. 

§ 293. … 
(4) Die in Abs. 3 genannten Mitglieder des Bundesvergabeamtes sind 

verpflichtet, Tätigkeiten, die sie neben ihrem Amte ausüben, unverzüglich dem 
Vorsitzenden zur Kenntnis zu bringen. Der Vorsitzende ist verpflichtet, Tätigkeiten, 
die neben dem Amte ausgeübt werden, unverzüglich dem Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend zur Kenntnis zu bringen. 

§ 297. … 
(4) Die Erklärung gemäß § 15 Abs. 1 BDG 1979 und der Austritt gemäß 

§ 21 BDG 1979 sind gegenüber dem Vorsitzenden abzugeben. Der Vorsitzende 
hat die genannten Erklärungen gegenüber dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit abzugeben. 

… 
(6) Die §§ 91 bis 130 BDG 1979 gelten mit der Maßgabe, dass 

 1. der Disziplinaranwalt vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
bestellt wird, 

 2. die Disziplinarkommission und der Disziplinarsenat die 
Bedienstetenversammlung ist und 

 3. gegen Entscheidungen der Bedienstetenversammlung kein ordentliches 
Rechtsmittel zulässig ist. 

… 

§ 297. … 
(4) Die Erklärung gemäß § 15 Abs. 1 BDG 1979 und der Austritt gemäß § 21 

BDG 1979 sind gegenüber dem Vorsitzenden abzugeben. Der Vorsitzende hat die 
genannten Erklärungen gegenüber dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend abzugeben. 

… 
(6) Die §§ 91 bis 130 BDG 1979 gelten mit der Maßgabe, dass 

 1. der Disziplinaranwalt vom Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend bestellt wird, 

 2. die Disziplinarkommission und der Disziplinarsenat die 
Bedienstetenversammlung ist und 

 3. gegen Entscheidungen der Bedienstetenversammlung kein ordentliches 
Rechtsmittel zulässig ist. 

… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 298. Soweit das BDG 1979 dem Vorgesetzten oder Dienststellenleiter 

Aufgaben zuweist, sind sie vom Vorsitzenden unter Bedachtnahme auf die 
§§ 309 und 310 wahrzunehmen. Im Übrigen ist der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit Dienstbehörde. 

§ 298. Soweit das BDG 1979 dem Vorgesetzten oder Dienststellenleiter 
Aufgaben zuweist, sind sie vom Vorsitzenden unter Bedachtnahme auf die §§ 309 
und 310 wahrzunehmen. Im Übrigen ist der Bundesminister für Wirtschaft, Familie 
und Jugend Dienstbehörde. 

§ 299. (1)… 
(3) Die Leistungsfeststellung hinsichtlich des Vorsitzenden ist vom 

Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit durch Bescheid zu treffen. 

§ 299. (1)… 
(3) Die Leistungsfeststellung hinsichtlich des Vorsitzenden ist vom 

Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend durch Bescheid zu treffen. 
§ 300. ... 
(2) … Dem Vorsitzenden gebührt ein Fixgehalt der Funktionsgruppe 7 der 

Verwendungsgruppe A 1 gemäß § 31 GehG. 

§ 300. ... 
(2) … Dem Vorsitzenden gebührt ein Fixgehalt der Funktionsgruppe 8 der 

Verwendungsgruppe A 1 gemäß § 31 GehG. 
§ 301. (1)… 
(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat unter Bedachtnahme 

auf die Bedeutung und den Umfang der zu besorgenden Aufgaben durch 
Verordnung einen angemessenen Aufwandsersatz und einen Ersatz der 
angemessenen Reisekosten festzusetzen. 

§ 301. (1)… 
(2) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat unter 

Bedachtnahme auf die Bedeutung und den Umfang der zu besorgenden Aufgaben 
durch Verordnung einen angemessenen Aufwandsersatz und einen Ersatz der 
angemessenen Reisekosten festzusetzen. 

§ 302. (1) Der Vorsitzende leitet das Bundesvergabeamt. Zur Leitung zählen 
insbesondere die Regelung des Dienstbetriebes und die Dienstaufsicht über das 
Personal. 

§ 302. (1) Der Vorsitzende leitet das Bundesvergabeamt. Zur Leitung zählen 
insbesondere die Regelung des Dienstbetriebes und die Dienstaufsicht über das 
Personal sowie die Festlegung der Amtsstunden. 

§ 306. ... 
(2) Der Senatsvorsitzende führt das Verfahren. Der Senatsvorsitzende 

nimmt die Aufgaben des Berichters des Senates wahr; er hat den Beisitzern alle 
entscheidungsrelevanten Dokumente rechtzeitig zu übermitteln, den 
Erledigungsentwurf auszuarbeiten, den Beschlussantrag im Senat zu stellen und 
die Entscheidung des Senates auszuarbeiten. Der Senatsvorsitzende nimmt die 
Aufgaben des Berichters des Senates wahr; er hat den Erledigungsentwurf 
auszuarbeiten, den Beschlussantrag im Senat zu stellen und die Entscheidung des 
Senates auszuarbeiten. 

§ 306. ... 
(2) Der Senatsvorsitzende führt das Verfahren. Die dazu erforderlichen 

Verfahrensanordnungen bedürfen keines Senatsbeschlusses. Der Senatsvorsitzende 
nimmt die Aufgaben des Berichters des Senates wahr; er hat den Beisitzern alle 
entscheidungsrelevanten Dokumente rechtzeitig zu übermitteln, den 
Erledigungsentwurf auszuarbeiten, den Beschlussantrag im Senat zu stellen und die 
Entscheidung des Senates auszuarbeiten. 

§ 309. (1) Zur Besorgung der Geschäftsführung des Bundesvergabeamtes 
hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit einen Geschäftsapparat 
einzurichten und diesem die für das ordentliche Funktionieren erforderlichen 
Personal- und Sachmittel zur Verfügung zu stellen. 

§ 309. (1) Zur Besorgung der Geschäftsführung des Bundesvergabeamtes hat 
der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend einen Geschäftsapparat 
einzurichten und diesem die für das ordentliche Funktionieren erforderlichen 
Personal- und Sachmittel zur Verfügung zu stellen. 

§ 311. Das Bundesvergabeamt hat jährlich einen Bericht über seine § 311. Das Bundesvergabeamt hat jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Tätigkeit und die dabei gesammelten Erfahrungen zu verfassen. Der 
Tätigkeitsbericht ist dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu 
übermitteln und von diesem der Bundesregierung und dem Nationalrat 
vorzulegen. 

und die dabei gesammelten Erfahrungen zu verfassen. Der Tätigkeitsbericht ist dem 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend zu übermitteln und von diesem 
der Bundesregierung und dem Nationalrat vorzulegen. 

§ 312. ... 
(3) Nach Zuschlagserteilung ist das Bundesvergabeamt zuständig 

 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten 
Beschwerdepunkte zur Feststellung, ob wegen eines Verstoßes gegen 
dieses Bundesgesetz oder die hierzu ergangenen Verordnungen oder 
wegen eines Verstoßes gegen unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht der Zuschlag nicht gemäß den Angaben in der 
Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem 
technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt wurde; 

 2. auf Antrag des Auftraggebers oder des Zuschlagsempfängers in einem 
Verfahren gemäß Z 1 zur Feststellung, ob der Antragsteller auch bei 
Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf 
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte; 

 3. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten 
Beschwerdepunkte zur Feststellung, ob 

 a) bei Direktvergaben und bei Vergabeverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung die Wahl des Vergabeverfahrens nicht zu Recht 
erfolgte, oder 

 b) eine Zuschlagserteilung, die ohne Verfahrensbeteiligung weiterer 
Unternehmer direkt an einen Unternehmer erfolgte, auf Grund der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, der hierzu ergangenen 
Verordnungen oder des unmittelbar anwendbaren 
Gemeinschaftsrechts offenkundig unzulässig war. 

§ 312. ... 
(3) Nach Zuschlagserteilung ist das Bundesvergabeamt zuständig 

 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte zur 
Feststellung, ob wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht der Zuschlag nicht gemäß den Angaben in der 
Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch 
und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt wurde; 

 2. in einem Verfahren gemäß Z 1 auf Antrag des Auftraggebers oder des 
Zuschlagsempfängers zur Feststellung, ob der Antragsteller auch bei 
Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf 
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte; 

 3. zur Feststellung, ob ein Vergabeverfahren rechtswidriger Weise ohne 
vorherige Bekanntmachung bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb 
durchgeführt wurde; 

 4. zur Feststellung, ob der Zuschlag rechtswidriger Weise ohne Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung gemäß den §§ 131 bzw. 272 erteilt wurde; 

 5. zur Feststellung, ob der Zuschlag bei der Vergabe einer Leistung auf Grund 
einer Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen Beschaffungssystems 
wegen eines Verstoßes gegen § 152 Abs. 5 und 6, § 158 Abs. 2 bis 5 oder 
§ 290 Abs. 2 bis 5 rechtswidrig war; 

 6. in einem Verfahren gemäß den Z 3 bis 5 zur Nichtigerklärung oder 
Aufhebung des Vertrages; 

 7. in einem Verfahren gemäß den Z 3 bis 5 zur Verhängung von Sanktionen 
gemäß § 334 Abs. 8. 

(4) Nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens ist das 
Bundesvergabeamt zuständig 
 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten 

Beschwerdepunkte zur Feststellung, ob der Widerruf wegen eines 
Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz oder die hierzu ergangenen 

(4) Nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens ist das 
Bundesvergabeamt zuständig 
 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte zur 

Feststellung, ob der Widerruf wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verordnungen oder wegen eines Verstoßes gegen unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, bzw. 

 2. auf Antrag des Auftraggebers in einem Verfahren gemäß Z 1 zur 
Feststellung, ob der Antragsteller auch bei Einhaltung der 
entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf Erteilung des 
Zuschlages gehabt hätte. 

anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war; 
 2. in einem Verfahren gemäß Z 1 auf Antrag des Auftraggebers zur 

Feststellung, ob der Antragsteller auch bei Einhaltung der entsprechenden 
Bestimmungen keine echte Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt 
hätte; 

 3. zur Feststellung, ob der Widerruf rechtswidriger Weise ohne Mitteilung oder 
Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung gemäß den §§ 140 bzw. 279 
erklärt wurde; 

 4. in einem Verfahren gemäß Z 3 zur Unwirksamerklärung des Widerrufs. 
§ 315. (1) Soweit ein Streitteil dem Bundesvergabeamt eine elektronische 

Adresse (zB E-Mail-Adresse, Telefax-Adresse) bekannt gegeben hat, hat das 
Bundesvergabeamt schriftliche Erledigungen an diese elektronische Adresse zu 
übermitteln. Solche Übermittlungen gelten als zugestellt, sobald die Erledigung 
in den elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers gelangt ist. Die §§ 3 
Abs. 2, 4 Abs. 3, 5 bis 9 und 11 des Zustellgesetzes (ZustG), BGBl. I 
Nr. 200/1982, sind sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass die bekannt 
gegebene elektronische Adresse als Abgabestelle im Sinne der genannten 
Bestimmungen des Zustellgesetzes gilt. 

(2) Hat ein Streitteil dem Bundesvergabeamt keine elektronische Adresse 
bekannt gegeben, sind schriftliche Erledigungen nach den Bestimmungen des I. 
und II. Abschnittes des Zustellgesetzes an eine Abgabestelle zuzustellen. 

§ 315. Das Bundesvergabeamt hat schriftliche Erledigungen an die ihm bekannt 
gegebene Faxnummer oder elektronische Adresse zuzustellen. 

§ 318. (1)… 
 1. Die Pauschalgebühr ist gemäß den in Anhang XIX festgesetzten 

Gebührensätzen bei Antragstellung zu entrichten. Bieter- und 
Arbeitsgemeinschaften haben die Pauschalgebühr nur einmal zu 
entrichten. Die Gebührensätze können nach objektiven Merkmalen 
abgestuft sein. Als objektive Merkmale können insbesondere der 
Auftragsgegenstand, die Art des durchgeführten Verfahrens sowie die 
Tatsache, ob es sich um ein Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich 
oder im Unterschwellenbereich handelt, herangezogen werden. 

 2. Die in Anhang XIX festgesetzten Gebührensätze vermindern oder 
erhöhen sich jährlich in dem Maß, das sich aus der Veränderung des von 
der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 2005 oder des an seine Stelle tretenden Index 
gegenüber der für Juni 2007 verlautbarten und in der Folge gegenüber 

§ 318. (1)… 
 1. Die Pauschalgebühr ist gemäß den von der Bundesregierung durch 

Verordnung festzusetzenden Gebührensätzen bei Antragstellung zu 
entrichten. Bieter- und Arbeitsgemeinschaften haben die Pauschalgebühr nur 
einmal zu entrichten. Die Gebührensätze sind entsprechend dem Verhältnis 
des durch den Antrag bewirkten Verfahrensaufwandes und dem für den 
Antragsteller zu erzielenden Nutzen festzusetzen. Die Gebührensätze sind 
nach objektiven Merkmalen abzustufen. Als objektive Merkmale sind 
insbesondere der Auftragsgegenstand, die Art des durchgeführten Verfahrens 
sowie die Tatsache, ob es sich um ein Vergabeverfahren im 
Oberschwellenbereich oder im Unterschwellenbereich handelt, 
heranzuziehen. 

 2. Die festgesetzten Gebührensätze vermindern oder erhöhen sich jährlich in 
dem Maß, das sich aus der Veränderung des von der Bundesanstalt Statistik 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der der letzten Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl ergibt. Der 
Bundeskanzler hat nach Verlautbarung der für Juni des laufenden Jahres 
maßgeblichen Indexzahl die neu festgesetzten Gebührensätze im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen. Die neu festgesetzten Gebührensätze 
gelten ab dem der Kundmachung folgenden Monatsersten. Die 
Gebührensätze sind auf ganze Euro ab- oder aufzurunden. 

 …  
 7. Wird ein Antrag vor Kundmachung der Anberaumung einer mündlichen 

Verhandlung gemäß § 323 Abs. 5 oder, wenn keine mündliche 
Verhandlung durchgeführt wird, vor Erlassung des Bescheides 
zurückgezogen, so ist lediglich eine Gebühr in der Höhe von 50 vH der 
für den jeweiligen Antrag festgesetzten Gebühr zu entrichten. Wird ein 
Antrag nach Kundmachung der Anberaumung einer mündlichen 
Verhandlung gemäß § 323 Abs. 5 aber vor Durchführung der 
mündlichen Verhandlung zurückgezogen, so ist lediglich eine Gebühr in 
der Höhe von 80 vH der für den jeweiligen Antrag festgesetzten Gebühr 
zu entrichten. Bereits entrichtete Mehrbeträge sind rückzuerstatten. 

Österreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2005 oder des an seine 
Stelle tretenden Index gegenüber der für Juni 2007 verlautbarten und in der 
Folge gegenüber der der letzten Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl 
ergibt. Der Bundeskanzler hat nach Verlautbarung der für Juni des laufenden 
Jahres maßgeblichen Indexzahl die neu festgesetzten Gebührensätze im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen. Die neu festgesetzten Gebührensätze 
gelten ab dem der Kundmachung folgenden Monatsersten. Die 
Gebührensätze sind auf ganze Euro ab- oder aufzurunden. 

 …  
 7. Wird ein Antrag vor Kundmachung der Anberaumung einer mündlichen 

Verhandlung gemäß § 323 Abs. 5 oder, wenn keine mündliche Verhandlung 
durchgeführt wird, vor Erlassung des Bescheides zurückgezogen, so ist 
lediglich eine Gebühr in der Höhe von 50 vH der für den jeweiligen Antrag 
festgesetzten oder gemäß Z 5 reduzierten Gebühr zu entrichten. Wird ein 
Antrag nach Kundmachung der Anberaumung einer mündlichen 
Verhandlung gemäß § 323 Abs. 5 aber vor Durchführung der mündlichen 
Verhandlung zurückgezogen, so ist lediglich eine Gebühr in der Höhe von 
80 vH der für den jeweiligen Antrag festgesetzten oder gemäß Z 5 
reduzierten Gebühr zu entrichten. Bereits entrichtete Mehrbeträge sind 
rückzuerstatten. 

§ 321. (1) Anträge auf Nachprüfung einer gesondert anfechtbaren 
Entscheidung sind 
 1. bei beschleunigten Verfahren wegen Dringlichkeit gemäß § 63 binnen 

sieben Tagen, 
 2. bei Verfahren, in denen die Angebotsfristen gemäß § 61 und gleichzeitig 

gemäß § 62 oder gemäß § 224 Abs. 2 und gleichzeitig gemäß § 225 
kumuliert verkürzt wurden, sieben Tage, 

 3. im Falle der Bekämpfung der Zuschlagsentscheidung bei der Vergabe 
von Aufträgen im Wege einer elektronischen Auktion oder auf Grund 
eines dynamischen Beschaffungssystems binnen sieben Tagen, 

 4. im Falle der Bekämpfung der Widerrufsentscheidung bei den in den 
§§ 140 Abs. 4 und 279 Abs. 4 genannten Fällen binnen sieben Tagen, 

 5. im Falle der Durchführung eines Vergabeverfahrens im 
Unterschwellenbereich gemäß den Bestimmungen des 2. oder des 
3. Teiles dieses Bundesgesetzes binnen sieben Tagen, 

§ 321. (1) Anträge auf Nachprüfung einer gesondert anfechtbaren Entscheidung 
sind bei einer Übermittlung der Entscheidung auf elektronischem Weg oder mittels 
Telefax sowie bei einer Bekanntmachung der Entscheidung binnen zehn Tagen 
einzubringen, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg binnen 15 Tagen. Die 
Frist beginnt mit der Absendung der Mitteilung der Entscheidung bzw. mit der 
erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung. 

(2) Bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich 
verkürzt sich die Frist auf sieben Tage. 

(3) Bei der Durchführung einer Direktvergabe beträgt die Frist sieben Tage ab 
dem Zeitpunkt, in dem der Antragsteller von der gesondert anfechtbaren 
Entscheidung Kenntnis erlangt hat oder erlangen hätte können. 

(4) Anträge auf Nachprüfung der Ausschreibungs- oder Wettbewerbsunterlagen 
sowie der Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrages können über die in den 
Abs. 1 und 2 genannten Zeiträume hinaus bis spätestens sieben Tage vor Ablauf der 
Angebotsfrist, der Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder der Teilnahmefrist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 6. im Falle der Durchführung einer Direktvergabe binnen sieben Tagen, 
 7. in allen übrigen Fällen binnen 14 Tagen 
ab dem Zeitpunkt einzubringen, in dem der Antragsteller von der gesondert 
anfechtbaren Entscheidung Kenntnis erlangt hat oder erlangen hätte können. 

(2) Anträge auf Nachprüfung der Ausschreibungs- oder 
Wettbewerbsunterlagen sowie der Aufforderung zur Abgabe eines 
Teilnahmeantrages sind, 
 1. sofern die Angebotsfrist, die Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten 

oder die Teilnahmefrist weniger als 15 Tage beträgt, spätestens drei 
Tage vor Ablauf der Angebotsfrist, der Frist zur Vorlage der 
Wettbewerbsarbeiten oder der Teilnahmefrist, 

 2. in allen übrigen Fällen spätestens sieben Tage vor Ablauf der 
Angebotsfrist, der Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder der 
Teilnahmefrist 

einzubringen. Fällt das Ende der Einbringungsfrist auf einen Samstag, Sonntag, 
gesetzlichen Feiertag oder den Karfreitag, so ist der vorausgegangene Werktag 
letzter Tag der Frist. 

eingebracht werden, sofern diese Frist mehr als 17 Tage beträgt. Wenn die 
Ausschreibungs- oder Wettbewerbsunterlagen bzw. die Aufforderung zur Abgabe 
eines Teilnahmeantrages auf brieflichem Weg übermittelt werden, tritt die 
Verlängerung der Nachprüfungsfrist erst ein, wenn die Angebotsfrist, die Frist zur 
Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder die Teilnahmefrist mehr als 22 Tage beträgt. 

§ 322. (1) Ein Antrag gemäß § 320 Abs. 1 hat jedenfalls zu enthalten: 
 ...  
 2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers, 

§ 322. (1) Ein Antrag gemäß § 320 Abs. 1 hat jedenfalls zu enthalten: 
 ...  
 2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers und des Antragstellers 

einschließlich deren Faxnummer oder elektronischer Adresse, 
§ 328. (1) ... 
(2) Der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung ist beim 

Bundesvergabeamt einzubringen. Er hat zu enthalten: 
 1. die genaue Bezeichnung des betreffenden Vergabeverfahrens, der 

gesondert anfechtbaren Entscheidung sowie des Auftraggebers, 

§ 328. (1) ... 
(2) Der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung ist beim 

Bundesvergabeamt einzubringen. Er hat zu enthalten: 
 1. die genaue Bezeichnung des betreffenden Vergabeverfahrens, der gesondert 

anfechtbaren Entscheidung sowie des Auftraggebers und des Antragstellers 
einschließlich deren Faxnummer oder elektronischer Adresse, 

§ 330. … 
 (3) Über Anträge auf Erlassung einstweiliger Verfügungen ist unverzüglich, 

längstens jedoch binnen einer Woche nach Einlangen des Antrages zu 
entscheiden. Musste der Antrag zur Verbesserung zurückgestellt werden, 
ist über ihn längstens binnen 10 Tagen zu entscheiden. Die Frist ist 
gewahrt, wenn die Erledigung an alle Parteien nachweislich vor ihrem 

§ 330. … 
(3) Über Anträge auf Erlassung einstweiliger Verfügungen ist unverzüglich, 

längstens jedoch binnen sieben Werktagen nach Einlangen des Antrages zu 
entscheiden. Musste der Antrag zur Verbesserung zurückgestellt werden, ist über ihn 
längstens binnen 10 Werktagen zu entscheiden. Die Frist ist gewahrt, wenn die 
Erledigung an alle Parteien nachweislich vor ihrem Ablauf abgesendet wurde. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ablauf abgesendet wurde. 

§ 331. (1) Ein Unternehmer, der ein Interesse am Abschluss eines dem 
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegenden Vertrages hatte, 
kann, sofern ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit ein Schaden entstanden 
ist, die Feststellung beantragen, dass 
 1. die Wahl der Direktvergabe oder eines Vergabeverfahrens ohne 

vorherige Bekanntmachung wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz oder die hierzu ergangenen Verordnungen oder wegen 
eines Verstoßes gegen unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht 
rechtswidrig war, oder 

 2. wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz oder die hierzu 
ergangenen Verordnungen oder wegen eines Verstoßes gegen 
unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht der Zuschlag nicht gemäß 
den Angaben in der Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten 
Preis oder dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt 
wurde, oder 

 3. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines 
Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz oder die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder wegen eines Verstoßes gegen unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 4. eine Zuschlagserteilung, die ohne Verfahrensbeteiligung weiterer 
Unternehmer direkt an einen Unternehmer erfolgte, auf Grund der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes offenkundig unzulässig war. 

§ 331. (1) Ein Unternehmer, der ein Interesse am Abschluss eines dem 
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegenden Vertrages hatte, kann, 
sofern ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit ein Schaden entstanden ist oder zu 
entstehen droht, die Feststellung beantragen, dass 
 1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu 

ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht nicht gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde, oder 

 2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb wegen eines Verstoßes gegen 
dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung gemäß 
den §§ 131 bzw. 272 wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 4. der Zuschlag bei der Vergabe einer Leistung auf Grund einer 
Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen Beschaffungssystems wegen 
eines Verstoßes gegen § 152 Abs. 4 bis 6, § 158 Abs. 2 bis 5 oder § 290 
Abs. 2 bis 5 rechtswidrig war, oder 

 5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines Verstoßes 
gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder 
unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war. 

 Der Antragsteller kann in einem Antrag mehrere Feststellungen gemäß § 312 
Abs. 3 Z 1 bis 4 beantragen. Bei einem Antrag auf Feststellung gemäß Z 1 
kann der Auftraggeber oder der Zuschlagsempfänger die Feststellung 
beantragen, dass der Antragsteller auch bei Einhaltung der entsprechenden 
Bestimmungen keine echte Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt 
hätte. 

§ 332. (1) Ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1, 2 oder 4 hat jedenfalls zu 
enthalten: 
 ...  
 2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers, 

§ 332. (1) Ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1, 2 oder 4 hat jedenfalls zu enthalten: 
 ...  
 2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers und des Antragstellers 

einschließlich deren Faxnummer oder elektronischer Adresse, 
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 …   …  

(2) Das Recht auf Feststellung der Rechtswidrigkeit des Zuschlages, des 
Widerrufs oder der rechtswidrigen Wahl des Vergabeverfahrens erlischt, wenn 
der Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 1 bis 3, oder Abs. 4 nicht binnen sechs 
Wochen ab dem Zeitpunkt gestellt wird, in dem der Antragsteller vom Zuschlag, 
vom Widerruf bzw. von der rechtswidrigen Wahl des Vergabeverfahrens 
Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis hätte erlangen können, längstens jedoch 
innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten, nachdem der Zuschlag erteilt 
oder das Vergabeverfahren widerrufen wurde. 

(3) Das Recht auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 Z 4 erlischt, wenn der 
Antrag nicht binnen einer Frist von 30 Tagen erfolgt, ab dem Zeitpunkt der 
Kenntnis von der rechtswidrigen Zuschlagserteilung, oder ab dem Zeitpunkt, in 
dem man hiervon Kenntnis hätte haben können, längstens jedoch innerhalb eines 
Zeitraumes von sechs Monaten, nachdem der Zuschlag erteilt wurde. 

... 

(2) Anträge gemäß § 331 Abs. 1 Z 1 und 5 sowie Abs. 4 sind binnen sechs 
Wochen ab dem Zeitpunkt einzubringen, in dem der Antragsteller vom Zuschlag 
bzw. vom Widerruf Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis hätte erlangen können, 
längstens jedoch innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten, nachdem der 
Zuschlag erteilt oder das Vergabeverfahren widerrufen wurde. 
 
 
 

(3) Anträge gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 bis 4 sind binnen sechs Monaten ab dem 
auf die Zuschlagserteilung folgenden Tag einzubringen. Abweichend vom ersten Satz 
ist 
 1. ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 bis 4 – wenn es sich beim Antragsteller 

um einen im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter handelt – binnen 30 
Tagen ab dem Tag der Absendung der Mitteilung gemäß den §§ 132 Abs. 2 
oder 273 Abs. 2 bzw. 

 2. ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 – wenn es sich beim Antragsteller nicht 
um einen im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter handelt – binnen 30 
Tagen ab dem Tag der erstmaligen Verfügbarkeit einer Bekanntmachung 
gemäß den §§ 54 Abs. 6, 55 Abs. 5, 217 Abs. 7 oder 219 Abs. 5 

einzubringen. 
… 

 (7) Ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 ist ferner unzulässig, wenn der 
Auftraggeber die Zuschlagsentscheidung gemäß den §§ 49 Abs. 2, 55 Abs. 5, 210 
Abs. 2 und 219 Abs. 5 bekannt gemacht hat und der Zuschlag nicht innerhalb einer 
Stillhaltefrist von zehn Tagen nach der erstmaligen Verfügbarkeit der 
Bekanntmachung erteilt worden ist. 

§ 333. … 
(2) Über Anträge auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 ist 

unverzüglich, spätestens sechs Wochen nach Einlangen des Antrages zu 
entscheiden. 

§ 333. … 
(2) Über Anträge auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 und 2 ist unverzüglich, 

spätestens sechs Wochen nach Einlangen des Antrages zu entscheiden. 
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Feststellung von Rechtsverstößen 

§ 334. Das Bundesvergabeamt hat eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 
oder 4 nur dann zu treffen, wenn die Rechtswidrigkeit für den Ausgang des 
Vergabeverfahrens von wesentlichem Einfluss war. 

Feststellung von Rechtsverstößen, Nichtigerklärung und Verhängung von 
Sanktionen 

§ 334. (1) Das Bundesvergabeamt hat eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 1 
und Abs. 4 Z 1 und 3 nur dann zu treffen, wenn die Rechtswidrigkeit für den 
Ausgang des Vergabeverfahrens von wesentlichem Einfluss war. 

(2) Soweit in den Abs. 3 und 4 nicht anderes bestimmt ist, hat das 
Bundesvergabeamt im Oberschwellenbereich den Vertrag im Anschluss an eine 
Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 5 für absolut nichtig zu erklären. 

(3) Das Bundesvergabeamt hat von einer Nichtigerklärung des Vertrages im 
Oberschwellenbereich im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 
5 abzusehen, wenn der Auftraggeber dies beantragt hat und zwingende Gründe eines 
Allgemeininteresses es rechtfertigen, den Vertrag aufrechtzuerhalten. Wirtschaftliche 
Interessen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem betreffenden Vertrag 
stehen, können die Aufrechterhaltung des Vertrages nicht rechtfertigen, andere 
wirtschaftliche Interessen nur dann, wenn die Nichtigkeit in Ausnahmefällen 
unverhältnismäßige Folgen hätte. 

(4) Kann die Leistung oder, bei teilbaren Leistungen, ein Leistungsteil nicht 
mehr oder nur wertvermindert rückgestellt werden, so hat das Bundesvergabeamt im 
Oberschwellenbereich im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 
5 auszusprechen, dass der Vertrag soweit aufgehoben wird, als Teilleistungen noch 
ausständig oder Teilleistungen noch ohne Wertverminderung rückstellbar sind. 

(5) Soweit in den Abs. 6 und 7 nicht anderes bestimmt ist, hat das 
Bundesvergabeamt im Unterschwellenbereich den Vertrag im Anschluss an eine 
Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 5 für absolut nichtig zu erklären, wenn die 
festgestellte Vorgangsweise des Auftraggebers auf Grund der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes, der hierzu ergangenen Verordnungen oder des unmittelbar 
anwendbaren Gemeinschaftsrechts offenkundig unzulässig war. 

(6) Das Bundesvergabeamt hat von einer Nichtigerklärung des Vertrages gemäß 
Abs. 5 im Unterschwellenbereich abzusehen, wenn der Auftraggeber dies beantragt 
hat und zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es rechtfertigen, den Vertrag 
aufrechtzuerhalten. Wirtschaftliche Interessen, die in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem betreffenden Vertrag stehen, können die Aufrechterhaltung des Vertrages 
nicht rechtfertigen, andere wirtschaftliche Interessen nur dann, wenn die Nichtigkeit 
in Ausnahmefällen unverhältnismäßige Folgen hätte. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(7) Kann die Leistung oder, bei teilbaren Leistungen, ein Leistungsteil nicht 

mehr oder nur wertvermindert rückgestellt werden, so hat das Bundesvergabeamt im 
Unterschwellenbereich im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 
bis 5 auszusprechen, dass der Vertrag soweit aufgehoben wird, als Teilleistungen 
noch ausständig oder Teilleistungen noch ohne Wertverminderung rückstellbar sind. 

(8) Wenn das Bundesvergabeamt 
 1. im Oberschwellenbereich von der Nichtigerklärung des Vertrages gemäß 

Abs. 3 abgesehen oder gemäß Abs. 4 ausgesprochen hat, dass der Vertrag 
nur teilweise aufgehoben wird, oder 

 2. im Unterschwellenbereich festgestellt hat, dass die Vorgangsweise des 
Auftraggebers auf Grund der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, der 
hierzu ergangenen Verordnungen oder des unmittelbar anwendbaren 
Gemeinschaftsrechts offenkundig unzulässig war, aber von der 
Nichtigerklärung des Vertrages abgesehen hat, weil die Leistung nicht mehr 
oder nur wertvermindert rückgestellt werden kann, 

dann ist eine Geldbuße über den Auftraggeber zu verhängen, die wirksam, 
angemessen und abschreckend sein muss. Die Höchstgrenze für eine Geldbuße 
beträgt 20vH der Auftragssumme. Geldbußen fließen dem Bund zu. 

(9) Das Bundesvergabeamt hat bei der Verhängung der Geldbuße die Schwere 
des Verstoßes, die Vorgangsweise des Auftraggebers sowie sinngemäß die 
Erschwerungs- und Milderungsgründe gemäß § 5 des 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes (VbVG), BGBl. I Nr. 151/2005 heranzuziehen 
und zu berücksichtigen, in welchem Ausmaß der Vertrag aufrecht erhalten wird. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 Unwirksamkeitserklärung des Widerrufes 

§ 335. Das Bundesvergabeamt hat im Anschluss an eine Feststellung gemäß 
§ 312 Abs. 4 Z 3 den Widerruf für unwirksam zu erklären, wenn 
 1. der Antragsteller dies beantragt hat und 
 2. das Interesse der Bieter an der Fortführung des Vergabeverfahrens das 

Interesse des Auftraggebers – auch unter der Berücksichtigung der 
allfälligen betroffenen öffentlichen Interessen – an der Beendigung des 
Vergabeverfahrens überwiegt. 

Korrekturmechanismus und Verfahren der Republik Österreich mit der 
Kommission 

§ 335. (1) Wenn die Kommission in Angelegenheiten des öffentlichen 
Auftragswesens die Republik Österreich zur Stellungnahme auffordert, oder die 
Republik Österreich auffordert, einen vermeintlichen Verstoß gegen die im 
Gemeinschaftsrecht enthaltenen Vergabevorschriften zu beseitigen, so ist nach 
Maßgabe der folgenden Absätze vorzugehen. 

(2) Der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten hat für die rasche 
Weiterleitung von Informationen im Verkehr zwischen der Republik Österreich 
einerseits und der Kommission andererseits zu sorgen. Schreiben der 
Kommission in Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens sind vom 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten unverzüglich an den 
Bundeskanzler weiterzuleiten. Sofern es sich um Auftraggeber handelt, die in 
den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, ist die jeweilige Landesregierung 
zu informieren. Österreichische Stellungnahmen gegenüber der Kommission sind 
auf der Grundlage der vom Auftraggeber und von allenfalls betroffenen 
Unternehmern vorzulegenden schriftlichen Unterlagen des Vergabeverfahrens, 
gegebenenfalls nach Anhörung des Auftraggebers bzw. allfällig beteiligter 
Unternehmer, vom Bundeskanzler vorzubereiten und im Wege der Ständigen 
Vertretung Österreichs bei der EU abzugeben. 

(3) Soweit der Republik Österreich nach den Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechtes Mitteilungspflichten gegenüber der Kommission obliegen, 
hat der betroffene Auftraggeber bzw. die vergebende Stelle oder der betroffene 
Unternehmer dem Bundeskanzler spätestens zehn Tage, Auftraggeber, die 
Tätigkeiten im Sinne der §§ 167 bis 172 ausüben, und Unternehmer, die an 
einem Vergabeverfahren im Bereich der Wasser-, Energie- und 

Korrekturmechanismus und Verfahren der Republik Österreich mit der 
Kommission 

§ 336. (1) Wenn die Kommission in Angelegenheiten des öffentlichen 
Auftragswesens die Republik Österreich zur Stellungnahme auffordert, oder die 
Republik Österreich auffordert, einen vermeintlichen Verstoß gegen die im 
Gemeinschaftsrecht enthaltenen Vergabevorschriften zu beseitigen, so ist nach 
Maßgabe der folgenden Absätze vorzugehen. 

(2) Der Bundesminister für europäische und internationale Angelegenheiten hat 
für die rasche Weiterleitung von Informationen im Verkehr zwischen der Republik 
Österreich einerseits und der Kommission andererseits zu sorgen. Schreiben der 
Kommission in Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens sind vom 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten unverzüglich an den Bundeskanzler 
weiterzuleiten. Sofern es sich um Auftraggeber handelt, die in den 
Vollziehungsbereich eines Landes fallen, ist die jeweilige Landesregierung zu 
informieren. Österreichische Stellungnahmen gegenüber der Kommission sind auf 
der Grundlage der vom Auftraggeber und von allenfalls betroffenen Unternehmern 
vorzulegenden schriftlichen Unterlagen des Vergabeverfahrens, gegebenenfalls nach 
Anhörung des Auftraggebers bzw. allfällig beteiligter Unternehmer, vom 
Bundeskanzler vorzubereiten und im Wege der Ständigen Vertretung Österreichs bei 
der EU abzugeben. 

(3) Soweit der Republik Österreich nach den Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechtes Mitteilungspflichten gegenüber der Kommission obliegen, hat 
der betroffene Auftraggeber bzw. die vergebende Stelle oder der betroffene 
Unternehmer dem Bundeskanzler spätestens zehn Tage, nach Eingang der genannten 
Aufforderung zwecks Weiterleitung an die Kommission folgende Unterlagen 
vorzulegen: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste beteiligt sind, jedoch spätestens 
19 Tage, nach Eingang der genannten Aufforderung zwecks Weiterleitung an die 
Kommission folgende Unterlagen vorzulegen: 
 1. vollständige Unterlagen betreffend das bemängelte Vergabeverfahren 

und die von der Kommission gemäß Abs. 1 behauptete oder festgestellte 
Rechtswidrigkeit, allfällige sonstige zweckdienliche Unterlagen und 

 2. entweder 
 a) einen Nachweis, dass die Rechtswidrigkeit beseitigt wurde, oder 
 b) eine ausführliche Begründung dafür, weshalb die Rechtswidrigkeit 

nicht beseitigt wurde, oder 
 c) die Mitteilung, dass das betreffende Vergabeverfahren entweder auf 

Betreiben des öffentlichen Auftraggebers, des Sektorenauftraggebers 
oder aber im Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens ausgesetzt 
wurde. 

(4) In einer Begründung gemäß Abs. 3 Z 2 lit. b kann insbesondere geltend 
gemacht werden, dass die behauptete Rechtswidrigkeit bereits Gegenstand eines 
Nachprüfungsverfahrens ist. In diesem Fall hat der Auftraggeber den 
Bundeskanzler unverzüglich vom Ausgang dieses Verfahrens zwecks 
Verständigung der Kommission zu unterrichten. 

(5) Nach einer Mitteilung gemäß Abs. 3 Z 2 lit. c hat der öffentliche 
Auftraggeber oder der Sektorenauftraggeber dem Bundeskanzler gegebenenfalls 
unverzüglich die Beendigung der Aussetzung oder die Eröffnung eines neuen 
Vergabeverfahrens, das sich ganz oder teilweise auf das frühere 
Vergabeverfahren bezieht, zwecks Verständigung der Kommission bekannt zu 
geben. In einer derartigen neuerlichen Mitteilung ist entweder zu bestätigen, dass 
die behauptete Rechtswidrigkeit beseitigt wurde oder eine ausführliche 
Begründung dafür zu geben, weshalb die Rechtswidrigkeit nicht beseitigt wurde. 

 1. vollständige Unterlagen betreffend das bemängelte Vergabeverfahren und 
die von der Kommission gemäß Abs. 1 behauptete oder festgestellte 
Rechtswidrigkeit, allfällige sonstige zweckdienliche Unterlagen und 

 2. entweder 
 a) einen Nachweis, dass die Rechtswidrigkeit beseitigt wurde, oder 
 b) eine ausführliche Begründung dafür, weshalb die Rechtswidrigkeit nicht 

beseitigt wurde, oder 
 c) die Mitteilung, dass das betreffende Vergabeverfahren entweder auf 

Betreiben des öffentlichen Auftraggebers, des Sektorenauftraggebers oder 
aber im Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens ausgesetzt wurde. 

(4) In einer Begründung gemäß Abs. 3 Z 2 lit. b kann insbesondere geltend 
gemacht werden, dass die behauptete Rechtswidrigkeit bereits Gegenstand eines 
Nachprüfungsverfahrens ist. In diesem Fall hat der Auftraggeber den Bundeskanzler 
unverzüglich vom Ausgang dieses Verfahrens zwecks Verständigung der 
Kommission zu unterrichten. 

(5) Nach einer Mitteilung gemäß Abs. 3 Z 2 lit. c hat der öffentliche 
Auftraggeber oder der Sektorenauftraggeber dem Bundeskanzler gegebenenfalls 
unverzüglich die Beendigung der Aussetzung oder die Eröffnung eines neuen 
Vergabeverfahrens, das sich ganz oder teilweise auf das frühere Vergabeverfahren 
bezieht, zwecks Verständigung der Kommission bekannt zu geben. In einer 
derartigen neuerlichen Mitteilung ist entweder zu bestätigen, dass die behauptete 
Rechtswidrigkeit beseitigt wurde oder eine ausführliche Begründung dafür zu geben, 
weshalb die Rechtswidrigkeit nicht beseitigt wurde. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bescheinigungsverfahren 

§ 336. (1) Sektorenauftraggeber können ihre Vergabeverfahren und 
Vergabepraktiken regelmäßig von einem Attestor oder einer 
Bescheinigungsstelle untersuchen lassen, um eine Bescheinigung darüber zu 
erhalten, dass diese Verfahren und Praktiken zum gegebenen Zeitpunkt mit den 
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechtes über die Vergabe von Aufträgen und 
mit den Vorschriften des 3. Teiles dieses Bundesgesetzes übereinstimmen. 

(2) Der Attestor oder die Bescheinigungsstelle hat dem 
Sektorenauftraggeber schriftlich über die Ergebnisse der Untersuchung zu 
berichten. Vor Ausstellung einer Bescheinigung gemäß Abs. 1 an den 
Sektorenauftraggeber hat sich der Attestor oder die Bescheinigungsstelle zu 
vergewissern, dass etwaige von ihnen festgestellte Unregelmäßigkeiten in den 
Vergabeverfahren und -praktiken des Sektorenauftraggebers beseitigt worden 
sind und dass der Sektorenauftraggeber geeignete Maßnahmen getroffen hat, die 
ein neuerliches Auftreten dieser Unregelmäßigkeiten verhindern. 

(3) Sektorenauftraggeber, die eine Bescheinigung gemäß Abs. 1 erhalten 
haben, können in Aufrufen zum Wettbewerb folgende Erklärung abgeben: 
„Der Auftraggeber hat gemäß der Richtlinie 92/13/EWG des Rates eine 
Bescheinigung darüber erhalten, dass seine Vergabeverfahren und -praktiken 
am … mit den Vorschriften des Gemeinschaftsrechtes über die Vergabe von 
Aufträgen im Sektorenbereich und mit den Vorschriften der Republik Österreich 
zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts übereinstimmen.“ 

(4) Die Bundesregierung hat durch Verordnung die ÖNORM-EN 45 503 
„Bescheinigungs-Norm für die Bewertung der Auftragsvergabeverfahren von 
Auftraggebern im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
im Telekommunikationssektor“ vom 1. April 1996 für verbindlich zu erklären. 

Bescheinigungsverfahren 
§ 337. (1) Sektorenauftraggeber können ihre Vergabeverfahren und 

Vergabepraktiken regelmäßig von einem Attestor oder einer Bescheinigungsstelle 
untersuchen lassen, um eine Bescheinigung darüber zu erhalten, dass diese Verfahren 
und Praktiken zum gegebenen Zeitpunkt mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechtes über die Vergabe von Aufträgen und mit den Vorschriften des 
3. Teiles dieses Bundesgesetzes übereinstimmen. 

(2) Der Attestor oder die Bescheinigungsstelle hat dem Sektorenauftraggeber 
schriftlich über die Ergebnisse der Untersuchung zu berichten. Vor Ausstellung einer 
Bescheinigung gemäß Abs. 1 an den Sektorenauftraggeber hat sich der Attestor oder 
die Bescheinigungsstelle zu vergewissern, dass etwaige von ihnen festgestellte 
Unregelmäßigkeiten in den Vergabeverfahren und -praktiken des 
Sektorenauftraggebers beseitigt worden sind und dass der Sektorenauftraggeber 
geeignete Maßnahmen getroffen hat, die ein neuerliches Auftreten dieser 
Unregelmäßigkeiten verhindern. 

(3) Sektorenauftraggeber, die eine Bescheinigung gemäß Abs. 1 erhalten haben, 
können in Aufrufen zum Wettbewerb folgende Erklärung abgeben: 
„Der Auftraggeber hat gemäß der Richtlinie 92/13/EWG des Rates eine 
Bescheinigung darüber erhalten, dass seine Vergabeverfahren und -praktiken am … 
mit den Vorschriften des Gemeinschaftsrechtes über die Vergabe von Aufträgen im 
Sektorenbereich und mit den Vorschriften der Republik Österreich zur Umsetzung 
des Gemeinschaftsrechts übereinstimmen.“ 

(4) Die Bundesregierung hat durch Verordnung die ÖNORM-EN 45 503 
„Bescheinigungs-Norm für die Bewertung der Auftragsvergabeverfahren von 
Auftraggebern im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im 
Telekommunikationssektor“ vom 1. April 1996 für verbindlich zu erklären. 

Außerstaatliche Schlichtung 
§ 337. (1) Jeder Bewerber oder Bieter, der ein Interesse an einem 

bestimmten Auftrag, auf den die Bestimmungen des 3. Teiles dieses 
Bundesgesetzes zur Anwendung kommen, hat oder hatte und der behauptet, dass 
ihm im Zusammenhang mit dem Verfahren für die Vergabe dieses Auftrages 
durch einen Verstoß gegen die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechtes über die 
Vergabe von Aufträgen, gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder 
gegen die auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen ein 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht, kann ein Schlichtungsverfahren 
vor der Kommission schriftlich – sofern es sich um Sektorenauftraggeber 
handelt, die in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, im Wege der 
jeweiligen Landesregierung – beantragen. Dieser Antrag ist beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Arbeit einzubringen. Dieser hat den Antrag im Wege der 
Ständigen Vertretung Österreichs bei der EU unverzüglich an die Kommission 
weiterzuleiten und den Bundeskanzler zu unterrichten. 

(2) Jede am Schlichtungsverfahren beteiligte Partei hat unverzüglich einen 
Schlichter zu benennen und der Kommission bekannt zu geben, ob sie den von 
der Kommission vorgeschlagenen Schlichter akzeptiert. Die Schlichter können 
höchstens zwei weitere einschlägig qualifizierte Personen als Sachverständige, 
die sie in ihrer Arbeit beraten, hinzuziehen. Die am Schlichtungsverfahren 
beteiligten Parteien und die Kommission können die von den Schlichtern 
vorgeschlagenen Sachverständigen ablehnen. 

(3) Ist bereits in Bezug auf den in Abs. 1 bezeichneten Auftrag ein 
Schlichtungs- oder Nachprüfungsverfahren bei einer Vergabekontrollbehörde 
anhängig, so hat der betroffene Sektorenauftraggeber die Schlichter davon in 
Kenntnis zu setzen. Die Schlichter haben den Bewerber oder Bieter, der das 
Schlichtungs- oder Nachprüfungsverfahren beantragt hat, von der Einleitung des 
außerstaatlichen Schlichtungsverfahrens zu unterrichten. Sie haben den 
Bewerber oder Bieter aufzufordern, binnen einer Frist von drei Tagen 
mitzuteilen, ob er dem außerstaatlichen Schlichtungsverfahren beitritt. Der 
Beitritt zu einem außerstaatlichen Schlichtungsverfahren hat keinerlei 
Auswirkungen auf das anhängige Schlichtungs- oder Nachprüfungsverfahren vor 
einer Vergabekontrollbehörde. Weigert sich der Bewerber oder Bieter, dem 
außerstaatlichen Schlichtungsverfahren beizutreten, so können die Schlichter, 
wenn sie der Auffassung sind, dass der Beitritt des Bewerbers oder Bieters zur 
Beilegung der Streitigkeit erforderlich ist, mit Mehrheit die Einstellung des 
außerstaatlichen Schlichtungsverfahrens beschließen. Der Beschluss ist der 
Kommission unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 

(4) Die Schlichter haben dem Antragsteller, dem Sektorenauftraggeber und 
allen anderen am Vergabeverfahren beteiligten Bewerbern oder Bietern 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie haben unter Beachtung der 
Bestimmungen des EGV und der Grundsätze dieses Bundesgesetzes auf eine 
gütliche Einigung zwischen den Parteien hinzuwirken; sie haben der 
Kommission über ihre Schlussfolgerungen und über alle Ergebnisse des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verfahrens zu berichten. 

(5) Der Antragsteller und der betroffene Sektorenauftraggeber können 
jederzeit das Verfahren durch die Erklärung, das Verfahren nicht mehr fortsetzen 
zu wollen, beenden. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, haben sie die 
ihnen im außerstaatlichen Schlichtungsverfahren erwachsenden Kosten selbst zu 
bestreiten. Die Kosten des Verfahrens sind von den Parteien zu gleichen Teilen 
zu tragen. Über den Ersatz sonstiger Kosten hat auf Antrag der Bundesminister 
für Wirtschaft und Arbeit zu entscheiden. 

(6) Die Bundesregierung hat durch Verordnung nähere Regelungen 
betreffend den Schriftverkehr mit der Kommission, die Ausgestaltung des 
außerstaatlichen Schlichtungsverfahrens, die allfällige Beteiligung 
österreichischer Behörden am Verfahren und die Auswahl der Schlichter für das 
Schlichtungsverfahren zu erlassen. 

§ 341. (1) ... 
(2) Eine Schadenersatzklage ist nur zulässig, wenn zuvor eine Feststellung 

der jeweils zuständigen Vergabekontrollbehörde erfolgt ist, dass 
 1. wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz oder die hierzu 

ergangenen Verordnungen oder wegen eines Verstoßes gegen 
unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht der Zuschlag nicht gemäß 
den Angaben in der Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten 
Preis oder dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt 
wurde, oder 

 2. die Wahl der Direktvergabe oder eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung nicht zu Recht erfolgte, oder 

 3. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines 
Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz oder die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder wegen eines Verstoßes gegen unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 4. eine Zuschlagserteilung, die ohne Verfahrensbeteiligung weiterer 
Unternehmer direkt an einen Unternehmer erfolgte, auf Grund der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes offenkundig unzulässig war, oder 

 5. der Auftraggeber nach erheblicher Überschreitung der Zuschlagsfrist 
und entgegen dem Ersuchen des Bieters um Fortführung des Verfahrens 
das Verfahren weder durch eine Widerrufserklärung oder 

§ 341. (1) ... 
(2) Eine Schadenersatzklage ist nur zulässig, wenn zuvor eine Feststellung der 

jeweils zuständigen Vergabekontrollbehörde erfolgt ist, dass 
 1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu 

ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht nicht gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde, oder 

 2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb wegen eines Verstoßes gegen 
dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung gemäß 
den §§ 131 bzw. 272 wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 4. der Zuschlag bei der Vergabe einer Leistung, deren geschätzter Auftragswert 
zumindest die in den §§ 12 Abs. 1 bzw. 180 Abs. 1 genannten 
Schwellenwerte erreicht, auf Grund einer Rahmenvereinbarung oder eines 
dynamischen Beschaffungssystems wegen eines Verstoßes gegen § 152 
Abs. 5 und 6, § 158 Abs. 2 bis 5 oder § 290 Abs. 2 bis 5 rechtswidrig war, 
oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zuschlagserteilung beendet noch das Verfahren in angemessener Weise 
fortgeführt hat. 

... 

 5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines Verstoßes 
gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder 
unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 6. der Auftraggeber nach erheblicher Überschreitung der Zuschlagsfrist und 
entgegen dem Ersuchen des Bieters um Fortführung des Verfahrens das 
Verfahren weder durch eine Widerrufserklärung oder Zuschlagserteilung 
beendet noch das Verfahren in angemessener Weise fortgeführt hat.“ 

... 
§ 344. (1) Wer als Auftraggeber, dessen Organe nicht gemäß Art. 20 B-VG 

weisungsgebunden sind, oder als von einem Verfahren zwischen der Republik 
Österreich und der Kommission betroffene vergebende Stelle oder betroffener 
Unternehmer seine Mitteilungs-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten gemäß den 
§§ 44, 45, 205, 206, 313 Abs. 1 oder 335 verletzt, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 15 000 Euro zu bestrafen. 

§ 344. (1) Wer als Auftraggeber, dessen Organe nicht gemäß Art. 20 B-VG 
weisungsgebunden sind, oder als von einem Verfahren zwischen der Republik 
Österreich und der Kommission betroffene vergebende Stelle oder betroffener 
Unternehmer seine Mitteilungs-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten gemäß den §§ 44, 
45, 205, 206, 313 Abs. 1 oder 336 verletzt, begeht eine Verwaltungsübertretung und 
ist mit Geldstrafe bis zu 15 000 Euro zu bestrafen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
In-Kraft-Tretens-, Außer-Kraft-Tretens- und Übergangsvorschriften 
§ 345. ... 

Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsvorschriften 
§ 345. ... 
(14) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2009 neu 

gefassten Bestimmungen und für das Außerkrafttreten der durch dieses Bundesgesetz 
aufgehobenen Bestimmungen gilt Folgendes: 
 1. Das Inhaltsverzeichnis, § 2 Z 29 (neu), Z 33 (neu), Z 47 (neu) und Z 48 lit. b, 

die (neuen) Ziffernbezeichnungen der bisherigen Z 29 sowie 34 bis 50 des 
§ 2, § 10 Z 2, 4, 14 und Z 17 lit. b, § 11, § 12 Abs. 1 und 2, § 18, § 20 
Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 43 Abs. 1 erster Satz und Abs. 4, § 44 Abs. 1, § 45, 
§ 46 Abs. 2, § 49, § 53 Abs. 4 Z 3 und Abs. 5, § 54 Abs. 6, § 55 Abs. 5 und 
6, § 70 samt Überschrift, § 71 Einleitungssatz, § 72 Abs. 1 erster Satz und 
Abs. 4, § 76 samt Überschrift, die Neubezeichnung der bisherigen §§ 79 und 
80, § 80 (neu) samt Überschrift, § 83 samt Überschrift, § 88 samt 
Überschrift, § 89 samt Überschrift, § 93 zweiter Satz, § 103 Abs. 3, 4 und 
Abs. 5 dritter Satz, § 108 Abs. 1 Z 2 und 7, § 112 Abs. 3 erster Satz, die 
Überschrift vor § 114, § 114 Abs. 1 zweiter und dritter Satz, Abs. 3 und 
Abs. 4 erster Satz, § 115, § 118 Abs. 6 letzter Satz, § 119 Abs. 1 erster und 
zweiter Satz, § 121 Abs. 4 zweiter Satz und Abs. 6 letzter Satz, § 123 samt 
Überschrift, § 125 Abs. 3 Z 2 und Abs. 6 § 128 Abs. 2 und 3, § 129 Abs. 1 
Z 11 und Abs. 2 letzter Satz, § 131 samt Überschrift, § 132 samt Überschrift, 
§ 134 Abs. 3, § 140 Abs. 1 erster Satz, Abs. 2 zweiter Satz, Abs. 3 und 4 
sowie die neuen Absatzbezeichnungen der bisherigen Abs. 6 bis 10, § 141 
Abs. 1, § 142 Abs. 1 und 3, § 151 Abs. 3 sechster bis elfter Satz, § 154 
Abs. 4 zweiter Satz, § 155 Abs. 8, § 159 Abs. 1, § 160 Abs. 5 zweiter Satz, 
§ 175 Z 12 und 20, § 177, § 178 Abs. 2 und 3, § 179 Abs. 4 bis 6, § 180 
Abs. 1 und 2, § 186, § 188 Abs. 1, § 197 Abs. 3, § 201 Abs. 1, § 204 Abs. 1 
erster Satz und Abs. 4, § 205 Abs. 1, § 206, § 207 Abs. 2, § 210, § 214 
Abs. 2 Z 3, § 217 Abs. 7, § 219 Abs. 5 und 6, § 231 samt Überschrift, § 233 
samt Überschrift, § 235 (neu) Abs. 6 und 7, die Neubezeichnung der 
bisherigen §§ 236 und 237, § 237 (neu) samt Überschrift, § 240 samt 
Überschrift, § 257 Abs. 1 Z 2 und 6, § 260 Abs. 3 erster Satz, die Überschrift 
vor § 262, § 262 Abs. 1, § 265 Abs. 1 erster und zweiter Satz, § 267 samt 
Überschrift, § 268 Abs. 4, § 269 Abs. 1 Z 7 und Abs. 3 letzter Satz, § 272 
samt Überschrift, § 273 samt Überschrift, § 275, § 279 Abs. 1 erster Satz, 
Abs. 3 und 4 sowie die neuen Absatzbezeichnungen der bisherigen Abs. 6 
bis 10, § 280 Abs. 1, § 286 Abs. 4 zweiter Satz, § 287 Abs. 8, § 291 Abs. 1, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 292 Abs. 4, § 293 Abs. 4, § 297 Abs. 4 und 6 Z 1, § 298, § 299 Abs. 3, 
§ 300 Abs. 2, § 301 Abs. 2, § 306 Abs. 2, § 309 Abs. 1, § 311, § 312 Abs. 3 
und 4, § 315 Abs. 1 erster Satz, § 318 Abs. 1 Z 1, 2 und 7, § 321, § 322 
Abs. 1 Z 2, § 328 Abs. 2 Z 1, § 330 Abs. 3, § 331 Abs. 1, § 332 Abs. 1 Z 2 
sowie Abs. 2, 3 und 7, § 333 Abs. 2, § 334 samt Überschrift, § 335 (neu) 
samt Überschrift, die Neubezeichnung der bisherigen §§ 335 und 336, § 336, 
§ 341 Abs. 2 erster Satz, § 344 Abs. 1, die Überschrift vor § 345, die 
Überschrift vor § 346, § 349 und § 351 sowie Anhang V, Anhang XV lit. A 
Z 3 und Anhang XIX treten mit 20. Dezember 2009 in Kraft; gleichzeitig 
treten § 43 Abs. 6 zweiter Satz, der 3. Unterabschnitt des 2. Teiles, 
3. Hauptstück, 5. Abschnitt, § 102 Abs. 1 zweiter Satz, § 140 Abs. 1 zweiter 
und dritter Satz und Abs. 5, § 178 Abs. 4, § 204 Abs. 6 zweiter Satz, die 
Überschrift vor § 228 „1. Unterabschnitt  Allgemeine Bestimmungen 
betreffend die Eignung und deren Prüfung“, der 2. Unterabschnitt des 
3. Teiles, 3 Hauptstück, 5. Abschnitt, § 250 Abs. 1 zweiter Satz und § 279 
Abs. 1 zweiter und dritter Satz sowie Abs. 5 und § 337 samt Überschrift 
außer Kraft. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2009 bereits eingeleiteten Vergabeverfahren sind nach der 
bisherigen Rechtslage zu Ende zu führen. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 beim Bundesvergabeamt anhängige 
Verfahren sind vom Bundesvergabeamt nach der bisherigen Rechtslage 
fortzuführen. 

 2. Die Verordnung der Bundesregierung betreffend die Gebühren für die 
Inanspruchnahme des Bundesvergabeamtes, BGBl. II Nr. 366/2007, tritt mit 
dem in Z 1 genannten Zeitpunkt außer Kraft. 

Erlassung und In-Kraft-Treten von Verordnungen 
§ 346. ... 

Erlassung und Inkrafttreten von Verordnungen 
§ 346. ... 

§ 349. (1) Soweit die Vollziehung der in diesem Bundesgesetz geregelten 
Angelegenheiten nicht Landessache ist, ist mit der Vollziehung 
 1. der §§ 18, 50, 52 Abs. 1, 55 Abs. 2, 186, 211, 216 Abs. 1, 219 Abs. 2, 

270 Abs. 3 der Bundeskanzler, 
 2. des § 335 Abs. 2 vierter Satz der Bundeskanzler und der Bundesminister 

für auswärtige Angelegenheiten, 
 3. der §§ 179 Abs. 5 fünfter Satz und 335 Abs. 2 erster und zweiter Satz 

der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, 

§ 349. (1) Soweit die Vollziehung der in diesem Bundesgesetz geregelten 
Angelegenheiten nicht Landessache ist, ist mit der Vollziehung 
 1. der §§ 18, 50, 52 Abs. 1, 55 Abs. 2, 186, 211, 216 Abs. 1, 219 Abs. 2, 270 

Abs. 3 der Bundeskanzler, 
 2. des § 336 Abs. 2 vierter Satz der Bundeskanzler und der Bundesminister für 

europäische und internationale Angelegenheiten, 
 3. der §§ 179 Abs. 5 fünfter Satz und 336 Abs. 2 erster und zweiter Satz der 

Bundesminister für europäische und internationale Angelegenheiten, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 4. der §§ 45, 72 Abs. 4 erster Satz, 178 Abs. 4, 179 Abs. 4 fünfter und 

sechster Satz, 206 und 337 Abs. 1 der Bundesminister für auswärtige 
Angelegenheiten und der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, 

 5. der §§ 338 bis 341 der Bundesminister für Justiz, 
 6. der §§ 44 Abs. 1, 72 Abs. 4 zweiter Satz, 125 Abs. 6, 179 Abs. 4 erster 

bis vierter Satz, 179 Abs. 5 siebenter und achter Satz und Abs. 6, 205 
Abs. 1, 268 Abs. 4, 291 Abs. 1, 292 Abs. 4, 293 Abs. 4, 297 Abs. 4 
zweiter Satz und Abs. 6 Z 1, 298 zweiter Satz, 299 Abs. 3, 301 Abs. 2, 
309 Abs. 1, 311 zweiter Satz und 337 Abs. 5 der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit, 

 7. der übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, soweit nur der 
Wirkungsbereich eines Bundesministers betroffen ist, dieser 
Bundesminister, und 

 8. im Übrigen die Bundesregierung 
betraut. 
(2) Soweit völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs oder die Änderung 

gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften dies erfordern oder dies auf Grund von 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften zulässig ist, kann die Bundesregierung 
durch Verordnung bestimmen, dass anstelle der Anhänge I bis XIV und XVI bis 
XVIII andere Abgrenzungen des Geltungsbereiches maßgeblich oder anstelle 
der aus den Anhängen ersichtlichen andere Listen der Berufsbezeichnungen oder 
Gemeinschaftsvorschriften bzw. Angaben für Bekanntmachungen zu verwenden 
sind oder andere Merkmale für die Veröffentlichung bzw. andere Anforderungen 
an die Vorrichtungen für die Entgegennahme von elektronisch übermittelten 
Datensätzen gelten. Soweit dies im Interesse einer einheitlichen und 
sachgerechten Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen erforderlich ist, 
kann die Bundesregierung durch Verordnung bestimmen, dass anstelle des 
Anhanges XV andere Muster zur Bekanntmachung zu verwenden sind. 

 4. der §§ 45, 72 Abs. 4 erster Satz, 178 Abs. 4, 179 Abs. 4 fünfter und sechster 
Satz sowie 206 der Bundesminister für europäische und internationale 
Angelegenheiten und der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend, 

 5. der §§ 338 bis 341 der Bundesminister für Justiz, 
 6. der §§ 44 Abs. 1, 72 Abs. 4 zweiter Satz, 125 Abs. 6, 179 Abs. 4 erster bis 

vierter Satz, 179 Abs. 5 siebenter und achter Satz und Abs. 6, 205 Abs. 1, 
268 Abs. 4, 291 Abs. 1, 292 Abs. 4, 293 Abs. 4, 297 Abs. 4 zweiter Satz und 
Abs. 6 Z 1, 298 zweiter Satz, 299 Abs. 3, 301 Abs. 2, 309 Abs. 1 und 311 
zweiter Satz der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend, 

 7. der übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, soweit nur der 
Wirkungsbereich eines Bundesministers betroffen ist, dieser Bundesminister, 
und 

 8. im Übrigen die Bundesregierung 
betraut. 

(2) Soweit völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs oder die Änderung 
gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften dies erfordern oder dies auf Grund 
gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften zulässig ist, kann die Bundesregierung durch 
Verordnung bestimmen, dass anstelle der Anhänge I bis XIV und XVI bis XVIII 
sowie XIX andere Abgrenzungen des Geltungsbereiches maßgeblich oder anstelle 
der aus den Anhängen ersichtlichen andere Listen der Berufsbezeichnungen oder 
Gemeinschaftsvorschriften bzw. Angaben für Bekanntmachungen zu verwenden sind 
oder andere Merkmale für die Veröffentlichung bzw. andere Anforderungen an die 
Vorrichtungen für die Entgegennahme von elektronisch übermittelten Datensätzen 
gelten oder andere Daten zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer 
anfallenden Kosten von Straßenfahrzeugen heranzuziehen sind. Soweit dies zur 
Beachtung der vergaberechtlichen Grundsätze und im Interesse einer einheitlichen 
Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen im Unterschwellenbereich 
erforderlich ist, kann die Bundesregierung durch Verordnung bestimmen, dass andere 
Muster für die Bekanntmachung von Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich 
gemäß Anhang XV zu verwenden sind. 

§ 351. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft umgesetzt bzw. berücksichtigt: 
 1. Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur 

Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 

§ 351. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft umgesetzt bzw. berücksichtigt: 
 1. Richtlinie 89/665/EWG zur Koordinierung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im 
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Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe 
öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (Rechtsmittelrichtlinie), ABl. 
Nr. L 395 vom 30. Dezember 1989, S. 33, in der Fassung von Art. 41 
der Richtlinie 92/50/EWG. 

 2. Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe 
durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(Sektorenrechtsmittelrichtlinie), ABl. Nr. L 76 vom 23. März 1992, 
S. 14. 

 3. Richtlinie 94/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. Mai 1994 über die Erteilung und Nutzung von Genehmigungen zur 
Prospektion, Exploration und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen, 
ABl. Nr. L 164 vom 30. Juni 1994, S. 3. 

 4. Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie der Postdienste, ABl. Nr. L 134 vom 30.4.2004 S. 1, idF der 
Berichtigungen ABl. Nr. L 358 vom 3.12.2004 S. 35, und ABl. 
Nr. L 305 vom 24.11.2005 S. 46. 

 5. Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge, 
ABl. Nr. L 134 vom 30.4.2004 S. 114, idF der Berichtigung ABl. 
Nr. L 351 vom 26.11.2004 S. 44, und der Richtlinie 2005/75/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2005 zur 
Berichtigung der Richtlinie 2004/18/EG über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 
Dienstleistungsaufträge, ABl. Nr. L 323 vom 9.12.2005 S. 55. 

 6. Entscheidung 2005/15/EG der Kommission vom 7. Januar 2005 über die 
Durchführungsmodalitäten für das Verfahren nach Artikel 30 der 
Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie der Postdienste, ABl. Nr. L 7 vom 11.1.2005 S. 7. 

Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge 
(Rechtsmittelrichtlinie), ABl. Nr. L 395 vom 30.12.1989 S. 33, idF der 
Richtlinie 92/50/EWG über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Dienstleistungsaufträge, ABl. Nr. L 209 vom 24.07.1992 S. 1, 
und der Richtlinie 2007/66/EG zur Änderung der Richtlinien 89/665/EWG 
und 92/13/EWG im Hinblick auf die Verbesserung der Wirksamkeit der 
Nachprüfungsverfahren bezüglich der Vergabe öffentlicher Aufträge, 
ABl. Nr. L 335 vom 20.12.2007 S. 31. 

 2. Richtlinie 92/13/EWG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften 
über die Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor 
(Sektorenrechtsmittelrichtlinie), ABl. Nr. L 76 vom 23.03.1992 S. 14, idF 
der Richtlinie 2007/66/EG zur Änderung der Richtlinien 89/665/EWG und 
92/13/EWG im Hinblick auf die Verbesserung der Wirksamkeit der 
Nachprüfungsverfahren bezüglich der Vergabe öffentlicher Aufträge, 
ABl. Nr. L 335 vom 20.12.2007 S. 31. 

 3. Richtlinie 94/22/EG über die Erteilung und Nutzung von Genehmigungen 
zur Prospektion, Exploration und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen, 
ABl. Nr. L 164 vom 30.06.1994 S. 3. 

 4. Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 über das Gemeinsame Vokabular für 
öffentliche Aufträge (CPV), ABl. Nr. L 340 vom 16.12.2002, S. 1, idF der 
Verordnung (EG) Nr. 213/2008 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2195/2002 über das Gemeinsame Vokabular für öffentliche Aufträge 
(CPV) und der Vergaberichtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG im Hinblick 
auf die Überarbeitung des Vokabulars, ABl. Nr. L 74 vom 15.03.2008 S. 1, 
idF der Berichtigung ABl. Nr. L 198 vom 26.07.2008 S. 74. 

 5. Richtlinie 2004/17/EG zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie der Postdienste, ABl. Nr. L 134 vom 30.04.2004 S. 1, idF der 
Berichtigungen ABl. Nr. L 358 vom 03.12.2004 S. 35, und ABl. Nr. L 305 
vom 24.11.2005 S. 46, und der Verordnung (EG) Nr. 213/2008 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 über das Gemeinsame 
Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV) und der Vergaberichtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG im Hinblick auf die Überarbeitung des 
Vokabulars, ABl. Nr. L 74 vom 15.03.2008 S. 1, idF der Berichtigung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 7. Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 der Kommission vom 7. September 

2005 zur Einführung von Standardformularen für die Veröffentlichung 
von Vergabebekanntmachungen im Rahmen von Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Aufträge gemäß der Richtlinie 2004/17/EG und der 
Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, 
ABl. Nr. L 257 vom 01.10.2005 S. 1. 

 8. Richtlinie 2005/51/EG der Kommission vom 7. September 2005 zur 
Änderung von Anhang XX der Richtlinie 2004/17/EG und von 
Anhang VIII der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über öffentliche Aufträge, ABl. Nr. L 257 vom 
01.10.2005 S. 127. 

 9. Verordnung (EG) Nr. 2083/2005 der Kommission vom 19. Dezember 
2005 zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 
Schwellenwerte für die Anwendung auf Verfahren zur Auftragsvergabe, 
ABl. Nr. L 333 vom 20. Dezember 2005 S 28. 

 10. Richtlinie 2006/97/EG des Rates vom 20. November 2006 zur 
Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich freier Warenverkehr 
anlässlich des Beitritts Bulgariens und Rumäniens, ABl. Nr. L 363 vom 
20.12.2006 S. 107. 

 11. Richtlinie 2006/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
05. April 2006 über Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen 
und zur Aufhebung der Richtlinie 93/76/EWG des Rates, ABl. Nr. L 114 
vom 27.04.2006 S. 64. 

ABl. Nr. L 198 vom 26.07.2008 S. 74, idF der Entscheidung 2008/963/EG 
zur Änderung der Anhänge der Vergaberichtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG im Hinblick auf ihre Verzeichnisse der Auftraggeber und der 
öffentlichen Auftraggeber, ABl. Nr. L 349 vom 24.12.2008 S. 1. 

 6. Richtlinie 2004/18/EG über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge, ABl. 
Nr. L 134 vom 30.04.2004 S. 114, idF der Berichtigung ABl. Nr. L 351 vom 
26.11.2004 S. 44, und der Richtlinie 2005/75/EG zur Berichtigung der 
Richtlinie 2004/18/EG über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge, ABl. 
Nr. L 323 vom 09.12.2005 S. 55, und der Verordnung (EG) Nr. 213/2008 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 über das Gemeinsame 
Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV) und der Vergaberichtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG im Hinblick auf die Überarbeitung des 
Vokabulars, ABl. Nr. L 74 vom 15.03.2008 S. 1, idF der Berichtigung 
ABl. Nr. L 198 vom 26.07.2008 S. 74, idF der Entscheidung 2008/963/EG 
zur Änderung der Anhänge der Vergaberichtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG im Hinblick auf ihre Verzeichnisse der Auftraggeber und der 
öffentlichen Auftraggeber, ABl. Nr. L 349 vom 24.12.2008 S. 1. 

 7. Entscheidung 2005/15/EG über die Durchführungsmodalitäten für das 
Verfahren nach Artikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG zur Koordinierung der 
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- 
und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste, ABl. Nr. L 7 vom 
11.01.2005 S. 7. 

 8. Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 zur Einführung von Standardformularen für 
die Veröffentlichung von Vergabebekanntmachungen im Rahmen von 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge gemäß der Richtlinie 
2004/17/EG und der Richtlinie 2004/18/EG , ABl. Nr. L 257 vom 
01.10.2005 S. 1, idF der Verordnung (EG) Nr. XX/2009 ….... 

 9. Richtlinie 2005/51/EG zur Änderung von Anhang XX der Richtlinie 
2004/17/EG und von Anhang VIII der Richtlinie 2004/18/EG über 
öffentliche Aufträge, ABl. Nr. L 257 vom 01.10.2005 S. 127. 

 10. Richtlinie 2006/97/EG zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich 
freier Warenverkehr anlässlich des Beitritts Bulgariens und Rumäniens, ABl. 
Nr. L 363 vom 20.12.2006 S. 107. 

 11. Richtlinie 2006/32/EG über Endenergieeffizienz und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Energiedienstleistungen und zur Aufhebung der Richtlinie 93/76/EWG des 
Rates, ABl. Nr. L 114 vom 27.04.2006 S. 64. 

 12. Richtlinie 2007/24/EG zur Aufhebung der Richtlinie 71/304/EWG zur 
Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem 
Gebiet der öffentlichen Bauaufträge und bei öffentlichen Bauaufträgen, die 
an die Auftragnehmer über ihre Agenturen oder Zweigniederlassungen 
vergeben werden, ABl. Nr. L 154 vom 14.06.2007 S. 22. 

 13. Verordnung (EG) Nr. 1422/2007 zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG 
und 2004/18/EG im Hinblick auf die Schwellenwerte für 
Auftragsvergabeverfahren, ABl. Nr. L 317 vom 05.12.2007 S. 34. 

 14. Entscheidung 2008/585/EG zur Freistellung der Erzeugung von Strom in 
Österreich von der Anwendung der Richtlinie 2004/17/EG zur 
Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der 
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste, ABl. 
Nr. L 188 vom 16.07.2008 S. 28. 

 15. Richtlinie 2009/../EG über die Förderung sauberer und energieeffizienter 
Straßenfahrzeuge, ABl. Nr. L xxx vom ….. 2009 S. xxx.“ 

Anhang V

Liste der zentralen öffentlichen Auftraggeber gemäß den  
§§ 12 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 Z 1, 44 Abs. 2 Z 1 

 1. Bundeskanzleramt 
 2. Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten 
 3. Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
 4. Bundesministerium für Finanzen 
 5.  Bundesministerium für Gesundheit und Frauen 
 6. Bundesministerium für Inneres 
 7. Bundesministerium für Justiz 
 8. Bundesministerium für Landesverteidigung*) 
 9. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft 
 10. Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und 

Konsumentenschutz 

Anhang V 

Liste der zentralen öffentlichen Auftraggeber gemäß den  
§§ 12 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 Z 1, 44 Abs. 2 

 1. Bundeskanzleramt 
 2. Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten 
 3. Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
 4. Bundesministerium für Finanzen 
 5.  Bundesministerium für Gesundheit 
 6. Bundesministerium für Inneres 
 7. Bundesministerium für Justiz 
 8. Bundesministerium für Landesverteidigung*) und Sport 
 9. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft 
 10. Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur 
 11. Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 11. Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
 12. Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
 13. Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen 
 14. Österreichisches Forschungs- und Prüfzentrum Arsenal Gesellschaft m. 

b. H. 
 15. Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge 
 16. Bundesbeschaffung Ges. m. b. H. 
 17. Bundesrechenzentrum Ges. m. b. H 
 
*) Vgl. dazu die Warenliste in Anhang VI.“ 
 

 

 12. Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend 
 13. Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 
 14. Österreichisches Forschungs- und Prüfzentrum Arsenal Gesellschaft m. b. H. 
 15. Bundesbeschaffung Ges. m. b. H. 
 16. Bundesrechenzentrum Ges. m. b. H 
  
*) Vgl. dazu die Warenliste in Anhang VI.“ 
  

 

Anhang XV

Muster für die Bekanntmachung von Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich 

A. … 
 …  
 3. Hinweis auf das allfällige Erfordernis einer Anerkennung oder 

Gleichhaltung gemäß den §§ 373c, 373d und 373e GewO 1994, BGBl. 
Nr. 194, oder einer Bestätigung gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-
Architektenverordnung, BGBl. Nr. 694/1995, oder einer Bestätigung 
gemäß § 1 Abs. 4 der EWR-Ingenieurkonsulentenverordnung, BGBl. 
Nr. 695/1995. 

Anhang XV 

Muster für die Bekanntmachung von Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich 

A. … 
 …  
 3. Hinweis auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für 

die Zulässigkeit der Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie auf die 
Verpflichtung gemäß § 20 Abs. 1. 

Anhang XIX
Gebühren für die Inanspruchnahme des Bundesvergabeamtes 

Anhang XIX 
Daten zur Berechnung bestimmter über die gesamte Lebensdauer anfallenden 
externen Kosten von Straßenfahrzeugen  
 
Tabelle 1: Energiegehalt von Kraftstoffen 
 
Kraftstoff Energiegehalt 

61/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

73 von 75



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Direktvergaben ……………………………………………………….  200 € 
 
Direkte Zuschlagserteilungen (§ 133 Abs. 3, § 267 Abs. 3) im Oberschwellen- 
bereich ……………………………………………………………….. 500 € 
Direkte Zuschlagserteilungen (§ 133 Abs. 3, § 267 Abs. 3) im Unterschwellen- 
bereich ……………………………………………………………….. 250 € 
 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im Unter- 
schwellenbereich 
Bauaufträge  ………………………………………………………. 400 € 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge  ………………………….. 300 € 
Geistige Dienstleistungen …………………………………………..  350 € 
 
Nicht offene Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung im Unter- 
schwellenbereich 
Bauaufträge ………………………………………………………. 600 € 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge  …………………………... 350 € 
 
Sonstige Verfahren im Unterschwellenbereich 
Bauaufträge  …..………………………………………………….. 2500 € 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge  …………………………… 800 € 
 
Sonstige Verfahren im Oberschwellenbereich 
Bauaufträge  ………………………………………………………. 5000 € 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge  ………………………….. 1600 €  

Dieselkraftstoff 36 MJ/Liter 

Ottokraftstoff 32 MJ/Liter 

Erdgas 33-38 MJ/Nm3 

LPG 24 MJ/Liter 

Ethanol 21 MJ/Liter 

Biodiesel 33 MJ/Liter 

Emulsionskraftstoff 32 MJ/Liter 

Wasserstoff 11 MJ/Nm3 

 

 
Tabelle 2: Emissionskosten im Straßenverkehr (Preise von 2007) 
 

CO2 NOx Nichtmethan-
Kohlenwasserstoffe 

Partikel 

0,03-0,04 EUR/kg 0,0044 EUR/g 0,001 EUR/g 0,087 EUR/g 
 
 
Tabelle 3: Gesamtkilometerleistung von Straßenfahrzeugen 
 
Fahrzeugklasse 
(Kategorien M and N gemäß der Richtlinie 2007/46/EG) 

Gesamtkilometer-
leistung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Personenkraftwagen (M1) 200 000 km 

Leichte Nutzfahrzeuge (N1) 250 000 km 

Schwere Nutzfahrzeuge (N2, N3) 1 000 000 km 

Busse (M2, M3) 800 000 km“ 
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